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Editorial 



Selbst siebzig Jahre nach dem Osteraufstand von 1916, als radikale irische Nationalisten und Gewerkschafter mit paramilitä- 
rischen Verbänden in Dublin aufmarschierten und eine provisorische National regierung Irlands ausriefen, kommt Irland 
nicht zur Ruhe. Damals war der mit massiven militärischen Verbänden niedergeschlagene Aufstand der Auftakt für einen 
von 1918 bis 1921 dauernden Befreiungskampf der Iren, der schließlich zur Unabhängigkeit des Südteils von Irland führte. 
Bis heute steht der Norden des Landes unter kolonialer Herrschaft der Briten; eine grundsätzliche Änderung der britischen 
Irlandpolitik zeichnet sich nicht ab, obwohl Nordirland den britischen Steuerzahler Milliarden jährlich kostet. 

Mitte November des vergangenen Jahres wurde nun mit dem sogenannten Nordirland- Abkommen ein angeblich neues Ka- 
pitel der irisch-britischen Beziehungen aufgeschlagcn. Schmackhaft gemacht hatte Frau Thatcher dieses Abkommen ihrem 
irischen Kollegen Fitzgerald, indem den Iren zugestanden wurde, an bestimmten Verwaltungsentscheidungen in Nordirland 
teilzunehmen. Vor allem aber soll der Nachrichtenaustausch der Polizeikräfte verbessert werden, um fahndungstechnische 
Maßnahmen beiderseits der irischen Grenze leichter durchführen zu können. Das von beiden Staaten vereinbarte Sekretariat 
soll als ständige Vertretung eines anglo-irischen Ministerrats regelmäßig zusammentreten, um die polizeiliche Zusammen- 
arbeit und die politische und rechtliche Entwicklung in Nordirland zu beraten. Ausdrücklich hat sich dieses Sekretariat aber 
von allen Fragen zurückzuhalten, die eine autonome Pronvinzregierung übernehmen würde. 

So zeigt sich bereits wenige Wochen nach dieser Vereinbarung ihr wahrer Zweck: die effektivere Bekämpfung der in 
Nordirland operierenden IRA. Der Dubliner Oppositionschef Haughey nennt diese gemeinsame britisch-irische Initiative 
„ein Katastrophen-Rezept“. Haugheys konservativ-nationale Fianna Fail liegt nach Meinungsumfragen in der Wählergunst 
weit vor der derzeitigen Koalition, ihr Wahlsieg in zwei Jahren gilt als sicher. Haughey wendet sich gegen jede Anerkennung 
der britischen Souveränität in Nordirland und sieht in dem Abkommen „einen betrügerischen Zeitverlust“ und einen Wider- 
spruch zum in der irischen Verfassung festgelegten Wiedervereinigungsgebot. 

Gerry Adams, der Präsident der radikal- nationalistischen Sinn Fein, verwarf die Londoner Zugeständnisse an die irische 
Republik als „Appetithappen“, der die gemäßigten Nationalisten beschwichtigen und die militanten isolieren soll. Auf dem 
Parteitag der Sinn Fein Ende des Jahres versuchte Adams jedoch, politische Konsequenzen aus der neuen Lage zu ziehen. 
Sein Vorschlag: Voller Eintritt ins politische Leben beiderseits der Grenze oder, wie er sagte, ein „taktischer“ Verzicht auf 
die politische „Enthaltung“, die Sinn Fein übt, indem es seine gewonnenen Sitze im Unterhaus und im Belfaster Provinz- 
parlament nicht einnimmt. Der Parteitag stimmte Adams nieder, Zwischenrufe warfen ihm „Ausverkauf* vor. Offensichtlich 
hat das Nordirland- Abkommen die politische Polarisierung in Irland verstärkt, die berechtigte Forderung der Iren nach Wie- 
dervereinigung aber für geraume Zeit von der Tagesordnung britisch-irischer Gespräche verbannt. Auch weiterhin wird in 
Nordirland britisches Militär mit Besatzungsrecht und Waffengewalt herrschen, die Polizei wird auch in Zukunft mit rechts- 
staatlichen Vorstellungen unvereinbare Zugriffsmöglichkeiten haben, willkürliche Verhaftungen vornehmen können und be- 
waffnete Aktionen der IRA provozieren. Frieden in Nordirland wird es wohl tatsächlich erst geben, wenn alle britischen 
Soldaten abgezogen sind. Die Zeit arbeitet für Irland. 

Unsere Mitarbeiter Dirk und Ludo Leen, Flamen, die in Belgien selbst die Repression des Staates gegenüber ihrer Volks- 
gruppe erleben, hatten die Möglichkeit, mit Martin McGuiness und Gerry Adams über die Probleme Nordirlands zu sprechen. 
McGuiness und Adams, führende Repräsentanten der Sinn Fein, mußte sich beide in den letzten Wochen die Propaganda- 
tiraden der britischen Regierung und der ihr freundlichen Medien gefallen lassen. Ihnen wurde - zeitlich kurz nacheinander 
— fast wörtlich gleichlautend vorgeworfen, militärische Führer der IRA zu sein. Das Manöver ist zu durchsichtig, als daß es 
unerkannt bleiben könnte. Getroffen werden sollte Sinn Fein. Viele Beobachter vermuten, daß die Regierung in London 
durch die propagandistische Konstruktion einer personellen Identität von IRA und Sinn Fein eine Handhabe sucht, die ra- 
dikal-nationalistische Partei mit dem sozialistischen Programm zu verbieten. Möglicherweise könnten durch ein Verbot die 
radikalen Anhänger Paisleys, die selbst in den politisch-strukturell unbedeutenden Zugeständnissen der Londoner Regierung 
an die Republik Irland Verrat wittern und entschlossen sind, ihre sozial privilegierte Stellung in Nordirland auch mit Waffen- 
gewalt zu verteidigen, milder gestimmt werden. Ein Verbot Sinn Feins aber wäre sicherlich die ungeeignetste Maßnahme, um 
den Frieden in Nordirland wiederherzustellen. 

Prof. Seiffert warnt in seinem Beitrag westliche Politiker, die SED als bestimmte Größe einer zukünftigen Deutschlandpoli- 
tik zu vernachlässigen oder zu unterschätzen. Seiffert sieht eine Lösung der nationalen Frage Deutschlands nur in einem 
langfristigen Prozeß, der die Interessen der SED/DDR bewußt in Rechnung stellt und auf einen Kompromiß aller politischen 
Kräfte der Nation zielt. Deutlich warnend trägt er den BRD-Politikem jene Indizien und Fakten vor, die es als sehr wahr- 
scheinlich erscheinen lassen, daß die SED bei einer Preisgabe gesmatdeutscher Positionen seitens der BRD die nationale Op- 
tion erneut - und dann mit größerer Aussicht auf Erfolg - aufgreift. 
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Britische Soldaten und Gewehre inmitten irischer Gräber: absurdes 
Theater einer Besatzungsmacht. 

Interview mit Martin McGuiness 

„Bewaffneter Kampf und eine breite politische Basis“ 



Mit Martin McGuiness sprachen für „wir selbst“ Dirk und Ludo Leen 



Anfang August 1985 sollte Martin McGuiness seine An- 
sichten über den Zustand in Nordirland in einem BBC-Inter- 
view darstellen. Die britische Regierung, vertreten durch 
Leon Brittan, gab daraufhin bekannt, sie werde solche 
„Terror-Propaganda“ nicht tolerieren. Das verhängte Sende- 
verbot wurde jedoch zu einem unerwarteten Bumerang. Die 
republikanische Bewegung erhielt weltweite Publizität, 
Martin McGuiness wurde, was man gerade vermeiden woll- 
te, zum „Propaganda-Star“, und das gute BBC-lmage erlitt 
schweren Schaden im In- und Ausland. Wie kam es dazu? 
Und wer ist Martin McGuiness? „Wir selbst“ sprach mit 
ihm. 

»Nur dann ist Frieden möglich , wenn alle fremde Truppen 
unser Land verlassen haben Jede andere Lösung wäre tö- 
richt und unrealistisch. “ 

Martin McGuiness , 36 Jahre alt, ist führender Sinn-Fein - 
Mann und Abgeordneter för Derry’ in der nordirischen „As- 
sembly “ Man kann ihm mit seinen Kindern in den Straßen 
der Bogside , der republikanischen Bastion von Derry , be- 
gegnen , und wer Probleme hat - und deren gibt es hier eine 
ganze Menge kann ihn jederzeit zu Hause besuchen 

Ende Juli 1985 publizierte die regierungstreue „Sunday 
Times“ einen Sensationsartikel in dem Martin McGuiness 
als neuer I RA -Chef bezeichnet wurde. Der Artikel gab kei- 
nen einzigen Beweis oder auch nur Hinweis , der diese Be- 
hauptung stützen könnte. Es wurde lediglich beteuert , 
über „gute Quellen“ zu verßgen Zeitlich fiel die Veröffent- 
lichung zusammen mit der Ankündigung der BBC, sie werde 
am 7. August in „ Real Lives “ einen einstündigen Dokumen- 



tarfilm aussenden , in dem zwei einander gegenüberstehende 
politische Persönlichkeiten ihre Meinungen über das gespal- 
tene Nordirland verteidigen sollten. Die BBC fragte den 
Sinn-Fein-Mann Martin McGuiness als Repräsentanten der 
republikanischen Bewegung und Gregory Campbell, einen 
harten D UP-Mann (Paisley- Anhänger), ebenfalls aus Derry. 
Letzterer stellte als Bedingung, nicht zusammen mit einem 
Terroristen abgebildet zu werden. Margaret Thatcher ver- 
weilte zu diesem Zeitpunkt in Washington Noch immer un- 
ter dem Eindruck des Brighton-Anschlags, bekam die 
„Eiserne Lady“ beim Lesen des Artikels in der „Sunday 
Times“ einen Wutanfall Sie kündigte an, die Ausstrahlung 
des Films verhindern zu lassen Die Leitung der BBC erhielt 
im folgenden einen Brief von Innenminister Leon Brittan, 
in dem dieser forderte, sich von der verurteilten Sendung zu 
distanzieren und von einer Ausstrahlung abzusehen Ob- 
wohl weder Margaret Thatcher noch ihr Innenminister den 
Film gesehen hatten, verurteilte dieser ihn als „unausgegli- 
chen“, „nicht repräsentativ“ und „propagandistisch“. 
Diesem Druck konnte der BBC-Rat nicht standhalten und 
gab nach. „Das erste Opfer eines Krieges ist die Wahrheit... “ 

Die Regierungsintervention stürtzte die BBC und ihre 
Glaubwürdigkeit in eine tiefe Krise und gab Martin 
McGuiness, Sinn Fein und dem wachsenden republikani- 
schen Bewußtsein in Nordirland eine nie gesehene Publizi- 
tät. Der Film wurde auf der Straße gezeigt , und in kurzer 
Zeit gab es illegale Kopien, die sich vennehren wie Kar- 
nickel und verkaufen wie wanne Semmeln ... Was sagt 
Martin McGuiness selbst zu dem ganzen Fall? 
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ger appeliert, rechts: Demonstration gegen die BBC-Zensur 







wir selbst: Ist es wahr, daß du dem IRA-Stab angehörst? 

Martin McGuiness: Unsinn! Und das weiß die „Sunday 
Times“ nur zu gut. Diese Zeitung ist ein williges Instrument 
in den Händen der Tory- Regierung, die zur geeigneten Zeit 
gezielt „Enten“herausbringt, die von niemandem kontrol- 
lierbar sind. Die „Sunday Times“ gehört zur britischen 
Propaganda-Maschine. 

wir selbst: Warst du jemals Freiwilliger oder Angehöriger 
der IRA? 

Martin McGuiness: Ich habe schon einige Male wegen des 
Verdachts auf IRA-Zugehörigkeit in irischen Gefängnissen 
gesessen, bin aber niemals von einem nordirischen Gericht 
verurteilt worden. 

wir selbst: Du hast aber guten Grund, die IRA zu unter- 
stützen? 

Martin McGuiness: Und ob! Ich unterstütze die IRA. Das 
liegt im übrigen voll auf unserer politischen Linie, ich meine 
der Linie von Sinn Fein und der republikanischen Bewe- 
gung. Unser Ziel, Irland zu befreien, zu vereinigen und eine 
unabhängige irische sozialistische Republik zu gründen, ist 
nur durch bewaffneten Kampf möglich und auf einer brei- 
ten politischen Basis. Das hat uns die Geschichte gelehrt. 
Großbritannien hat immer nur eine Sprache verstanden, die 
Sprache der Gewalt. Wenn mir jemand eine Alternative für 
den bewaffneten Kampf anbieten kann, will ich diese sicher 
überdenken. Aber eine solche Alternative wurde nie gebo- 
ten. Wir müssen also weiter auf den bewaffneten Kampf 
setzen - weü er notwendig ist, und nicht, weil wir Freude 
an ihm finden. 

wir selbst: Bieten die Gespräche zwischen London und 
Dublin denn keine Alternative? 

Martin McGuiness: Keineswegs! Sie sind nur ein Versuch, 
die IRA und ihre Popularität zu untergraben. Glaub’ doch 
nicht, daß das Volk von Nordirland Frau Thatcher inter- 
essiert! Ihr einziges Interesse gilt der IRA. Aber jeder Ver- 
such, den sie bislang unternommen hat, die IRA zu beseiti- 
gen, ist gescheitert. Auch der jetzige wird mißlingen. Übri- 



gens wird Dublin kein Mitbestimmungsrecht erhalten. 
Alle Entscheidungen werden nach wie vor in London fallen. 

wir selbst: Das Interview in „Real Lives“ hat einen Sturm 
entfesselt. Wie bewertest du das Sendeverbot? 

Martin McGuiness: Ich bin sehr glücklich. Ich werde wahr- 
scheinlich niemals mehr so viel Publizität bekommen wie 
jetzt durch Frau Thatcher. In Amerika hat man sich einmal 
mehr überzeugen können, wie demokratisch und freiheits- 
liebend die Tory-Regierung ist, in Europa hat man es gese- 
hen, in der Sowjetunion, in Asien, Australien ... Um ehrlich 
zu sein, es kam zwar überraschend, wunderte mich aber 
nicht. Es war nicht das erste Mal, daß ein BBC-Programm 
zensiert oder verboten wurde. Der Leidtragende solcher 
Maßnahmen ist das britische Publikum. Damit beweist die 
Regierung nur, wie sehr sie an der Integrität und Intelligenz 
der Zuschauer zweifelt. 

wir selbst: Bei einem Teü der Bevölkerung ruft die IRA- 
Gewalt Schauder, Angst und Abscheu hervor. Das macht 
die Bewegung weniger populär, wo sie doch eigentlich die 
Unterstützung des Volkes gewinnen sollte! 

Martin McGuiness: Sprechen wir hier die gleiche Sprache? 
Die britische Propaganda stellt die IRA gern als gemeine, ge- 
wissenlose Bande von Mördern unschuldiger Opfer dar. Zwar 
erreicht sie so einen Teü der Bevölkerung, doch sieht die 
Wahrheit anders aus. Die IRA zielt nicht auf unschuldige 
Opfer. Doch leider ist es nicht immer zu vermeiden, daß 
auch Unschuldige getroffen werden. Wir bedauern das aus 
tiefstem Herzen. Nur darf man nicht vergessen, daß wir uns 
im Kriegszustand befinden, auch wenn die Briten uns glau- 
ben lassen wollen, hier herrschten normale Zustände und 
sie habe alles unter Kontrolle. In Wirklichkeit gibt es keine 
blinde IRA-Gewalt. Jede Aktion wird sorgfältig vorbereitet, 
gerade aus Rücksicht auf die Zivilbevölkerung. Die Propa- 
ganda spricht übrigens immer von IRA-Gewalttaten, um die 
Aufmerksamkeit abzulenken von der Gewalt gegen unser 
Volk seitens Polizei und Armee. Doch, um Bobby Sands zu 
zitieren: „Für den, der begreifen wül, ist jede Erklärung 
überflüssig. Für den, der nicht begreifen wül, ist jede Erklä- 
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rung nutzlos.“ Oder, um das zu wiederholen, was ich in 
„Real Lives“ sagte: „Am Ende werden es die Waffen der 
IRA sein, die die Briten vertrieben haben!“ 

Eine Woche , nachdem die „ Sunday Times “ Martin 
McGuiness als IRA •Leit er beschuldigt hat und das BBC-Pro- 
gramm torpedierte , erschien die Zeitung mit einem zweiten 
Nordirland- Artikel unter der Überschrift: „ Gerry Adams, 
IRA -Führer ?“ Dort hieß es , es gebe Beweise, die man aller- 
dings nicht nennen könne, daß Gerry Adams, der Sinn-Fein - 
Vorsitzende und Parlamentär in Westminster, der „God- 
father“ der Bewegung sei Er solle das Kommando von 
Martin McGuiness übernommen haben und sei nun der 
Mann am Steuer des IRA-Sinn-Fein-Tandems. Nun heißt 
es abwarten; warten auf den dritten Artikel, in dem viel- 
leicht der Europaparlamentskandidat Danny Morrison ver- 
dächtigt wird, das IRA- Kommando übernommen zu haben. 
Obwohl niemand diese Anschuldigungen ernst nimmt, er- 
wecken sie im explosiven Klima Nordirlands Spannungen, 
die die Gefahr von Mordanschlägen auf die großen Drei von 
Sinn Fein wesentlich erhöhen Auf diese Weise sollen un- 
bequeme Personen ausgeschaltet werden, ohne daß Polizei 
und Armee sich die Hände schmutzig machen müssen 
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Interview mit Gerry Adams 

„Unser Tag wird kommen!“ 

Exklusiv für „wir selbst“! Mit Gerry Adams sprachen Dirk und Ludo Leen 



Gerry Adams, eine Schlüsselfigur des republikanischen Freiheitskampfes in Nordirland, ist Vorsitzender der radikal-nationali- 
sitschen Partei Sinn Fein (wir selbst), deren erklärtes Ziel die Vereinigung Irlands zu einer sozialistischen Republik ist. Aus 
der Sicht der Brit en und nordirischen Unionisten ist Sinn Fein nicht mehr als der politische Flügel der IRA, Gerry Adams 
der Kopf eines militanten Tandems, das nach der Doppelstrategie „ Terror und Wahlstimmen ” den A bzug der Brit en aus Nord- 
irland zu erreichen sucht. 

Seit Sinn Fein sich an den Gemeindewahlen in Nordirland beteiligt, 59 Sitze erobert hat und die gemäßigte republikanische 
SDLP abzulösen droht, richten sich die Angriffe der Londoner Regierung aggressiver denn je gegen die Repräsentanten der 
Republikanischen Bewegung. Vor einigen Wochen präsentierte die regierungsfreundliche „Sunday Times ” ihren Lesern eine 
Palette von Beweisen, die belegen sollten, daß Gerry Adams auch der militärische Führer der IRA sei 

WIR SELBST hatte Gelegenheit, mit Gerry Adams über diese Vorwürfe, seine politischen Anschauungen und die Perspek- 
tiven der Republikanischen Bewegung zu sprechen. 
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wir selbst: Deine Partei, Sinn Fein, bekommt ständig mehr 
Rückenwind in Nordirland. Im Süden der Republik bleibt 
es jedoch windstill ... 

Gerry Adams: Wir hatten für die lokalen Wahlen in der 
irischen Republik auf 30 Sitze gesetzt, aber dann doch 39 
erobert. Immerhin sind wir ein wenig vorangekommen, 
wenn auch sicher noch zu wenig. 

wir selbst: Wie erklärst du das? 

Gerry’ Adams: Die Wahlen dieses Jahres können als eine 
Art Test betrachtet werden. Wir haben aus ihnen gelernt, 
daß Wahlerfolge auch von organisatorischen Faktoren ab- 
hängen. Wir haben alles auf eine Karte gesetzt, um ein an- 
sehnliches Wahlergebnis in den sechs nordirischen Bezirken 
buchen zu können. Die Organisation war gut, und so war 
auch das Ergebnis. — Im Süden machten wir große Anstren- 
gungen in Dublin und in Monaghan. In beiden Städten 
machten wir einen guten Wahlkampf. Anderswo sind wir 
schwach geblieben, weil die Strategie fehlerhaft war. 
Außerdem ist die Situation im Süden mit der im Norden 
nicht vergleichbar. 

wir selbst: Ist es nicht möglich, daß viele Wähler zaudern, 
der Sinn Fein ihre Stimme zu geben, weil sie damit die 1RA 
unterstützen? 

Gerry’ Adams: Das ist eine Schwarzweißvorstellung, die im 
übrigen stark nach antirepublikanischer Propaganda riecht. 
In geringem Maße kann es natürlich der Fall sein. Die mei- 
sten Sinn-Fein-Wähler wählen jedoch sehr bewußt. Sinn 
Fein wählen bedeutet nicht immer, die IRA zu unterstüt- 
zen. Drücken wir es etwas nuancierter aus: Sinn Fein wählen 
bedeutet, nicht anti-IRA zu wählen. In dem Moment, wo 
man Sinn Fein wählt, betrachtet man die IRA als not- 
wendig. 

wir selbst: In Nordirland haben 1 2 % der Wahlbevölkerung 
ihre Stimme Sinn Fein gegeben. Bedeutet das, daß 12 % der 
nordirischen Bevölkerung die IRA als notwendig erachten? 



Gerrv Adams: So muß man es sehen. Im anderen Falle 
hätten sie ihre Stimme einer anderen Liste gegeben. 

wir selbst: Vor kurzem erklärte der irische Kardinal 
O’Fiaich, daß 90 % des Sectarism. d.h. der Anschläge aus 
rein religiösen Gründen, auf Rechnung der Protestanten ge- 
hen. Er gab zu verstehen, daß noch mehr Leute Sinn Fein 
wählen sollten, w'andte sich aber gleichzeitig gegen jede 
Form von Gewalt. Die Loyalisten nennen ihn den „Sinn- 
Fein-Kardinal“ ... 

Gerry Adams: Es ist gut, daß der Kardinal ab und zu etwas 
von sich gibt. Aber er hätte das schon viel eher tun sollen. 
Übrigens sind wir nicht so glücklich mit diesem Etikett 
„Sinn-Fein-Kardinal Es gab immer Reibungen zwischen 
Kirche und republikanischer Bewegung. Die römisch-katho- 
lische Kirche verurteilte die Fenians und verweigerte ihnen 
die Sakramente. Verschiedene Republikaner wurden durch 
die Kirche exkommuniziert. Trotzdem sind die meisten un- 
serer Mitglieder und Wälder katholisch, was aber nicht hei- 
ßen soll, daß wir eine ausgesprochen katholische Bewegung 
sind. Im übrigen ist die Kirche uns keineswegs wohlge- 
sinnt. Oft führt sie eine zweideutige Sprache. Cahal Daly, 
Bischof von Down und Connor, hat die jugendlichen 
Idealisten aufgerufen, die IRA zu verlassen und den Kampf 
gewaltlos fortzusetzen. Eigentlich bedeutet diese Aufforde- 
rung die Kapitulation der IRA. Der Bischof sagte in seiner 
Rede natürlich nicht, wie man gewaltlos kämpfen kann. 
Noch nie hat jemand eine gewaltlose Alternative durchge- 
setzt! Wer sie aufzeigen konnte, würde bei uns mit offenen 
Armen empfangen. 

wir selbst: Du siehst also die Fortführung des bewaffneten 
Kampfes als notwendig an? 

Gerry’ Adams: Als unvermeidlich! Eine Sprache des Frie- 
dens und der Stabilität zwischen beiden Gemeinschaften 
kann nur gesprochen werden, wenn die britische Armee Ir- 
land verlassen hat und die Polizei umgebildet wird zu einer 
nicht-bewaffneten Macht zum Schutz der Bürger. Das ist die 
einzige Lösung, die den Weg zum Frieden eröffnen kann. 
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wir selbst: Fast jeder in diesem Land spricht von Bürger- 
krieg und ,doomsday\ dem Tag des Untergangs. Es wird be- 
hauptet, der Rückzug der britischen Truppen führe zwangs- 
läufig zum Bürgerkrieg. Was ist deine und die republikani- 
sche Auffassung in diesem Punkt? 

Gerry Adams: Ein Bürgerkrieg liegt sicher im Bereich der 
Möglichkeiten, aber zwangsläufig ist gar nichts. Es sind die 
Loyalisten und zumal die unionistischen Politiker, die un- 
aufhörlich mit ,doomsday‘ drohen. Alle unionistischen Er- 




wortung liegt bei der britischen Regierung. Danach muß 
man mit den Loyalisten reden über ihre und unsere Zu- 
kunft. über ihre Rolle in einem neuen irischen Staat, über 
Garantien für ihre Sicherheit und über die Umstände, unter 
denen die britische Armee das Land verlassen kann. 

wir selbst: Wie sehen die Streitchancen aus? 

Gerry Adams: Wir müssen mehr politische Macht erwer- 
ben. Wir sind ziemlich stark in Nordirland, wenn auch nicht 
stark genug, während wir in der Republik noch einen langen 
Weg zurückzulegen haben. Die Zeit arbeitet aber für uns. 
Wir haben nichts zu verlieren, nur zu gewinnen. Die Loyali- 




folge der Vergangenheit kamen unter Drohungen zustande. 
Das ist auch jetzt wieder der Fall. Die Unionisten haben die 
United Ulster Loyalist Front errichtet, um damit die Regie- 
rung erpressen zu können und so den Wiedervereinigungs- 
bestrebungen entgegenzuwirken. Die Drohungen sind ein 
Gemisch aus Aufschneiderei und Propaganda, und doch ist 
die Möglichkeit, daß die Drohungen wahrgemacht werden, 
leider nur zu real, ln Nordirland herrscht Unsicherheit. 
Man weiß nie, woran man ist. Jeder Tag ist anders. Was heu- 
te weiß ist, kann morgen schwarz sein ... 




sten fürchten, alles zu verlieren - eine schizophrene Angst ... 
Unser Tag wird kommen! 




wir selbst: Glaubst du, daß ein britischer Rückzug ohne 
Blutvergießen möglich ist? 

Gerry Adams: Vorerst muß das loyalistische Veto aufgeho- 
ben werden. Gemient ist das Vetorecht, das die Loyalisten 
bei der Spaltung 1921 erworben haben und das ihnen das 
Recht gibt, britische Provinz zu bleiben, solange die Mehr- 
heit der Bevölkerung des Nordens dies wünscht. Die Verant- 



wir selbst: Es ist jetzt bekanntgeworden, daß du die 1RA- 
Führung übernommen hast und damit die republikanische 
Bewegung kontrollierst, den politischen wie den militäri- 
schen Flügel. 

Gerry Adams: Vor einiger Zeit war, nach Darstellung der 
Medien, Martin McGuinness der IRA-Chef. Heute soll ich es 
sein. Morgen ist es vielleicht Danny Morrison oder Joe 
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Austin ... Ich gehöre nicht zur IRA und habe niemals zu ihr 
gehört, gleich, wie sehr manche Leute das möchten. Ich 
habe im Knast gesessen wegen Verdacht auf IRA-Angehö- 
rigkeit. Gefangenen IRA-Freiwilligen wurde viel Geld gebo- 
ten, wenn sie mich beschuldigten. Voriges Jahr bin ich wie 
durch ein Wunder einem Attentat entkommen. Ob ich 
beim nächsten Mal noch so viel Glück habe, ist eine andere 
Frage. - Ja, ich unterstütze den bewaffneten Kampf der 
IRA, habe aber persönlich den politischen Weg gewählt. 
Ich möchte die republikanische Bewegung politisch stark 
machen. 

wir selbst: Warum publizierte „Sunday Times“ dann die 
,story , worin es, heißt, du hättest Martin McGuinness als 
IRA-Chef abgelöst? 

Gerry Adams: Es ist nicht das erste Mal, daß „Sunday 
firnes“ mit phantastischen Geschichten aufwartet, die al- 




lein auf Unterstellungen, Gerüchten und Wunschträumen be- 
ruhen. Diese Zeitung wird zielbewußt gebraucht, um die 
Leser in die Irre zu führen. Auf diese Weise sucht man un- 
seren Anhang zu schwächen, und es wird das Klima für 
Mordanschläge auf Martin McGuinness und mich geschaf- 
fen. 




wir selbst: Die Loyalisten wehren sich mit allen Mitteln 
gegen anglo-irischc Verhandlungen und fürchten wie den 
Tod, daß die irische Republik Mitbestimmungsrechte in 
der Verwaltung Nordirlands erhalten soll - verständlich von 
ihrem Standpunkt aus. Doch auch Sinn Fein und die repu- 
blikanische Bewegung haben kein gutes Wort übrig für die 
Thatcher-Fitzgerald-Gespräche ... 

Gerry Adams: Margaret Thatcher hat deutlich zu erkennen 
gegeben, daß sie gar kein Interesses hat für Nordirland. Ihr 



Interesse gilt einzig ihrem persönlichen Duell mit der IRA. 
Ich erwarte keine positiven Resultat aus den kommenden 
Treffen, aber eine verstärkte Repression der Republikaner. 

wir selbst: Würde das zu einer Ausweitung der militäri- 
schen Aktionen der IRA führen? 

Gerry Adams: Ich bin kein Militärstratege. Ich bin nicht die 
IRA und deshalb auch nicht befugt, diese Frage zu beant- 
worten. 



Charles Drage 

ALS HITLER NACH CANOSSA GING 

(The Amiable Prussian) 

Biografie des Walther Stennes 

‘Legen Sie sich nicht mit Stennes an’ kabelte Hitler im 
Herbst 1939 an den deutschen Botschafter in Nanking. 

‘Ein unbequemer Untergebener’ hatte ihn der preußische 
Gcneralstab schon im 1. Weltkrieg beurteilt. Nach dem 
Waffenstillstand kämpfte er gegen deutsche Kommuni- 
sten, Bolschewiken und Separatisten. 

1920 berief ihn die sozialdemokratische Regierung als 
Kommandeur der ‘Hundertschaft zur besonderen Ver- 
wendung’ zur Berliner Polizei. 

Stennes, Hi der- Anhänger seit 1927, war 1931 OSAF-Ost 
(oberster SA-Führer östlich der Elbe), als er Hiücrs Cha- 
rakter erkannte und sich seinem absoluten Machtanspmch 
entgegcnstellte. Als sein erbitterter Gegner und seine größ- 
te Gefahr wurde er 1933 von der Gestapo verhaftet und 
eingesperrt. Bedingung für seine Freilassung war Exil nach 
China, sofort und fiir immer. 

Im Kampf gegen Japaner und Kommunisten erlebte Wal- 
ther Stennes den 2. Weltkrieg als Kommandant der Leibwa- 
che des Generalissimus Tschiang Kai-schek mit vielen zu- 
sätzlichen Aufgaben. Obwohl Hitler von den japanischen 
Behörden seine Liquidierung gefordert hatte, überlebte er, 
saß aber in Schanghai in der Falle. Vor dem Einmarsch der 
Kommunisten flog ihn ein Amerikaner in letzter Minute 
nach Formosa aus. 

1949 endete das ‘lebenslängliche Exil'. Anstatt vor dem 
Nürnberger Gerichtshof als Zeuge aufzutreten, stellte sich 
Walther Stennes einem Entnazifizierungsausschuß. 
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Eine Qeneralamnestie für alle 
politischen Gefangenen 



Unterstütze diese Forderungen 
für einen gerechten und bleibenden Frieden 



Die Verfassung von Sinn Fein fordert nicht nur den voll- 
ständigen Sturz der britischen Herrschaft in Irland, son- 
dern auch die Errichtung einer föderativen, demokrati- 
schen, sozialistischen Republik, begründet auf der Prokla- 
mation von 1916. 

Eines unserer Ziele ist die Errichtung einer ,, Regierung 
der sozialen Gerechtigkeit, die auf den christlichen Prinzi- 
pien von gerechter Verteilung und wirklicher Kontrolle des 
Reichtums und der Rohstoffe der Nation basiert“ und Er- 
richtung eines ,, Regierungssystems, das an die besonderen 
Bedürfnisse des Volkes angepasst ist“. 

Wir haben dies in folgende Begriffe gefaßt: 

a) Dezentralisierter Sozialismus und 

b) Dezentralisierte Regierungs- und 

Politstrukturen. 

Sinn Fein hat eine Beendigung der britischen Herrschaft in 
Irland niemals als Selbstzweck angesehen, sondern viel 
eher als Mittel, um ,,das Eigentum des irischen Volkes 
dem irischen Volk zurückzugeben“. (Proklamation 1916) 

In der Philosophie des irischen Republikanismus wurde, 
seit ihrer Entstehung unter Wolfe Tone, das Zerbrechen 
der Bindung an England als ein Hauptziel angesehen; der 
erste Schritt in der Befreiung des beherrschten Irland von 
der imperialistischen Besetzung, aus dem dann die Einheit 
des Volkes und wirtschaftliche, soziale und kulturelle Frei- 
heit hervorgehen könnte. 

Nach dem britischen Rückzug wäre eine politische Kon- 
trolle ohne gleichzeitige Kontrolle des Reichtums, der 
Wirtschaft und Rohstoffe des Landes, völlig unzurei- 
chend. 

Allzulange schon wurde der Reichtum Irlands, die iri- 
sche Arbeitskraft und die Produktionsmittel, ausgebeutet 
- im Interesse ausländischer Kapitalisten und ihrer Ver- 
bündeten, den einheimischen Kapitalisten. Daraus ent- 
stand das Leiden der rechtmäßigen Eigentümer des iri- 
schen Vermögens. 

Das von Sinn Fein geplante soziale und ökonomische 
Programm sieht vor, daß die irischen Reichtümer in die 
Hände des Volkes übergeben werden, damit sie von ihm 
im Interesse des ganzen Volkes bearbeitet und entwickelt 
werden. 

Mit den Worten des Demokratischen Programms von 



DÄIL felREANN, 1919, das Padraig Pearse zitierte, heißt 
das: „ Wir erklären , daß die Souveränität der Nation sich 
nicht nur auf die Männer und Frauen der Nation bezieht , 
sondern auch auf allen materiellen Besitz : den Boden der 
Nation und all seine Rohstoffe , die Reichtümer und all in - 
nerhalb der Nation neu geschaffenen Produkte ..." und 
zusammen mit Pearse bekräftigen wir erneut, daß „alles 
Recht auf Privateigentum dem allgemeinen Recht und 
Wohlergehen untergeordnet werden muß/' 

Zusammengefaßt heißt das, daß Sinn Fein versucht, ein 
System zu errichten, in dem die Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen nicht existiert und das wirklich de- 
mokratisch durch die ganze Gesellschaft sein wird. 

„Es ist die Pflicht der Nation zu sichern, daß jeder Bür- 
ger die Gelegenheit erhält, seine/ihre Fähigkeiten im 
Dienst des Volkes anzu wenden . . . “ 

„Deshalb erklären wir, im Namen der Republik, das 
Recht eines jeden Bürgers an einem angemessenen Anteil 
am nationalen Reichtum ..." (Demokratisches Pro- 
gramm des Däil Eireann von 1919) 

Die obengenannten Vorschläge haben demokratischen 
und sozialistischen Charakter. Es mag Leute geben, die sie 
für utopisch halten. Wenn es illusorisch ist, Vorschläge zu 
machen, mit welchen Mitteln Irland eine wachsende Be- 
völkerung mit steigendem Wohlstand versorgen könnte, 
dann stehen wir gerne in der Tradition der , .Phantasten“ 
von 1916. 

Wir sehen die Familie als die Grundeinheit der Nation 
an und garantieren ihre Sicherheit bezüglich Wohnung, 
sozialer Versorgung und wirtschaftlichem Wohlstand. Wir 
unterstützen offen kooperative Unternehmen als humane, 
gerechte und leistungsfähige wirtschaftliche Aktivität. 

Wir sind kompromißlos, was die Beseitigung der Macht 
der multinationalen Konzerne betrifft, gegen die Macht 
der Großgrundbesitzer und Großbauern und für die Nut- 
zung und Verarbeitung der natürlichen Reichtümer für das 
gesamte Volk - und nicht für eine einheimische oder aus- 
ländische Minderheit. 

Um den Forderungen unserer wachsenden Bevölkerung 
entsprechen zu können, werden radikale Änderungen in 
dem bestehenden sozialen und ökonomischen System not- 
wendig sein. Wir können nicht auf einen britischen Rück- 
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zug warten, um unsere Ideen für ein neues Sozial- und 
Wirtschaftssystem zu verwirklichen. 

Das Programm ,, ökonomischer Widerstand 4 *, 1971 
ausgearbeitet, ist heute, da wir in die 80er Jahre gehen und 
britischer, EG- und Weltimperialismus größeren Einfluß 
auf unser Leben haben als je zuvor, sehr wichtig. 

Wir verbinden mit den wesentlichen Teilen des Pro- 
gramms unsere sozialen und wirtschaftlichen Prinzipien. 

„ Wir wünschen unser Land nach den Prinzipien von 
Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit für alle regiert zu 
sehen ; nur so kann eine Regierung mit dem Willen des 
Volkes verbunden bleiben . " 

(Demokratisches Programm des DÄIL &IREANN von 
1919 ) 

Um das Eigentum des Volkes zu sichern, gelten folgende 
Grundprinzipien: 

(1) Die Reichtümer Irlands gehören dem irischen Volk, das 
allein das Recht hat, sie zu nutzen und in seinem Interesse 
zu entwickeln. 

(2) Um Gerechtigkeit für alle zu garantieren, müssen die 
Produktionsmittel, Verteilung und der Warenaustausch 
vom Volk kontrolliert und demokratisch verwaltet wer- 
den. 

(3) Der Staat soll die vollständige Kontrolle über Einfuhr 
und Ausfuhr von Geldkapital haben. 

(4) Die Finanzwirtschaft, Versicherungen und Schlüsselin- 
dustrien müssen öffentlicher Kontrolle unterstellt werden. 
Die Entwicklung von Industrie, Landwirtschaft und Fi- 
scherei muß von den demokratischen Institutionen des 
Volkes durchgeführt werden. 

(5) Aile Bodenschätze gehören qua natürlichem Recht dem 
ganzen Volk (der Nation). Die Förderung und Verarbei- 
tung dieser Rohstoffe wird verstaatlicht bzw. unter ge- 
meinschaftliche Kontrolle gestellt. Ein nationales Pro- 
gramm über die Nutzung unserer Bodenschätze und Ener- 
gieressourcen wird erstellt, um ihre Ausbeutung auf plan- 
volle und kontrollierte Weise zu überwachen. 

(6) Land ist eine dieser natürlichen Ressourcen, auf das 
weder ein einzelner noch eine Personengruppe Eigentums- 
recht besitzt. Es muß im Interesse der Nation genutzt und 
verwaltet werden - in Form von Familien- oder koopera- 
tivem Verwaltungseigentum. Es wird eine Maximalgrenze 
festgelegt für die Landfläche, die ein Einzelner besitzen 
darf. Diese soll sich jedoch nicht ausschließlich an der Flä- 
che, sondern am Verhältnis zu den Möglichkeiten der pro- 
duktiven Nutzung orientieren. Große Güter werden aufge- 
teilt und an Gruppen mit mehreren Familien zur koopera- 
tiven Bewirtschaftung übergeben. Nur Bürger, die in der 
Republik ansässig sind, haben das Recht, Land zu besit- 
zen, zu erwerben oder zu pachten. 

Bauland darf kein Mittel zur Bereicherung von Einzel- 
personen sein. Es wird stattdessen vom Staat oder einer lo- 
kalen Verwaltung zu einem Preis, der dem landwirtschaft- 
lichen Wert entspricht, übernommen. Das Land wird dann 
vom Staat dem Einzelnen oder der Körperschaft, die es be- 
wirtschaftet, übereignet. Der Eigentümer wird entschädigt 
oder erhält Anspruch auf ein entsprechendes Stück Land 
an anderer Stelle. Die Grundrente wird abgeschafft. 

(7) Keine Person soll die ökonomischen Mittel zur Aus- 
beutung seiner Mitmenschen haben. Daher muß man zwi- 
schen zwei Arten von Eigentum unterscheiden: 

(a) Sinn Fein erkennt das Grundrecht des Volkes auf per- 
sönlichen unproduktiven Besitz an: wie Wohnung, Klei- 
dung und Nahrung usw. Wir akzeptieren ebenfalls das 
Recht auf Besitz von Kleinbetrieben. 



(b) Wir verweigern das Recht auf Besitz von persönlichem 
Besitz an produktivem Eigentum: wie einem großen land- 
wirtschaftlichen Betrieb oder einer Fabrik. Diese Art von 
Eigentum beinhaltet die Ausbeutung der Arbeitskraft an- 
derer Menschen zur persönlichen Bereicherung und ist ge- 
gen republikanische Prinzipien. Solche Einrichtungen sol- 
len von Kooperativen besessen werden. 

(c) Gemeineigentum oder Kontrolle wird verstanden als 
Kontrolle durch das Volk selbst auf der niedrigstmögli- 
chen Verwaltungsebene gemäß den Bedürfnissen der Be- 
völkerung. 

(8) Andere Bereiche werden durch Arbeiter, Bauern und 
Fischer kontrolliert werden - der Besitz von Wirtschaft- 
seinheiten und Kontrolle über Verteilung und Handel. 
Diese Unternehmen werden kooperativ nach den Prinzi- 
pien industrieller Demokratie geführt und nach den Prin- 
zipien der Comhar na gChomharsan-Philosophie, die von 
dem Recht auf Arbeitereigentum ausgeht und typisch 
irisch ist. Sie zeichnet sich durch den Gedanken der Koo- 
peration und gerechten Verteilung aus. 

Jeder individuelle Arbeiter wird eine ökonomische Ein- 
heit der Produktionsmittel in Form von Farmen, Werk- 
stätten, Geschäften, einem Anteil an einer Fabrik oder 
Kooperative besitzen. Kreditinstitute werden eine wichtige 
Rolle in dieser Art von Entwicklung haben. 

(9) Privatunternehmen werden keinen Platz in den Schlüs- 
selindustrien haben und durch staatliche Anreize werden 
kooperative Projekte als die sozial wünschenswerten be- 
günstigt. Nur einheimische Bürger sollen berechtigt sein, 
einen kontrollierenden Einfluß auf ein irisches Unterneh- 
men zu haben. 

Lokale Kleinbetriebe sind zulässig, solange sie sich nicht 
der Ausbeutung bedienen. Eine Höchstgrenze für Privat- 
betriebe wird festgelegt. Alle über dieser Grenze liegenden 
Betriebe werden in kooperatives oder Gemeineigentum 
überführt. Dort, wo Privateigentum erlaubt ist, wird es ei- 
ne Arbeitermitverwaltung geben. 

(10) Jede Person soll entsprechend ihrer Ausbildung freien 
Zugang zu allen Ausbildungseinrichtungen haben. Dieses 
Recht gilt auch für die medizinische und soziale Versor- 
gung. 

(11) Jede Familie hat das Recht auf Eigentum und Woh- 
nung. 

(12) Schutz vor willkürlicher Verhaftung und Arrest wird 
garantiert. 

(13) Alle Bürger genießen ohne Unterschied in Geschlecht, 
Alter oder religiöser Überzeugung gleiche Rechte. 

(14) Die irische Sprache und Kultur werden wesentlicher 
Bestandteil unserer Anstrengungen um die Nation sein, 
und ihrer Förderung werden wir besondere Aufmerksam- 
keit schenken. Sinn Fein arbeitet auf eine Situation hin, 
wo Irisch Umgangssprache wird. 



(15) In der Außenpolitik werden wir eine unabhängige 
Haltung einnehmen. Die Unabhängige Irische Republik 
wird sich in allen Konflikten der Machtblöcke neutral ver- 
halten. Machtblöcke wie NATO und EG einerseits und 
COMECON und Warschauer Pakt andererseits werden 
wir meiden. Der Handel mit den kleinen und neutralen 
Nationen Europas und den Ländern der Dritten Welt in 
Asien, Afrika und Lateinamerika wird erweitert. Wir ha- 
ben mehr mit den Entwicklungsländern (wo zwei Drittel 
der Weltbevölkerung leben) gemeinsam, als mit dem vor- 
nehmen Club ehemaliger Kolonialmächte in der EG. Und 
so hoffen wir, uns in die Blockfreien einreihen zu können. 
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links: SED-Plakat 1953; rechts: nationale 
Töne - DDR-„Nationalhymne” von Hanns 
Eislers eigener Hand. Sie darf heute in der 
DDR nicht mehr gesungen werden. 



Wolfgang Seiffert 

Die Deutschlandpolitik der SED 



Es gehört zu den großen Unaufrichtigkeiten in diesem Lan- 
de, an bestimmten Feiertagen von der deutschen Einheit, ja 
von der „Wiedervereinigung Deutschlands“ oder auch — be- 
scheidener kaum — von der „Vollendung der Einheit und 
Freiheit Deutschlands“ zu reden, dabei vielleicht noch mit 
einem Nebensatz die DDR zu erwähnen, aber über die SED 
beharrlich zu schweigen. Dabei handelt es sich bei ihr - und 
hier muß man den Namen einmal voll ausschreiben — , der 
„Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands“ (SED), im- 
merhin um die ihrer Mitgliederzahl nach stärkste Partei in 
Deutschland, wenn man darunter — politisch zutreffend 
und völkerrechtlich geboten — die beiden deutschen Staa- 
ten versteht. 

Gewiß — in einem einheitlichen Deutschland würde es 
mit der Mitgliederstärke dieser Partei wohl anders aussehen. 
Aber das ist eben das Problem: Die SED ist numerisch die 
stärkste Partei Deutschlands, weil sie und solange sie über 
ihren eigenen Staat, die DDR, im wahrsten Sinne des Wor- 
tes „verfügt“. Dieser Staat ist das Herrschaftsinstrument 
dieser Partei, selbständiges Völkerrechtssubjekt in der inter- 
nationalen Arena und ihre Staat gewordene Organisation in 
Deutschland. Ausschließlich bei ihr und in ihrer Organisa- 
tion bei dem politischen Führungszentrum, dem sogenann- 
ten „Politbüro“, liegt das eigentliche Zentrum der politi- 
schen Macht der DDR. Alle staatlichen Formen, ob Staats- 
rat oder Ministerrat der DDR, ob Volkskammer oder Ver- 
fassung, Gesetze, Verordnungen - Staat und Recht sind 



immer nur Exekutivorgane, Instrumente der Durchsetzung 
des politischen Willens dieser Partei. Soll ernsthaft davon 
die Rede sein, daß und wie die Nation der Deutschen ihre 
staatliche Einheit neu erringt, kommt man an der SED mit- 
nichten vorbei. 

Seit dem Grundlagenvertrag zwischen den beiden deut- 
schen Staaten von 1972 ist die Entwicklung und Ausgestal- 
tung der Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staa- 
ten in Deutschland in erster Linie eine Angelegenheit zwi- 
schen diesen zwei Völkerrechtssubjekten der deutschen Na- 
tion. Da sich alle Fortschritte in dieser Richtung nur auf 
dem Wege eines mit der DDR ausgehandelten und für beide 
Seiten tragbaren Kompromisses erzielen lassen, hängt dies 
angesichts des Charakters und der spezifischen Funktion 
der SED letzten Endes immer davon ab, daß diese den je- 
weiligen Kompromiß für annehmbar hält. 35 Jahre Existenz 
und Entwicklung der SED aber zeigen, daß diese Partei sich 
bei allen grundlegenden Entscheidungen davon leiten läßt, 
ob damit ihre Macht gestärkt, erweitert oder geschwächt 
wird. Denn es ist ein typisches Merkmal aller stalinistisch 
strukturierten Systeme - und die UdSSR und die DDR sind 
bei allen Veränderungen, die sich seit dem Tode Stalins 
auch dort vollzogen haben, immer noch die am meisten 
stalinistischen Länder daß Macht ihr vorrangiges Ziel ist 
und alle Elemente dieses Systems, Wirtschaft, Staat, Ideolo- 
gie, primär als Machtinstrumente behandelt werden. Macht 
aber heißt für diese Systeme in erster Linie Alleinherrschaft 
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der kommunistischen Partei - hier der SED , Sicherung 
der Einparteienherrschaft hier modifiziert zum SED-be- 
herrschten Block des „Mchrparteiensystems“. 

Eine solche illusionslose* vielleicht schockierende Be- 
trachtung jenes ..Partners* 1 , mit dein die Bundesrepublik 
Deutschland den „Vertrag über die Grundlagen der Bezie- 
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik“ geschlossen hat. 
scheint auf den ersten Blick jene in der bundesdeutschen öf- 
fentlichen Meinung vorhandene Strömung zu rechtfertigen, 
die da meint, die Bundesrepublik solle sich auf sich selbst 
beschränken und sich von der Idee der Wiedervereinigung 
verabschieden. Solche Auffassungen scheinen sich mit der 
offiziellen Haltung der SED zu treffen. Diese wendet sich 
bekanntlich seit Anfang der 70er Jahre gegen die These der 
Bonner Deutschlandpolitik von den „besonderen Be/i ; 1 un- 
gen“ zwischen den beiden Staaten in Deutschland Pole- 
misch hält sie solcher Konzeption entgegen, es könne sich 
bei diesen Beziehungen nur um „Beziehungen der fiiedli- 
chen Koexistenz“ wie zwischen zwei beliebigen anderen 
Staaten auch handeln. Deshalb könne Grundlage der Bezie- 
hungen immer „nur die vorbehaltlose Anerkennung zweier 
souveräner, voneinander unabhängiger deutscher Staaten 
sein, deren Beziehungen ausschließlich auf den allgemein 
anerkannten Normen des Völkerrechts beruhen (So die 
DDR in einem aide-memoire vom 27. Januar 1977, das dem 
damaligen Ständigen Vertreter der Bundesrepublik. Günter 
Gaus, übergeben wurde.) 

ln der Tat scheint es ausgeschlossen, zwei so gegensätzli- 
che politische, wirtschaftliche und soziale Systeme, wie sie 
die DDR und die Bundesrepublik heute darstellen, mitein- 
ander zu vereinigen. Der Konflikt der beiden Systeme ist in 
seinem Kern unüberwindbar. 

Indessen ändert dies nichts an der Realität der Fortexi 
stenz der deutschen Nation, verändert aber eben ganz gra- 
vierend die Bedingungen dieser Existenz. Schon allein des- 
halb wäre es ein gefährlicher Trugschluß kurzsichtig und 
letztlich existenzbedrohend . wollte man der aus der 1 ort- 
existenz der deutschen Nation in zwei so gegensätzlichen 
Ordnungssystemen sich ergebenden Problematik dadurch zu 
entrinnen suchen, daß man sich damit zufrieden gibt, durch 
Zufall, Geburt oder auch Flucht oder Übersiedelung in dem 
freieren, wohlhabenderen deutschen Staat seinen Platz ge- 
funden zu haben. Es wäre nicht nur die Last eines schnöden 
Egoismus und primitiven Materialismus gegenüber unseren 
Landsleuten in der DDR, die dann auf unser Gewissen drük- 
ken und uns wohl bei noch so vielen „Pakete(n) nach drü- 
ben !" doch nicht zur Ruhe kommen ließe. Die innere Dy- 
namik der heutigen Existenzbedingungen der deutschen 
Nation läßt uns nicht die Möglichkeit, mit billigen Tricks 
vor uns selbst davonzulaufen. 

So, wie die Deutschen weder hier noch in der DDR aus 
ihrer Geschichte einfach aussteigen können, so wenig kön- 
nen sie dies aus ihrer Gegenwart und Zukunft. Auch die 
SED kann es nicht. Sie und ihr Staat, die DDR. bleiben un- 
auflöslich in den Kontext der deutschen Geschichte und in 
die Kontinuität der deutschen Geschichte eingebunden. Ge- 
genteilige Tendenzen und Versuche und ihr Schicksal be- 
weisen dies eher, als daß sie es widerlegen. Die machtpoliti- 
schen Ambitionen der SED stellen uns Deutsche in der Bun- 
desrepublik zudem langfristig unausweichlich vor die Alter- 
native, entweder die aus dem Programm der demokrati- 
schen Kräfte in Deutschland allzu leichtfertig gestrichene 
Einheit der Nation als willkommene Beute der SED zu 
überlassen oder aber eine konstruktive nationale Politik zu 
betreiben, die auf die Lösung der nationalen Frage det 



Deutschen als immanenter Bestandteil einer europäischen 
Friedensordnung gerichtet ist. 

Diese These muß freilich mit zwei Einwänden rechnen. 

Der eine läuft darauf hinaus, daß es sich hierbei ange- 
sichts der gegen die Deutschlandpolitik der demokratischen 
Parteien der Bundesrepublik gerichteten „Koexistenzpoli- 
tik“ der DDR, der mangelnden demokratischen Legitima- 
tion des SED-Regimes und der tiefen Krise, in der sich alle 
kommunistischen Systeme Moskauer Prägung im Herr- 
schaftsbereich der UdSSR in Osteuropa befinden, wohl um 
eine unnötige Hypertrophierung der aus den machtpoliti- 
schen Ansprüchen der SED erwachsenden Positionen hand- 
le. 

Doch die Entwicklung der nationalen Politik der SED 
von 1946 bis 1985 zeigt bei all ihren Schwankungen, Wider- 
sprüchen und Akzentverschiebungen, daß sie sich von dem 
Ziel der Einheit Deutschlands als Teil der sozialistischen 
Staaten- oder Weltgcmeinschaft nie lösen konnte und auch 
nicht wollte! Einer solchen machtpoli tischen Konzeption, 
die sich nicht nur der DDR als staatlichen Instruments be- 
dient. sondern sich gegebenenfalls auch auf die UdSSR stüt- 
zen kann, läßt sich nur rechtzeitig durch eine eigene politi- 
sche Konzeption der Wiedererlangung der staatlichen Ein- 
heit der Nation auf friedlichem Wege und mit demokrati- 
schen Strukturen begegnen. 

Ein anderer Einwand, der sich allerdings nur dann ver- 
treten läßt, wenn man den eben erörterten als gegenstands- 
los ansieht, besteht darin, daß eine so extrem an machtpoli- 
tischen Kriterien orientierte Gruppierung wie die SED für 
die Einheit Deutschlands nur dann gewonnen werden kann, 
wenn dieses Deutschland das der SED ist. 

Diesem Einwand kann man eigentlich nur entgegenhal- 
ten. daß er auf die gegenwärtige Position der SED selbst 
zweifellos zu trifft. Doch dies gilt in gewissem Maße und mit 
anderen Vorzeichen für alle anderen politischen Kräfte in 
Deutschland natürlich auch. Sowohl SPD als auch CDU /CSU 
oder FDP verbinden mit dem Ziel der Wiedergewinnung der 
staatlichen Einheit der Nation ihre ganz bestimmten, jeweils 
sehr unterschiedlichen Vorstellungen von den politischen 
Strukturen eines vereinigten Deutschland. Nicht selten wird 
diese Vorstellung von der politischen Gestalt des vereinigten 
Deutschlands dem Ziel der Einheit übergeordnet, wenn 
auch alle diese Vorstellungen im Gegensatz zur SED-Kon- 
zeplion an einem pluralistischen System analog dem der 
Bundesrepublik festhalten. 

Eine Lösung des nationalen Problems kann seinem We- 
sen nach demgemäß nur durch einen Kompromiß aller poli- 
tischen Kräfte der Nation erreicht werden. 

Das schließt zweifellos eine SED-Lösung aus und ver- 
langt von der SED ein anderes Verantwortungsbewußtsein 
gegenüber der Nation, als sie es gegenwärtig aufweist. Die 
Realitäten innerhalb der Nation ebenso wie in der DDR 
selbst, in Osteuropa, der UdSSR und den kommunistischen 
Parteien im Westen dürften es ihr „erleichtern“, diesen not- 
wendigen Schritt zu vollziehen. Außerdem muß man in 
Rechnung stellen, daß die Wiedergewinnung der staatlichen 
Einheit der Nation ein langfristiger Prozeß ist, der in vielen 
Etappen verläuft und dessen erfolgreiche Bewältigung auch 
davon abhängt, daß für diese Etappen Formen und Bedin- 
gungen gefunden werden, die auch für SED/DDR annehm- 
bar und interessant sind. 

Man kann es also drehen und wenden, wie man will: Wer 
glaubwürdig an der einen Nation festhalten und ihre dauer- 
hafte Fortexistenz den Deutschen bewußtmachen und die 
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staatliche Einheit der Nation in der Zukunft wiedererlangen 
will, muß die machtpolitischen Positionen der SED zu die- 
ser Problematik in Rechnung stellen. Aber auch wer - aus 
verständlichen Motiven — die Loyalitäten der Deutschen an 
jeweils einem der beiden deutschen Staaten sozusagen „bi- 
national“ festmachen und allenfalls darüber hinaus noch 
gleichzeitig eine gesamtdeutsche Loyalität, Identität oder 
auch „Kulturnation“ gelten lassen will, muß sich gleichwohl 
zweifelnde Fragen stellen. Vor allem die, ob solche Hoff- 
nungen auf den Wegfall eines deutschen Nationalgefühls 
und Nationalbewußseins angesichts der Realität der Nation 
und einer im Hinblick auf solche Preisgabe nationaler Op- 
tion „Gewehr bei Fuß“ stehenden SED wirklich der inneren 
Stabilität der Bundesrepublik, der Normalisierung der 
deutsch-deutschen Beziehungen und dem europäischen 
Frieden dienen. 

SED/DDR (und die UdSSR) betrachteten und betrach- 
ten die Entwicklung ihrer Beziehungen zur Bundesrepublik 
Deutschland in allen ihren Etappen und Variationen vom 
Bekenntnis zur Einheit Deutschlands unmittelbar in den er- 
sten Nachkriegsjahren, über die Losung „Deutsche an einen 
Tisch“ Anfang der 50er Jahre, die Konföderationspläne 
1957/58, die Politik der „zwei Staaten in Deutschland“ in 
den 60er Jahren, der gegenwärtigen „Koexistenzpolitik“ 
wie der Politik der künftigen Vereinigung zu einem „soziali- 
stischen Deutschlands“ stets als ein Ringen um die Macht in 
Deutschland und damit in Europa. 

Hier dürften sich die Positionen der SED ihrem Wesen 
nach auch künftig nicht ändern. Deshalb ist die Analyse und 
Auseinandersetzung mit den Konzeptionen der SED unver- 
zichtbar. Allerdings darf man dabei gerade wegen der Eigen- 
art dieser die DDR beherrschenden Partei nie aus dem Auge 
verlieren, daß der Partner der Bundesrepublik Deutschland 
nicht die SED ist; Verträge werden nicht mit ihr, sondern 
mit dem Staat DDR geschlossen. Nur wenn man sowohl die 
Dominanz der SED im politischen System der DDR erfaßt 
und gleichwohl die DDR auf der Ebene normaler Staatlich- 
keit ansiedelt und allein sie zum Partner macht, wird dem 
Staat DDR gegeben, was ihm als rechtlich gleichem Part- 
ner zusteht, das dahinterstehende Wertesystem aber sowohl 
gesehen als auch gleichzeitig verworfen. 




I. 

Mit ihrem Namen, ihren „Grundsätzen und Zielen“ und der 
Proklamation eines „besonderen deutschen Weg(es) zum 
Sozialismus“ erhob die SED mit ihrer Gründung 1946 die 
„Einheit der Arbeiterklasse“ und die „Einheit Deutsch- 
lands“ zu ihrem programmatischen Grundprinzip und setzte 
beide in enge, wechselseitige Beziehung. Das erste Heft der 
theoretischen Zeitschrift der SED, die bis heute unter dem 
doppelsinnigen Titel „Einheit“ erscheint, eröffnete der von 
der KPD gekommene und damals gemeinsam mit dem So- 
zialdemokraten Otto Grotewohl den Vorsitz der SED inne- 
habende Wilhelm Pieck mit dem wegweisenden Titel: „Die 
Einheit der Arbeiterklasse und die Einheit der Nation“. 
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Unter dem Einfluß der vor allem aus der Sozialdemokra- 
tie kommenden Funktionäre verstand sich die Ostern 1946 
unter den Fittichen der sowjetischen Besatzungsmacht in 
der damaligen Ostzone Deutschlands aus der (nicht ganz 
freiwilligen) Vereinigung von Sozialdemokraten und Kom- 
munisten hervorgegangene SED als eine auf Gesamtdeutsch- 
land ausgerichtete Partei. Niemand zweifelte damals an der 
Einheit Deutschlands, obwohl die Gefahr seiner Spaltung 
infolge der zu Tage tretenden Differenzen zwischen den 
Westmächten und der sowjetischen Besatzungsmacht im- 
mer offensichtlicher wurde. Auch von den Kommunisten, 
die nun in der SED einflußreiche Positionen errungen hat- 
ten, wurde das nationale Element besonders betont. „Im 
einzelnen werden sich die starken Besonderheiten der hi- 
storischen Entwicklung unseres Volkes schrieb der Kom- 
munist Ackermann in Heft 1 der SED-Zeitschrift , »Einheit“. 
„seine politischen und nationalen Eigenheiten , die beson- 
deren Züge seiner Wirtschaft und Kultur außerordentlich 
stark ausprägen. i( Diese Haltung der deutschen Kommuni- 
sten in diesen Jahren entsprach der Auffassung, daß unter 
den ,, Schwächen und Fehlern“, die von der KPD nach den 
Erfahrungen der Weimarer Republik und der Naziherrschaft 
von 1933 bis 1945 zu überwinden seien, die „Stellung zur 
nationalen Frage“ erstrangige Bedeutung habe. Eine positi- 
ve Einstellung zur Nation werde „zu einer neuen Kraft- 
quelle für unsere Beu>egung werden. Damit sind die Schran- 
ken niedergerissen, die in der Vergangenheit breite Volks- 
teile vom Anschluß an die sozialistische Bewegung abhiel- 
ten. Unsere breite nationale Politik wird uns zur entschei- 
denden Kraft im ganzen Volke werden lassen , und uner- 
schöpfliche Energien werden fijr den Fortschritt der Ent- 
wicklung frei Auf diesem Wege wird die Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands als Millionenpartei an der Spit- 
ze der ganzen Nation in Führung gehen“, hieß es auf dem 
der Gründung der SED vorausgehenden 15 Parteitag der 
Kommunistischen Partei Deutschlands 1946. 

An diesem Konzept hielt die SED auch fest, als die 
schrittweise fortschreitende Spaltung Deutschlands 1949 
zur Gründung von zwei deutschen Staaten führte. Die Grün- 
dung der DDR hatte in gewissem Sinne die gleichen Ursa- 
chen wie die Bildung der Bundesrepublik Deutschland Bei- 
de Gründungen waren eine Widerspiegelung des sich ver- 
schärfenden Ost -West-Konfliktes; beide entstanden, weil das 
1871 geschaffene Deutsche Reich im Ergebnis des II. Welt- 
krieges als staatliche Klammer der deutschen Nation zu 
schwach geworden war und die Kraft der verschiedenen po- 
litischen Gruppierungen innerhalb der deutschen Nation, 
zusammen mit ihren jeweiligen Besatzuugsrnächten nur da- 
zu ausreichte, sich jeweils auf einem - unterschiedlich gro- 
ßen — Teil des reduzierten Territoriums der deutschen Na- 
tion als Staat zu etablieren. Dies konnten alle politischen 
Kräfte damals aber nur, wenn und indem sie sich als Provi- 
sorium bzw. Kernstaat mit gesamtdeutscher Zielsetzung ge- 
rieften. 

Die DDR unternahm dies, indem sie ihre erste Verfas- 
sung (1949) als ein Dokument des Kampfes um die eine 
deutsche Nation foimulierte, die trotz staatlicher Teilung 
fortbestehe, und die deshalb ganz Deutschland zur „unteil- 
baren demokratischen Republik“ proklamierte und fest- 
stellte, daß es nur eine deutsche Staatsangehörigkeit gebe, 
die für alle Deutschen gleichermaßen Gültigkeit habe. 

Wie in den ersten Nachkriegsjahren allgemein von allen 
Besatzungsmächten und allen deutschen politischen Kräf- 
ten, so ging auch die erste Verfassung der DDR davon aus, 
daß das Deutsche Reich fortbestehe und die Siegermächte 
den deutschen Staat als Reichseinheit erhalten hätten. 



„ Wenn auch vorläufig keine deutsche Regierung gebildet 
werden konnte ; so wurde - dank der nachdrücklichen For- 
derung des sowjetischen Vertreters heißt es noch 1955 
in einer historischen Arbeit des damaligen Generalsekretärs 
der SED, Walter Ulbricht, „das Fortbestehen des deutschen 
Staates ausdrücklich anerkannt. “ Entsprechend nahm auch 
die Verfassung der DDR von 1949 für sich in Anspruch, 
die staatsrechtliche Einheit Deutschlands zu wahren, und 
verstand sich zunächst als „Kernstaat“, in dem sich vorläu- 
fig nur ein Teil der deutschen Nation organisieren konnte, 
der sich aber als Kern eines künftigen einheitlichen Natio- 
nalstaates erweisen würde. 

Die Grundidee der Einheit der Nation, auch nach ihrer 
staatlichen Teilung, bestimmte die Politik der SED trotz al- 
ler Akzentverschiebungen und Modifikationen in allen ihren 
Entwicklungsphasen bis hin zur Annahme der zweiten Ver- 
fassung der DDR im Jahre 1968. Die Spaltung Deutschlands 
wurde den Westmächten und der Regierung in Bonn angela- 
stet, selbst aber an der Forderung nach Wiederherstellung 
der deutschen Einheit festgehalten, die DDR zur „Basis der 
nationalen Befreiungsbewegung in Deutschland“, die SED 
zur Retterin „aus nationaler Not“ erklärt ln diesem Sinne 
berief sich die SED auf das „nationale Kulturerbe“, auf die 
nationale Geschichte der Deutschen in den Bauernkriegen, 
den Freiheitskriegen von 1813 und der Revolution von 
1848 sowie auf die Geschichte der deutschen Arbeiterbewe- 
gung. Sie pflegte diese Traditionen in den Bildungs- und 
Kulturinstitutionen der DDR und in den in den ersten Jah- 
ren der DDR aufgestellten militärischen Streitkräften dieses 
Staates, denen unter diesen Vorzeichen der Name „Nationa- 
le Volksarmee“ (hervorgehoben von mir, W.S.) gegeben 
wurde. 

In eben diesem Sinne entwickelte die SED/DDR in die- 
sen Jahren eine Reihe deutschlandpolitischer Aktivitäten 
auf unterschiedlichen Ebenen Gegenüber der Bundesregie- 
rung wurden zahlreiche Vorschläge gemacht, um zu offiziel- 
len Kontakten und Beziehungen und damit zur Anerken- 
nung der DDR zu kommen. Zugleich forderte die SED den 
„nationalen Befreiungskampf gegen die amerikanischen, 
englischen und französischen Okkupanten in Westdeutsch- 
land“ und den „Sturz ihrer Vasallenregierung in Bonn“ als 
„Aufgabe aller friedliebenden und patriotischen Kräfte in 
Deutschland“ (Entschließung der II. Parteikonferenz der 
SED vom 12. Juli 1952). In dei Bundesrepublik wurde die- 
se nationale Befreiungstheorie von der KPD übernommen 
und fand ihren Niederschlag in deren „Programm der natio- 
nalen Wiedervereinigung“, das 1956 einen wesentlichen 
Grund für das Verbot dieser Partei durch das Bundesverfas- 
sungsgericht lieferte. In der internationalen Arena suchte 
die SED mit Hilfe der UdSSR die völkerrechtliche Aner- 
kennung ihres Staates DDR zu erlangen, was ihr außerhalb 
des sowjetischen Herrschaftsbereiches allerdings lange Zeit 
nur mit Jugoslawien und erst allmählich und sehr spät bei 
einigen Entwicklungsländern gelang. 

1957/58 vollzog die SED insofern eine Modifikation ih- 
rer bisherigen Position, als sie nun - eine Idee des damali- 
gen Bonner Finanzministers Schaffer aufgreifend — auf dem 
Wege zur Herstellung der deutschen Einheit eine Zwischen- 
etappe einlegen wollte, in der die beiden deutschen Staaten 
ln einer Konföderation Zusammenarbeiten. Da inzwischen 
zwei deutsche Staaten mit unterschiedlichen Gesellschafts- 
ordnungen entstanden seien, wäre eine „unvorbereitete Zu- 
sammenlegung der beiden deutschen Staaten doch völlig un- 
möglich. Eifie Konföderation aber ist die gegebene Form, 
um die allmähliche Annäherung der beiden Staaten zu voll- 
ziehen.“ Auf die Mobilisation der „Friedenskräfte in West- 
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deutschland“, die sich „selbst zu Wort“ melden sollten, 
wurde auch dabei nicht verzichtet. Die Konföderationsthese 
war vorbereitet worden und wurde gestützt durch die 
„Zwei-Staaten-Theorie“. 

Erstmals wurde die These von der „Existenz zweier deut- 
scher Staaten auf deutschem Boden“ in der Regierungs- 
erklärung der DDR vom 19. November 1954 vertreten und 
aus ihr in einer Erklärung des Außenministers der DDR vom 
29.8.1956 abgeleitet, die DDR betrachte sich „für ihren Ju- 
risdiktionsbereich“ als einen der „Nachfolgestaaten“ des 
(angeblich) 1945 untergegangenen Deutschen Reiches. Den- 
noch wurde auch bei der Zwei-Staaten-Theorie an der Ein- 
heit der Nation nicht gezweifelt, sondern von der „in zwei 
Staaten gespaltenen Nation“ gesprochen (so das sogenannte 
„Nationale Dokument“, das 1962 von der „Nationalen 
Front“ in der DDR beschlossen wurde). Das erste Pro- 
gramm, das sich die SED erst 1963 gab, betonte, daß sie un- 
verrückbar an dem Ziel der „Wiederherstellung der nationa- 
len Einheit Deutschlands“ festhalte, und bezeichnete die 
SED als Partei „der nationalen Würde und nationalen Ein- 
heit“. Noch 1966 hieß es in dem (erfolglosen) Aufnahme- 
antrag der DDR an die Vereinten Nationen (UN-Doc. 
A/6283): „Jeder der beiden deutschen Staaten hat seine 
eigene Verfassung , seinen eigenen Staatsapparat, seinen 
eigenen Wirtschaftsorganismus und seine selbständige Ar- 
mee. Diese beiden Staaten bilden ungeachtet dessen eine 
Nation.“ (Hervorhebung von mir, W.S.) Allerdings rückte 
in dieser Periode die SED die innere Entwicklung der DDR 
in den Vordergrund und hob mit der Reformierung ihres 
Wirtschaftssystems unter dem Stichwort „Neues ökonomi- 
sches System“ das politische und ökonomische System der 
DDR als das „Modell des Sozialismus einer modernen Indu- 
striegesellschaft in Mitteleuropa“ als eigenständige Leistung 
hervor, dessen Realisierung sie mit der Hoffnung verband, 
auf diese Weise würden Voraussetzungen für eine Lösung 
der deutschen Frage entstehen, die Deutschlands Zukunft 
eindeutig am Sozialismus nach DDR-Muster festmachte. 

„Die DDR ist der kleinere deutsche Staat - aber die ge- 
sellschaftlich fortschrittlichen Ideen dieses Staates schrieb 
das damalige Politbüromitglied der SED Albert Norden, 
„ ... werden sich auch dort durchsetzen , wo an der Wupper 
und der Mosel die Wiege der Begründer der deutschen Ar- 
beiterbewegung gestanden hat ... Wenn wir an den Sozialis- 
mus denken, dann denken wir gleichzeitig an die Nation. 
Wenn wir an die Nation denken, dann wissen wir, daß ihre 
Zukunft , ihr Fortbestand nur im Sozialismus liegt und 



durch den Sozialismus gesichert wird/ 4 In diesem Sinne 
hielt die SED in der ganzen Entwicklungsperiode der DDR 
von ihrer Gründung bis zu ihrer zweiten Verfassung (1968) 
an der einen deutschen Nation fest. „In der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts “, versicherte Ulbricht vor dem Zen- 
tralkomitee der SED (I960), stünde „nicht die Herausbil- 
dung einer westdeutschen und ostdeutschen Nation, son- 
dern der Sieg des Sozialismus in der DDR und die Überwin- 
dung des Militarismus in Westdeutschland (auf der Tages- 
ordnung). Als Endziel erstreben wir ... eine einheitliche , 
friedliche, demokratische und sozialistische Nation ... Dort 
... wo sich erst einmal eine moderne Nation herausgebildet 
hat, ist trotz vorübergehender Spaltung die Wiederherstel- 
lung der Einheit der Nation unvermeidlich. u 

In diesem Sinne hat Ulbricht die nationale Zielsetzung 
der SED nie aufgegeben. In der Verfassung der DDR von 
1968, die man als sein politisches Testament ansehen muß, 
umriß er die Funktion der DDR als „sozialistischer Staat 
deutscher Nation" (Artikel 1) und proklamierte: „Die Her- 
stellung und Pflege normaler Beziehungen und die Zusam- 
menarbeit der beiden deutschen Staaten auf der Grundlage 
der Gleichberechtigung sind nationales Anliegen der Deut- 
schen Demokratischen Republik. Die Deutsche Demokrati- 
sche Republik und ihre Bürger erstreben darüber hinaus die 
Überwindung der vom Imperialismus der deutschen Nation 
aufgezwungenen Spaltung Deutschlands, die schrittweise 
Annäherung der beiden deutschen Staaten bis zu ihrer Ver- 
einigung auf der Grundlage der Demokratie und des Sozia- 
lismus/* (Artikel 8, Absatz 2) Der DDR-Verfassungskom- 
mentar, von namhaften Rechtswissenschaftlem und dem 
Leiter der Abteilung Staat und Recht im Zentralkomitee 
der SED, Sorgenicht, herausgegeben, betont, daß die Bezie- 
hungen zwischen den beiden deutschen Staaten zwar der 
Form nach den internationalen Normen der „friedlichen 
Koexistenz“ entsprechen, dem Inhalt nach aber national 
sein sollten. 

An dieser nationalen Zielsetzung der SED in den Jahren 
1946-1968/69 war zweifellos vieles nur taktisch gemeint, 
um die Westmächte in eine Defensivposition zu bringen und 
um die westdeutschen politischen Kräfte zu einem Zusam- 
mengehen mit den deutschen Kommunisten zu bewegen - 
sowohl bei der Gründung und Entwicklung der SED als 
auch bei der Gründung und Entwicklung der DDR wie im 
gesamtdeutschen Rahmen. Anderes war Rechtfertigung und 
Legitimation eigenen Handelns. Niemals haben die Führer 
der SED dabei das Ziel der Errichtung ihrer uneingeschrank- 




“Wenn wir an den Sozialismus denken, 
dann denken wir gleichzeitig an die 
Nation“: nationale Parolen gegen den 
seperatistischen Westen 
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ten Macht erst in der DDR und — wenn möglich — in ganz 
Deutschland aus den Augen verloren. Eine besonders aktive 
Rolle bei der Wachhaltung des gesamtdeutschen Bewußt- 
seins spielten ersichtlich jene Funktionäre der SED, die aus 
der Sozialdemokratie kamen. Demgegenüber räumten kom- 
munistische Parteifunktionäre wie Ulbricht der sozialen 
Umwälzung Priorität vor dem Ziel der nationalen Einheit 
ein, ohne allerdings den gesamtdeutschen Anspruch aufzu- 
geben. Man kann wohl kaum an der Versicherung Ulbrichts 
in jenen Jahren zweifeln, daß die SED lange Zeit bereit war, 
die offene Auseinandersetzung mit ihren politischen Geg- 
nern im Rahmen eines einheitlichen Staates zu führen. 

Dennoch war die nationale Politik der SED in diesen 
Jahren und vor allem ihr Ergebnis mehr als nur Taktik und 
Legitimation. Bis in die Führungskräfte der SED verstanden 
die deutschen politischen Kräfte, die die SED und später 
die DDR gründeten, und jene Teile der Bevölkerung, die ih- 
nen folgten, sich und ihre politische und staatliche Organi- 
sation in Deutschland als antifaschistische Antikriegspartei, 
als Wahrerin der deutschen Einheit und (in geringerem Ma- 
ße) als Garant der „sozialistischen Zukunft“ der deutschen 
Nation. Vor allem haben sich die Funktionäre und Mitglie- 
der der SED fast 25 Jahre lang für die nationale Einheit un- 
ter jenen SED-Führern engagiert, die z.T. heute noch an der 
Spitze der SED stehen. 35 Jahre Existenz der DDR haben 
zudem der SED die Erfahrung vermittelt: Je mehr und kon- 
sequenter sie das Ziel der Friedenssicherung und der natio- 
nalen Einheit in ihrer Politik zum Ausdruck brachte, um so 
breiter war ihre Basis in der Bevölkerung wie ihr internatio- 
nales Ansehen! Und umgekehrt: Je mehr sie ihre Politik auf 
die Realisierung des sowjetischen Modells in ihrem staatli- 
chen Herrschaftsbereich verengte und das Ziel der nationa- 
len Einheit demgegenüber zurücktrat, um so enger wurde ih- 
re Basis im Volk; und dies trotz weitgehender Veränderung 
in der sozialen Struktur der DDR-Bevölkerung infolge von 
Enteignungen, Reformen des Bildungssystems und der Mas- 
senflucht in die Bundesrepublik. Obwohl die SED in den 
zwei Jahrzehnten von 1949 bis 1969 mit der Gründung und 
Konsolidierung der DDR zweifellos einen bedeutenden 
machtpolitischen Zuwachs erzielte, beklagt sie noch heute 
in ihren parteigeschichtllchen Darlegungen, daß die nationa- 
le Zielsetzung ihrer Politik in dieser Zeit mit einer Niederla- 
ge endete 

tl. 

Erst vor dem Hintergrund dieser über zwei Jahrzehnte lang 
vertretenen Position der SED zur nationalen Frage wird 
deutlich, auf welch schiefe Ebene sich die SED begab, als 
sie Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre den Versuch un- 
ternahm, die staatliche Trennung der Nation auch zu einer 
nationalen Abgrenzung zu steigern. In dieser Zeit wurde in 
der DDR die „Theorie“ vertreten, in Deutschland würden 
nicht nur zwei Staaten, sondern auch zwei deutsche Natio- 
nen - eine „sozialistische“ und eine „kapitalistische“ - exi- 
stieren, zumindest „entwickle“ sich in der DDR die „sozia- 
listische Nation“. Diese Konzeption von den „zwei deut- 
schen Nationen“, die einen völligen Bruch mit den bisher 
von der SED vertretenen Positionen in der nationalen Frage 
bedeutete, wurde stark beeinflußt von dem Wirtschafts- 
historiker der DDR, Kuczynski, der 1970 in der „Weltbüh- 
ne“ als Repilk auf die Formel der Bundesregierung Brandt/ 
Scheel; „Zwei Staaten — eine Nation“ die Gegen these for- 
mulierte: es gibt heute zwei deutsche Nationen, eine al- 

te, reaktionäre Restnation der Monopole, und die fort- 
schrittliche deutsche Nation, zu der sich die Arbeiterklasse 
auf dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 



konstituiert hat. “ Zwar knüpften solche Aussagen an Äuße- 
rungen von Ulbricht an, der immer stärker die Nation „klas- 
senmäßig“ definierte und damit eine Politik der „nationa- 
len“ Abgrenzung der DDR gegenüber der Bundesrepublik 
eingeleitet hatte. Aber selbst bei der bekannten Ulbricht- 
schen Trennungslinie zwischen den „Krupps“ und den 
„Krauses“ in Deutschland wurde noch von der einen Nation 
ausgegangen, die von den proletarischen „Krauses“ geführt, 
eines Tages in einem sozialistischen Deutschland wieder ihre 
staatliche Einheit finden werde. 

Die These von den „zwei deutschen Nationen“ ging je- 
doch über diese Betrachtung weit hinaus und sollte, mit 
dem Trick der Konstatierung von „zwei deutschen Natio- 
nen“, jede Gemeinschaft zwischen der Bevölkerung in den 
beiden deutschen Staaten hinwegzaubern. In der „Logik“ 
einer solchen Konzeption mußte es liegen, daß in einem der 
beiden deutschen Staaten eine „Nation“ existiere, deren 
Angehörige keine Deutschen mehr waren, und folglich auch 
der Staat, der diese „Nation“ umschloß, kein deutscher 
Staat mehr war. In der Tat bemühte sich die SED eine Zeit- 
lang, durch praktische Maßnahmen Bevölkerung. Institutio- 
nen und Organisationen in der DDR zu „entdeutschen“: 
Namen von Einrichtungen wie die „Deutsche Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft“, die „Nationale Front des 
demokratischen Deutschland“ wurden dadurch verändert, 
daß das Adjektiv „deutsche“ bzw. das Substantiv „Deutsch- 
land“ herausgenommen und die Abkürzung „der DDR“ an- 
gefügt wurde. Rundfunkstationen wie der „Deutschland- 
sender“ wurden umbenannt in „Stimme der DDR“. 1974 
wurde durch Änderung der DDR-Verfassung jede Bezug- 
nahme auf die deutsche Nation gestrichen: Die DDR war 
nur noch „ein sozialistischer Staat der Arbeiter und Bau- 
ern“ (Artikel I ). Begriffe wie „Nation. „Staat“ und „Klas- 
se“ wurden nun in der DDR nahezu identifiziert und als 
austauschbare Synonyme behandelt. 

Dies mußte nicht nur vom wissenschaftlichen Stand- 
punkt diesen Kategorien jede selbständige Bedeutung neh- 
men, es brachte der SED auch in der kommunistischen Welt 
zunehmende Schwierigkeiten, da keine andere kommunisti- 
sche Partei sich in der Lage sah, diesen Schritt der SED 
nachzuvollziehen, ohne mit der eigenen nationalen Position 
in Konflikt zu geraten. Vor allem aber wuchsen in der Be- 
völkerung der DDR die Zweifel und Irritationen an dieser 
„neuen Linie“. Einerseits fragten biedere SED-Genossen bei 
ihrer Parteiführung an, ob es denn nicht auch an der Zeit 
sei, den Namen der SED in „kommunistische Partei der 
DDR“ umzubenennen und auch den Namen der Zentralen 
Parteizeitung „Neues Deutschland“ zu ändern. Anderer- 
seits wuchsen die Befürchtungen der DDR-Bevölkerung, ob 
man sich denn überhaupt noch „Deutscher“ nennen dürfe 
bzw. wurden die Darlegungen der SED-Agitatoren von den 
„zwei Nationen“ nicht selten auf sarkastische Weise gekon- 
tert. So brachten Teilnehmer an Versammlungen, in denen 
solche Thesen vertreten wurden, den Redner damit in Ver- 
legenheit, daß das bekannte, noch aus der Kriegszeit stam- 
mende Stalin-Wort „Die Hitler kommen und gehen, das 
deutsche Volk, der deutsche Staat aber bleiben “ dahin ab- 
gewandelt und der These von den zwei Nationen entgegen- 
gehalten wurde: „Wir wissen schon: Die Nationen kommen 
und gehen, die Deutschen aber bleiben. “ 

Sozusagen auf dem Höhepunkt kippte die nationale Ab- 
grenzung auch erwartungsgemäß um. Als SED-Funktionäre, 
die zum Besuch der „Partei-Hochschule“ der sowjetischen 
KP in Moskau eintrafen und bei der Ausfüllung ihrer An- 
meldeformulare nicht mehr wußten, was sie unter der Ru- 
brik: „Nationalität“ für Angaben machen sollten und des- 
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halb sowohl unter der Rubrik „Staatsbürgerschaft“ als auch 
unter der Rubrik „Nationalität“ jeweils „DDR“ schrieben, 
sorgte die sowjetische KP-Führung dafür, daß die „Entdeut- 
schungskampagne“ der SED zu Ende ging. Kurze Zeit dar- 
auf erklärte der Generalsekretär der SED, Erich Honecker: 
„Unser sozialistischer Staat heißt DDR , weil ihre Staatsbür- 
ger der Nationalität nach in der übergroßen Mehrheit Deut- 
sche sind. Es gibt also keinen Platz für irgendwelche Unklar- 
heiten beim Ausßllen von Fragebogen ... Die Antwort auf 
diesbezügliche Fragen lautet schlicht und klar und ohne je- 
de Zweideutigkeiten: Staatsbürgerschaft - DDR , Nationali- 
tät — deutsch. “ Forderungen nach Umbenennung der SED 
und ihrer zentralen Parteizeitung wurden mit der Begrün- 
dung zurückgewiesen, die entsprechenden Namen entsprä- 
chen der geschichtlichen Entstehung wie den Aufgaben der 
Gegenwart und Zukunft. SED-ldeoIogen bemühten sich um 
eine Unterscheidung von „Nation“ und „Nationalität“, um 
so die sozialen Grundlagen der Nation in der DDR als „so- 
zialistische“ zu definieren, die diese von der Nation in der 
Bundesrepublik abgrenze, die gemeinsame „Nationalität“ 
aber auf eine bloße ethnische Charakteristik zu reduzieren. 
Diese Haarspalterei war indessen nur ein Rückzugsgefecht, 
da auch in der propagandistischen Literatur der DDR an an- 
derer Stelle der Begriff „Nationalität“ schlicht als ,, Zugehö- 
rigkeit eines Menschen zu einer Nation** erläutert wird. 

Angesichts dessen drängt sich die Frage auf, warum sich 
die SED die Probleme einer solchen „Zwei-Nationen“-Theo- 
rie überhaupt aufgeladen hat. Hierfür war ausschlaggebend, 
daß die SED-Führung 1969/70 mit dem Entspannungspro- 
zeß in Europa konfrontiert wurde, auf den sie nicht vorbe- 
reitet war und der — nach dem Eingeständnis einiger ihrer 
führenden Vertreter - für die SED „zu früh“ kam. Die 
SED, die sich unter Ulbricht bemüht hatte, sich allmählich 
von der unkritischen Übernahme des sowjetischen Modells 
zu lösen, erlitt in ihrer Reformpolitik Rückschläge; überzo- 
gene Pläne und Disproportionen in der Strukturpolitik ver- 
ursachten eine wirtschaftliche Krise. 

Auch ideologisch geriet sie in Widerspruch zur UdSSR. 
Eine gewisse Eigenständigkeit der SED-Führung unter 
Ulbricht gegenüber Moskau, Differenzen in der gegenüber 
Bonn einzu nehmenden Haltung zwischen Ulbricht und den 
Führungen der UdSSR und der anderen osteuropäischen 
Staaten erzwangen (schließlich) einen Personen- und Kurs- 
wechsel. 

Ulbrichts Nachfolger Honecker aber sah sich einerseits 
vor die Notwendigkeit gestellt, mit der Sowjetunion in der 
Entspannungspolitik „Gleichklang“ herzustellen, anderer- 
seits vor der Gefahr, daß die Formel der Brandt-Scbeel-Re- 
gierung von den „Zwie Staaten - eine Nation“ angesichts 
der nun wieder massenhaft stattfindenden Begegnungen der 
Deutschen aus beiden deutschen Staaten sich in der DDR- 
Bevölkerung zur Hoffnung auf die Wiedervereinigung 
Deutschlands verdichten könnte. (Eine solche „Gefahr“ war 
und ist in der DDR-Bevölkerung immer latent und das Be- 
wußtsein der Zusammengehörigkeit der Deutschen beider- 
seits der Elbe viel ausgeprägter als in der Bundesrepublik.) 

Aus diesen Befürchtungen und Einschätzungen der SED- 
Führung entstand die Politik der nationalen Abgrenzung 
gegenüber der Bundesrepublik, mit der sich die SED in Wi- 
derspruch zu ihrer eigenen Vergangenheit setzte. Sie hoffte 
damit, „nationale Illusionen“ abzubauen. Zudem glaubte 
sie damals noch, die verwandtschaftlichen Beziehungen der 
DDR-Bevölkerung zu den Deutschen in der Bundesrepublik 
austrocknen zu können. Innenpolitisch sollte die „Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik“, mit der die angespann- 



ten und überzogenen Wirtschaftspläne aus der Ulbricht-Zcit 
(vorübergehend) gemildert und Fortschritte in der Effektivi- 
tät mit sozialpolitischen Verbesserungeil bei den Löhnen 
und Renten, im Wohnungsbau und beim Urlaub verbunden 
wurden, den Abgrenzungskurs abfedern. Als Ventil wurde 
eine Öffnung der Grenzen der DDR gegenüber Polen und 
der CSSR vollzogen, und generell orientierte man sich auf 
die Intergration in der sozialistischen Staatengemeinschaft 
und die „Annäherung der sozialistischen Nationen“ im 
RGW/Comecon. 

Gleichzeitig war diese Neuorientierung in der nationalen 
Frage durchaus „dialektisch“ und keineswegs als Aufgabe 
des Ziels gemeint, die Einheit Deutschlands als Teil der so- 
zialistischen Staatengemeinschaft zu erreichen, auch wenn 
einige der SED-Ideologen dies lange so verstanden. In den 
offiziellen Erklärungen der SED jedenfalls ist nirgendwo di- 
rekt von den „zwei deutschen Nationen“ die Rede, sondern 
wird der Hauptakzent darauf gelegt, daß die „sozialistische 
Revolution“ in der DDR zur „Erneuerung“ der Nation, d.h. 
zu ihrer sozialen Umwälzung geführt hat (so Erich Ho- 
necker auf dem VIII. Parteitag der SED) „Da dieser Weg in 
Westdeutschland versperrt wurde , entwickelte sich in der 
DDR (hervorgehoben von mir, W.S.) die sozialistische Na- 
tion ...“ (Erich Honecker auf der 13. Tagung des ZK der 
SED am 12. Dezember 1974) Im übrigen wurde der An- 
spruch auf die Führung der Nation durch die Arbeiterklasse 
durchaus aufrcchterhalten. „Im Ergebnis des Raubkrieges 
des faschistischen deutschen Imperialismus ist das frühere 
Deutsche Reich in Feuer und Blut untergegangen. Damit 
hat die deutsche Großbourgeoisie endgültig das Recht auf 
die Führung der Nation verwirkt formulierte Honecker 
auf dem VIII. Parteitag der SED. Auch wenn dies ausdrück- 
lich historisch bezogen war, konnte mit der „Nation“ nur 
die deutsche Nation gemeint sein, deren einheitliche Exi- 
stenz 1945 auch von der SED noch nicht bezweifelt wurde. 
(Daß die „deutsche Großbourgeoisie“ nur in der Bundesre- 
publik existiert, bezweifelt die SED auch heute nicht.) Im 
übrigen enthielt der Text der zitierten Rede Honeckers in 
dem mir bekannten Entwurf noch den weitergehenden Pas- 
sus von der Vereinigung beider deutscher Staaten zu einem 
sozialistischen Deutschland, den Honecker aus reinen 
Zweckmäßigkeitsgründen damals herausnahm! 1981 hat er 
ihn zum ersten Mal wieder zitiert. 

Das SED-Politbüromitglied Kurt Hager hat schon 1971 
in seiner Schrift „Die entwickelte sozialistische Gesell- 
schaft“ den VIII. Parteitag der SED dahin interpretiert, daß 
die Nation „ wie alle gesellschaftlichen Kategorien nicht 
zeitlos , nicht unabhängig von konkreten gesellschaftlichen 
Zuständen “ zu betrachten sei. Wer zu lesen versteht, be- 
greift: Zu gewisser Zeit ist es „richtig“, den Fortbestand der 
einen Nation zum Ausgangspunkt zu nehmen, zu einer an- 
deren Zeit ist es genauso „richtig“, von zwei Nationen zu 
sprechen, und wenn die „gesellschaftlichen Zustände“ es er- 
lauben oder erfordern, kann man genauso bedenkenlos zu 
der einen Nation zurückkehren. Die Änderung der SED-Po- 
silion zur Nation Anfang der 70er Jahre war also keine tota- 
le, sondern vorwiegend taktischer Natur, entstanden aus der 
äußeren und inneren Situation der DDR. 

Diese Politik der SED in den Jahren 1970 bis 1980 ist 
gescheitert! Schon bei den Verhandlungen über den Grund- 
lagenvertrag mußte die DDR, obwohl sie große Anstrengun- 
gen unternahm, das zu vermeiden, einer Präambel im Ver- 
trag zustimmen, die daran festhält, daß es „die nationale 
Frage“ gibt, die folglich beiden Vertragspartnern gestellt ist. 
Die DDR war schon deshalb zur Zustimmung zu dieser Prä- 
ambel veranlaßt, weil damals noch die Artikel 1 und 8 der 
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DDR-Verfassung von 1968 unverändert galten, die eindeu- 
tig auf die Wiedererlangung der staatlichen Einheit der deut- 
schen Nation (unter sozialistischen Vorzeichen) abstellen. 
Diesen auch rechtlichen Sinngehalt des Grundlagenvertrages 
kann die spätere Änderung der entsprechenden Artikel der 
DDR-Verfassung nicht mehr aus der Welt schaffen, zumal 
Bundestag wie Volkskammer den Grundlagenvertrag ratifi- 
ziert haben, bevor die Änderung der DDR-Verfassung er- 
folgte. Doch nicht nur das. Die Orientierung auf die „An- 
näherung der sozialistischen Nationen“ scheiterte an der 
Krise im RGW (Comecon), die zur faktischen Schließung 
der Grenze zwischen der DDR und Polen und zum Rück- 
gang des privaten Verkehr zwischen der DDR, der CSSR, 
Ungarns und Rumäniens führte. Die Beziehungen und Be- 
gegnungen zwischen den Deutschen in beiden Staaten er- 
fuhren statt dessen einen merklichen Aufschwung. 

Honecker wagte in seiner Rede in der Volkskammer, mit 
der er die Verfassungsänderung von 1974 „begründete“, mit 
keinem Wort auf die nationale Frage einzugehen, obwohl 
die ganze Änderung nur wegen der bisherigen Bezugnahme 
auf die Einheit der Nation erfolgte! Unter zweifelhafter Be- 
rufung auf Artikel 63 und 108 der DDR-Verfassung ließ er 
die politischen Grundlagen des Staates durch einfaches Ge- 
setz ändern, obwohl die Verfassung in Form eines „Volks- 
entscheides“ angenommen worden war. Weiter: Der DDR- 
Bevölkerung mußte zugestanden werden, daß sie ihrer „Na- 
tionalität“ nach deutsch ist. Die DDR mußte sich erneut 
zum nationalen Erbe und zur nationalen Verantwortung 
bekennen, und sie unternahm dies, indem sie sich zum „so- 
zialistischen Deutschland“ erklärte. 

Bei allem Wenn und Aber und ungeachtet aller Versuche, 
die wieder modifizierte nationale Politik gegen das politi- 
sche System der Bundesrepublik zu richten, ist dies doch 
das Eingeständnis: Die DDR wurde und wird die Nation 
nicht los. 



III. 

Seit dem Scheitern des Versuchs, die staatliche Teilung 
Deutschlands durch eine vorwiegend auf soziologische Kri- 
terien gestützte nationale Abgrenzung zu ergänzen und da- 
mit zu verewigen, ist die SED ersichtlich bemüht, die DDR 
durch Aufbereitung und Aneignung der ganzen deutschen 
Geschichte im Sinne eines durchaus eigenständigen Ge- 
schichtsbildes historisch zu legitimieren, der DDR ein be- 
wußt deutsches Gesicht, eine deutsche Identität zu geben 
und ihre Position gegenüber der Bundesrepublik als Koope- 
rationspartner wie - perspektivisch - als deutsches „Pie- 
mont“ zu stärken. 

Diese Entwicklung begann nicht zufällig mit dem Rück- 
griff auf preußishce Traditionen, steht die DDR doch einer- 
seits territorial weitgehend in der Nachfolge Preußens und 
ist sie doch andererseits wie Preußen kein Nationalstaat 
(und kann auch keiner werden), kann sich aber gewisse 
Chancen ausrechnen, bei einer „Wiedergeburt Deutsch- 
lands“ eine analoge Rolle zu spielen. Das 1979 erschienene 
Buch der DDR-Historikerin Mittenzwei, „Friedrich II. von 
Preußen“, paßt da ebenso in dieses Bild wie die (Wieder-) 
Aufstellung des Standbildes Friedrich des Großen auf der 
Straße Unter den Linden in Ost-Berlin. Die Erinnerung an 
die „preußischen Tugenden“ erscheint zudem geeignet, da, 
wo die Berufung auf einstige Ideale kommunistischer Ideo- 
logie ihre Mobilisierungskraft eingebüßt hat, solche Verhal- 
tensweisen zu fördern, die der Stabilität des Systems die- 
nen. 

Doch die Hinwendung zur deutschen Geschichte ist kei- 
neswegs auf Preußen beschränkt. Überhuapt hat die SED ih- 
re in früheren Jahren betriebene selektive Auswahl einzelner 
Personen und Ereignisse aus der deutschen Geschichte, die 
sie glaubte auf ihre Fahnen schreiben zu können, aufgege- 
ben. Heute ist es nicht Thomas Münzer, der für die SED die 




Erinnerung an „preußische Tugenden”, wo die Berufung auf die 
einstigen Ideale kommunistischer Ideologie ihre Mobilisierungskraft 
eingebüßt hat: Standbild Friedrich des Großen auf der Straße unter 
den Linden in Ost-Berlin, NVA-Ehrung am Clausewitz-Grabmal 
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Otto von Bismarck: „Bahnbrecher einer Revolution von 
oben’ "? 

Reformationszeit versinnbildlicht, sondern Martin Luther. 
Und für Preußen stehen nicht nur Scharnhorst und die Re- 
former Stein und Hardenberg; Friedrich II. wird wieder als 
Friedrich der Große gewürdigt. Selbst der Initiator der So- 
zialistengesetze, Otto von Bismarck, erscheint in einem neu- 
en Licht; nämlich „als Bahnbrecher einer Revolution von 
oben* “, als Gründer des deutschen Nationalstaates von 
1871, der „auch nach 1871 in wichtigen außenpolitischen 
Fragen nüchternen Realitätssinn an den Tag legte“ (so die 
SED-Zeitschrift „Einheit“ in ihrem Heft 2/1984, S. 114). 
Diese Linie wird fortgesetzt und erfaßt inzwischen auch 
August den Starken, Wilhelm I. u.a. Die Bemühungen der 
SED sollen in einer zwölf Bände umfassenden „Deutsche(n) 
Geschichte“ münden, mit der die DDR-Historiker nach den 
Worten Honeckers dabei sind, „die Geschichte des deut- 
schen Volkes zu schreiben “ („Stern“ vom 3. November 

1983, S. 91). 

Eine fast sensationelle Zuspitzung erfuhr diese Ge- 
schichtsbetrachtung der SED mit einer Würdigung der frü- 
her nur als „Verschwörer“ betrachteten Widerstandsgruppe 
gegen Hitler um Goerdeler und Stauffenberg am 20. Juli 

1984. Nunmehr werden diese Männer - deren unterschied- 
liche Motive und Zielvorstellungen auch weiterhin nicht ver- 
schwiegen werden — als „Patrioten“ gewürdigt werden, ihre 
Aktion als „mutige Tat von historischem und nationalem 
Rang “ aufgewertet und in direkte Verbindung zur Volks- 
frontstrategie der KPD nach 1935 znd zur Bildung des „Na- 
tionalkomitees Freies Deutschland“ im Jahre 1943 (auf so- 
wjetischem Territorium) gebracht, während die sowjeti- 
schen und tschechoslowakischen Medien an der These fest- 
halten, es habe sich bei den Männern des 20. Juli um „Ver- 
schwörer“ gehandelt, „die damals ßr ein Bündnis mit dem 
amerikanischen Imperialismus eintraten“ („Neues Deutsch- 
land“, 20. Juli 1984, S. 3). 

Eine prinzipielle Bedeutung dieser Hartung der SED/ 
DDR zur deutschen Geschichte liegt zweifellos darin, daß 



damit das Experiment, kein deutscher, sondern ein Staat 
von eigener, sozialistischer Nation zu sein, überwunden 
scheint. Statt dessen ist Deutschland wieder stärker zum 
Orientierungspunkt geworden. 

Im September 1983 verwandte Honecker in einem Brief 
an Bundeskanzler Kohl zum ersten Mal wieder den Be- 
griff „deutsches Volk“, und zwar eindeutig in einem Sinne, 
der nicht auf die Deutschen in der DDR beschränkt ist (vgl. 
Dokumentation des Briefwechsels in „Deutschland- Archiv“, 
Heft 12/1983, S. 1345). Und SED-Politbüromitglied Kurt 
Hager führte diese Linie noch weiter, als er im Dezember 
1983 auf einer „gesellschaftswissenschaftlichen Konferenz 
des ZK der SED“ die geplante Herausgabe einer „Deut- 
sche^) Geschichte“ nicht mehr - wie früher einige DDR- 
Historiker - als „Nationalgeschichte der DDR“ verstanden 
wissen wollte (was natürlich eine zu offensichtliche Manipu- 
lation der Geschichte und eine Orientierung auf die dauer- 
hafte Separierung der DDR gewesen wäre), sondern die Ge- 
schichte der DDR als ein Kapitel in der „Nationalgeschichte 
des deutschen Volkes“ bezeichnete („Neues Deutschland“, 
16. Dezember 1983, S. 5). 

Allerdings ist diese Neuorientierung alles andere als eine 
Aufgabe eigener prinzipieller Standpunkte. Selbst Ansätze 
für ein Abweichen von einer parteilichen, an dem Legitima- 
tionsinteresse der SED orientierten Interpretation deutscher 
Geschichte zugunsten objektiver Erfassung geschichtlicher 
Ereignisse sind kaum zu entdecken. 

Auf der bereits erwähnten „gesellschaftswissenschaftli- 
chen Konferenz“ der SED vom Dezember 1983 ließ SED- 
Politbüromitglied Hager nicht den geringsten Zweifel daran, 
welchen Zwecken die Ausrichtung auf die ganze deutsche 
Geschichte dienen soll, wenn er die DDR als das „Wichtig- 
ste“ in der deutschen Geschichte bezeichnete: „ Sie (die 
DDR, W.S.) verkörpert die tiefste , nicht mehr rückgängig zu 
machende Wende in der Geschichte des deutschen Volkes 
und fügt damit der Geschichte der Deutschen ihr wichtig - 
stes, erfolgreichstes und in die Zukunft weisendes Kapitel 
hinzu“ („Neues Deutschland“, 16. Dezember 1983, S. 5). 

In die gleiche Richtung geht die These der DDR-Histori- 
ker, die deutsche Geschichte als Element des historischen 
Selbstverständnisses und der nationalen Identität von SED/ 
DDR lasse sich keineswegs nur auf die territorialen Gebiete 
begrenzen, die heute zur DDR gehören. „Der historische 
Grund , auf dem die DDR steht , ist von weitreichender Di- 
mension“ (Horst Bartel / Walter Schmidt: „Sozialismus und 
historisches Erbe“, in: „Einheit“, Heft 2/1984, S. 113). 
Auf diesem Wege soll die DDR sich als „Hort der besten 
Traditionen“ des ganzen deutschen Volkes erweisen und die 
Optik für ein sozialistisches Gesamtdeutschland offengehal- 
ten werden. 

Rückbesinnung also auf die „positiven Traditionen“ 
deutscher Geschichte, um erst ein DDR-Staatsbewußtsein 
und dann auch ein so geläutertes National bewußtsein, zu- 
nächst als „sozialistische Nation“ in der DDR, zu entwic- 
keln, die sich dann aber auch als der „fortschrittliche Teil“ 
der deutschen Nation überhaupt versteht. Denn: „Ohne ein 
sozialistisches deutsches Nationalbewußtsein ist die Nation 
der DDR auf Dauer weder existenz- noch aktionsßhig. “ 
(Autorenkollektiv: „Dialektik des Sozialismus“, Berlin/Ost, 
1981) Natürlich handelt es sich bei solchen Äußerungen 
von DDR-Historikern vor allem um Geschichtspropaganda. 
Aber auch Propaganda ist ein Teil der Politik. Vor allem 
geht sie einher mit neuen Nuancierungen der nationalen Po- 
litik der SED. „Wenn ... die Werktätigen an die sozialisti- 
sche Umgestaltung der Bundesrepublik Deutschland gehen, 
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dann steht die Frage der Vereinigung beider deutschen 
Staaten vollkommen neu f Wie wir uns dami entscheiden, 
daran dürfte wohl kein Zweifel bestehen *\ erklärte der Ge- 
neralsekretäi der SED Honecker („Neues Deutschland“, 
16. Februar 1981). Und einen Tag später hieß es (am glei- 
chen Ort) aus Anlaß des Jahrestages der DDR-Armee: „Die 
nationale Volksarmee ist die einzige deutsche Armee, die 
diesen Namen verdient. u 

Hinter dem gesamtdeutschen Geschichtsbild steht also 
die Idee eines kommunistischen Gesamtdeutschlands, die 
das Defizit des DDR-Systerns an Freiheit und demokrati- 
scher Legitimation überspielen soll 

Das so motivierte Festhalten der DDR am Ziel eines 
kommunistischen Gesamtdeutschlands wird auch nicht da 
durch widerlegt oder in Frage gestellt, daß der SED-Gene- 
ralsekretär in gewissen Zeitabständen - vornehmlich in 
NATO-Staaten wie Frankreich oder Italien - wiederholt. 
„Sozialismus“ und „Kapitalismus“ könne man nicht ver- 
einen (so zuletzt in seinem Interview für die italienische Zei- 
tung „II Messagero“; deutscher Text in: „Neues Deutsch- 
land“, 9, Juli 1984, S. 3). Im Gegenteil! Honecker bestätigt 
damit nur, daß die Veränderung der politisch-gesellschaftli- 
chen Strukturen von der SED als Voraussetzung der Ver- 
einigung Deutschlands angesehen wird, wenn solche Äuße- 
rungen auch vorrangig dazu bestimmt sind, bestimmte poli- 
tische Kreise in einigen europäischen Staaten zu beruhigen 
und gleichzeitig auf die Unterstützung der DDR-Positionen 
zu orientieren, die einer Wiederherstellung Deutsclilands in 
der Mitte Europas mit — berechtigter oder unberechtigter 
Sorge glauben zu begegnen müssen. 

Wie problematisch jede Stellungnahme zur Zukunft der 
deutschen Nation für die SED heute ist, zeigen anschaulich 
die Äußerungen des SED-Generalsekreiärs Honecker im 
März 1984 in einem Gespräch mit dem ORF (Österreichi- 
sches Fernsehen) zur deutschen Frage: 

..Wissen Sie, es hat immer Gemeinsamkeiten gegeben . Al- 
so wird es sie auch in der Zukunft geben! Die Gemeinsam- 
keiten bestehen aus der Geschichte heraus . Inwieweit sie 
von der Zukunft getragen werden, das muß man der Zu- 
kunft überlassen. 

Was die Frage der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten angeht, so möchte ich sagen, die Frage ist schon 
deshalb nicht real, weil man Sozialismus und Kapitalismus 
nicht vereinigen kann , Das Problem steht erst dann anders 

nicht, wenn die Großmächte sich auf irgenderwus eini- 
gen -, sondern erst dann, wenn sich auch in der Bundes- 
republik Deutschland die Gesellschaftsstruktur ändern soll- 
te und dann der Anspruch erhoben wird, daß zwei soziali- 
stische Deutschlands sich vereinigen! Aber das ist eine Zu- 
kunftsfrage: darüber zu sprechen, lohnt sich nicht. 

Ich mochte daran erinnern, daß unsere Partei . Sozialisti- 
sche Einheitspartei Deutschlands ‘ heißt. Und das Zentral- 
organ unserer Partei heißt , Neues Deutschland Wir gehen 
also von der Existenz von zwei Deutschlands aus: von 
einem sozialistischen Deutschland, die deutsche Demokra- 
tische Republik \ und von einem kapitalistischen Deutsch- 
land, die .Bundesrepublik Deutschland *. Daß in Verbindung 
damit bestimmte Fragen der gemeinsamen Geschichte auf- 
tauchen es gibt ja gemeinsame Wurzeln, und die können 
sehr weitreichend sein das ist ganz natürlich. 

Im Augenblick also ist es so, daß durch die Aufarbeitung 
der Geschichte und anläßlich bestimmter Gedenktage 
selbstverständlich die DDR immer stärker als der Hüter der 
deutschen Kultur und Geschichte auf tritt. “ 



Die SED ist allerdings in Kenntnis ihrer eigenen Lage 
nicht daran interessiert, daß - durch wen auch immer - die 
deutsche Einheit jetzt zum Gegenstand operativer Politik 
gemacht wird. Sie „beschränkt“ sich vielmehr gegenwärtig 
darauf, die DDR als unverrückbare politische Größe in 
Deutschland und Europa festzuschreiben. Aber ihre langfri- 
stige Strategie ist ziemlich eindeutig: erst den DDR-Staat - 
seine Anerkennung einerseits, die Lockerung der Bundes- 
republik gegenüber den USA und dem westlichen Bündnis 
andererseits dann die volle Gleichberechtigung mit der 
Bundesrepublik und schließlich Erhebung des Anspruchs, 
der eigentliche Vollstrecker der deutschen Geschichte zu 
sein. Nach der fast logischen Konsequenz dieses Konzepts 
ist die DDR der Kernstaat eines künftigen kommunistischen 
Gesamtdeutschlands. 

Diese „revolutionäre Linie“ der SED in der nationalen 
Frage ist in gewissem Sinne „natürlich“, wirft die Frage der 
Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands 
doch unweigerlich die dahinterliegende Problematik nach 
dem Schicksal der beiden deutschen Staaten und den politi- 
schen Strukturen des künftigen Deutsclilands auf, was nicht 
nur im Selbstverständnis der SED eine „Machtfrage“, son- 
dern auch tatsächlich für die SED und ihr System eine 
Überlebensfrage ist. 

Gerade deshalb ist es allerdings von besonderem Inter- 
esse, wenn die SED/DDR-Führung seit dem November 
1983 im Gegensatz zu manchen Erwartungen (oder auch 
Hoffnungen?) auf den bekannten Nachrüstungsbeschluß des 
Deutschen Bundestages über die Stationierung von Mittel- 
streckenwaffen nicht mit einer „Eiszeit“, sondern mit einer 
„Politik der Schadensbegrenzung“ antwortete und verstärkt 
eine „Verantwortungsgemeinschaft" beider deutschen Staa- 
ten bzw. eine „Koalition der Vernunft“ zwischen Bonn und 
Ost-Berlin propagierte (vgl. z.B. „Neues Deutschland“ vom 
25. Mai 1984, S. 3, vom 26 ./27. Mai 1984, S. 2). 

Die Frage, die sich im Hinblick auf diese praktische Poli- 
tik der SED-Führung ergibt, lautet: Ist dies nur eine takti- 
sche Verhaltensweise, um angesichts anhaltender Unklarhei- 
ten in der Moskauer Führung und wachsender verschieden- 
artiger Belastungen des eigenen Systems die DDR so lange 
wie möglich auch mit Hilfe der Bundesrepublik, ihres poli- 
tischen Wohlverhaltens, ihrer finanziellen Leistungen an die 
DDR und der Vorteile des innerdeutschen Handels stabil zu 
halten? Oder handelt es sich um eine strategische Neuorien- 
tierung auf einen autonomen, eigenständigen Weg im Herr- 
schaftsbereich der UdSSR? Und wenn ja: Worin besteht die- 
ser Kurs? Es ist dabei von untergeordneter Bedeutung, wer 
die Begriffe „Verantwortungsgemeinschaft" und „Koalition 
der Vernunft“, die jedenfalls längst von Bundeskanzler 
Kohl und Bundespräsident R. v. Weizsäcker aufgenommen 
worden sind (vgl. das Antwortschreiben Kohls an Honecker, 
in: „Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung“ Nr. 112 vom 28. Oktobei 1983; Ansprache 
des Bundespräsidenten anläßlich seiner Vereidigung am 
1. Juli 1984, Text in: „Frankfurter Rundschau“ vom 
1 1 Juli 1984, S. 10/1 1 ), zuerst in die Diskussion eingeführt 
hat. Entscheidend ist, welcher Inhalt diesen Begriffen gege- 
ben wird, welche Zielvorstellungen ihnen zugrunde gelegt 
weiden und wo ihre Grenzen liegen. 

Für die These, daß es sich bei der praktischen Politik der 
SED-Führung unter Honecker gegenüber der Bundesrepu- 
blik anders als auf dem Gebiet der Geschichtsaneignung 
- um mehr als eine nur taktisch bestimmte Modifikation, 
nämlich durchaus um den bewußten Versuch einer eigen- 
ständigen Politik in dem durch Bündnisverpflichtungen und 
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Selbsterhaltungsinteresse gesetzten Rahmen handeln könn- 
te, sprechen immerhin einige Fakten: 

Die Orientierung aut eine Politik der dauerhaften Koexi- 
stenz auch zwischen den beiden Staaten in Deutschland 
wäre eine eklatante Abweichung von dem traditionellen 
Standpunkt aller auf Moskau orientierten marxistisch- 
leninistischen Parteien in der nationalen Frage. Denn in- 
nerhalb einer Nation kann es nach marxistisch-leninisti- 
schem Selbstverständnis keine dauerhafte Koexistenz 
zwischen den politischen Hauptkräften der Nation, son- 
dern nur den Kampf um die Macht, um die Führung der 
Nation geben. „ Die Anerkennung des Prinzips der fried- 
lichen Koexistenz auf das Verhältnis zwischen beiden 
deutschen Staaten schrieb der heutige Stellvertretende 
Außenminister der DDR, Peter Florin, „würde bedeuten, 
den Klassenstandpunkt der Arbeiterklasse zu verraten “ 
(in: „Einheit“, Heft 4/1960, S. 533-548). Zwar hat die 
DDR schon Anfang/Mitte der 60er Jahre unter dem Ein- 
fluß der von Molotow bekämpften Koexistenzpolitik 
Chruschtschows ihre Haltung gegenüber der Bundesrepu- 
blik überprüft, doch theoretisch ist sie stets dabei geblie- 
ben, daß geschichtlich die „Führung“ der Nation auch in 
Deutschland längst auf die „Arbeiterklasse“ - sprich: 
die kommunistische Partei - übergegangen ist (vgl. Leo 
Stern: „Zur nationalen Grundkonzeption der deutschen 
Arbeiterklasse“, Berlin/Ost 1961; Erich Honecker: „Re- 
ferat auf dem VIII. Parteitag der SED“, in: „Reden und 
Aufsätze“, Bd. 1, Berlin/Ost 1975, S. 157). ln der Praxis 
konnte dieser theoretisch erhobene Anspruch allerdings 
nicht aufrechterhalten werden. Wenn die SED-Führung 
jedoch eine „Verantwortungsgemeinschaft“ ohne Wenn 
und Aber mit der Bundesrepublik auf Dauer eingehen 
wollte, so wäre dies auch die programmatische Absage an 
eine wie immer geartete „Führungsrolle“ innerhalb der 
Nation. Die Differenzen innerhalb der kommunistischen 
Parteien hierüber sind bisher am deutlichsten in dem 
Verhältnis der SED-Führung zur kommunistischen Füh- 
rung Nordkoreas zu Tage getreten. Als Honecker 1977 
Nordkorea besuchte, scheiterte der vorgesehene Ab- 
schluß eines neuen Freundschaftsvertrages an den unter- 
schiedlichen Positionen zur nationalen Frage, da Kim 11 
Sung die Aufnahme des Bekenntnisses der Vertragspart- 
ner zum Recht jeder Nation auf seine staatliche Einheit 
verlangte, Honecker sich hierzu aber nicht in der Lage 
sah. 1984 kam ein Solcher Vertrag zwar gelegentlich des 
Besuches von Kim II Sung in der DDR dank einer flexib- 
leren Haltung der DDR zustande, aber er enthält ledig- 
lich die Unterstützung der DDR für den Standpunkt 
Nordkoreas, in der Frage der Wiedervereinigung; von 
Deutschland ist keine Rede. Im Gegensatz zu anderen 
Freundschaftsverträgen der DDR in der letzten Zeit 
(z.B. mit Kuba, Laos, Afghanistan) enthält der Vertrag 
keinen Hinweis auf die Unverletzlichkeit der Grenzen in 
Europa. Nordkorea betrachtet sich eben in keiner Hin- 
sicht als einen Status-quo-Staat (vgl. „Neues Deutsch- 
land“, 2./3. Juni 1984, S. 1/2)! 

Die Orientierung auf eine „Verantwortungsgemein- 
schaft“ mit der Bundesrepublik, die - wie Honecker im- 
mer wieder betont - den Dialog und die Bereitschaft zur 
Kooperation einschließt, deckt sich immer weniger mit 
der Politik der Sowjetunion gegenüber dem Westen, die 
auf Verweigerung statt auf Dialog und auf Selbstisolie- 
rung statt auf Kooperation gerichtet ist und seit Dezem- 
ber 1983 eine sich steigernde Propagandakampagne spe- 
ziell gegen die Bundesrepublik führt, der Revanchismus 
und Kriegsvorbereitungen vorgeworfen werden. 



Die von Honecker propagierte und in gewissen Gren- 
zen praktizierte „Koalition der Vernunft“ stößt zuneh- 
mend auch auf Kritik aus der CSSR und Polen. Man 
wirft der DDR indirekt vor, sich durch einen von der ab- 
gestimmten Linie der „sozialistischen Gemeinschaft“ 
abweichenden Kurs einseitig finanzielle Vorteile zu ver- 
schaffen (vgl. „Frankfurter Allgemeine Zeitung“, 
2. April 1984), und die polnische „Tribuna Ludu“ wies 
offen darauf hin, daß die Interessen der DDR nicht so 
sehr in der Herstellung des strategischen Gleichgewichts, 
sondern mehr in der Rückkehr zur Politik des Abiü- 
stungsdialogs liegen, wobei sie nicht vergaß anzumerken, 
daß die DDR diese Politik gegenüber Bonn verfolge, ob- 
wohl die Bundesregierung alle „Forderungen von Gera“ 
(auf eine völkerrechtliche Anerkennung der DDR durch 
die Bundesrepublik) strikt ablehne (vgl. „Tribuna 
Ludu“, 27. Januar 1984, S. 3). Der polnische Regie- 
rungschef General Jaruzelski steigerte die (sowjetische) 
Kampagne gegen die Bundesrepublik zu dem Vorwurf 
des „großgermanischen Expansionismus“ (vgl. „Die 
Zeit“, 27. Juli 1984. S. 1). 

Die hier skizzierten und an die Oberfläche gekommenen 
Differenzen zwischen der SED-Führung und der Sowjet- 
union u.a. osteuropäischen Staaten haben ihre tieferen Ur- 
sachen: 

Erstens hat die SED-Führung offensichtlich eine andere, 
nämlich nüchternere Einschätzung des gegenwärtigen Kräf- 
teverhältnisses zwischen Ost und West als die sowjetische 
Führung. Während die Sowjetunion nach wie vor daran 
glaubt, sie sei in der Lage durchzusetzen, daß die 1972 von 
Breschnew und Nixon beurkundete Parität der Sowjetunion 
und der USA nicht in Frage gestellt werden darf und eben 
hierauf seit Dezember 1983 ihre „Westpolitik“ erneut grün- 
det, geht die SED davon aus, daß der Westen „ keinesw'cgs ... 
schwach ist. Er verfiigt weiterhin über ein großes ökonomi- 
sches ; wissenschaftlich-technisches Potential sowie über Mit- 
tel , breite Massen in den Kapitalistischen Ländern politisch 
und ideologisch zu manipulieren “ (vgl. „Neues Deutsch- 
land“, 16. Dezember 1983, S. 3). 

Zweitens ist die SED-Führung davon überzeugt, daß man 
die Spannungen zwischen Ost und West nicht dadurch in 
den Griff bekommt, daß man mit Verweigerung und Kon- 
frontation reagiert, sondern zum Dialog, zu Gesprächen und 
zu Verhandlungen zurückkehrt. 

Drittens ist sich die SED-Führung darüber im klaren, daß 
die DDR als eine in hohem Maße außenhandclsabhängige 
Wirtschaftsmacht die Zukunft nur bestehen kann, wenn sie 
das bereits bestehende technologische Gefälle gegenüber 
den westlichen Industriestaaten verringern, zumindest ver- 
hindern kann, daß es noch gravierender wird. Diese Analyse 
schließt aber auch die Erkenntnis ein, daß sie diese Übcr- 
lebensfrage des DDR-Systems nicht allein durch Koopera- 
tion mit der UdSSR und im Comecon, sondern nur durch 
entsprechende Wirtschaftsbeziehungen mit den westlichen 
Industriestaaten, vor allem mit der Bundesrepublik, lösen 
kann. 

Viertens hat die SED-Führung unter Honcckcr das von 
Breschnew Anfang der 70er Jahre erzwundene Einschwen- 
ken der DDR auf den damals von der UdSSR für notwendig 
gehaltenen Entspannungskurs und die damit verbundenen 
Öffnungen gegenüber dem Westen nur durchhalten können, 
indem sie mit der sogenannten „Einheit von Wirtschafts- 
und Sozialpolitik“ bestimmten Bedürfnissen der Bevölke- 
rung nach verbessertem Lebensstandard, besseren sozialen 
und Wohnverhältnissen nachkam. Auch dies gelang nur - 
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und mit wachsenden Schwierigkeiten indem die Ver- 
schuldung im Westen anstieg und die finanziellen und öko- 
nomischen Vorteile eines ^vernünftigen“ Verhältnisses zur 
Bundesrepublik genutzt wurden 

Die SED-Führung kann in keinem dieser Punkte ihre Po 
sition grundlegend verändern, ohne an der inneren Stabilität 
der DDR zu rütteln. Sie kann aber auch die Vorteile eines 
kooperativen Verhältnisses mit der Bundesrepublik nicht 
dauerhaft und intensiv genug nutzen, ohne den Forderun- 
gen der Bundesregierung nach menschlichen Erleichcrungen 
und verbesserten Kommunikationsmöglichkeiten der Men- 
schen im geteilten Deutschland wenigstens in bestimmtem 
Umfang nachzukommen. 

In diesem Zusammenhang erhält eine These, die im SED- 
Organ „Neues Deutschland“ (1. August 1984. S. 2) formu- 
liert wurde, die Bedeutung einer Schlüsselposition; „Unser 
sozialistischer Staat sieht seine Aufgabe vor allen Dingen 
darin ; mitzuwirken , daß von deutschem Boden nie wieder 
ein Krieg ausgeht ... Damit wird klargestellt, daß die Kern- 
frage der Beziehungen zwischen der DDR und der BRD die 
Sicherung des Friedens ist , daß beide Seiten in ihren inne- 
ren und äußeren Angelegenheiten selbständig sind. “ 

Ungeachtet dieser Differenzierungen der SED-Politik ge- 
genüber der Sowjetunion u.a. Staaten des Warschauer Pak- 
tes wäre es eine Fehleinschätzung, wollte man übersehen, 
daß auch diese Politik der SED eine auf die Sicherung, 
Stärkung und Ausweitung ihrer eigenen Machtposition in 
Deutschland und Europa gerichtete Konzeption ist. 

Sie bedeutet auch in der nationalen Frage alles andere 
denn eine Aufgabe des Zieles eines kommunistischen Ge- 
samtdeutschlands. Wenn es im Aufruf des ZK der SED, des 
Staatsrates, des Miuisterrates, des ..Nationalrates der Natio- 
nalen Front“ der DDR zum 35. Jahrestag der DDR heißt, 
die SED habe weder Kraft noch Mühe gescheut, „das ganze 
Deutschland auf den Weg des Friedens , der Demokratie und 
des sozialen Fortschritts zu ßhren" (vgl. „Neues Deutsch- 
land“, 21 ./22. Januar 1984, S. 1/2), so gehl es der SED dar- 
um, auf dialektische Weise klar zu machen: Wii waren und 
sind für ein kommunistisches Gesamtdeutschland nach dem 
Modell des real existierenden Sozialismus, aber eben nur Für 
ein kommunistisches Gesamtdeutschland und nicht Für ir- 
gend etwas anderes, nicht Für ein kapitalistisches, aber auch 
nicht für irgend etwas Drittes. 

Zu bedenken ist auch, daß das Konzept der SED von der 
Verantwortungsgemeinschaft“ bzw. der „Koalition der 
Vernunft“ an den in der DDR bestehenden Herrschafts- 
Strukturen nichts ändert und auch nichts ändern soll. Dies 
ist zwar in bestimmten Grenzen eine innere Angelegenheit 
der DDR selbst, aus ihr aber folgt auch, daß noch so große 
ökonomische und finanzielle Hilfen aus der Bundesrepublik 
die systemimmanenten Mängel des wirtschaftlichen und po- 
litischen Systems nicht beseitigen und die daraus sich ei ge- 
benden politischen Folgen vielleicht mildem, aber nicht aus 
der Welt schaffen können. 

Schließlich kann auch eine am Eigen in teresse der SED- 
Führung ausgerüstete Politik der DDR nicht an ihrer politi- 
schen und militärstrategischen „Geographie“ Vorbeigehen. 
Die offensichtlichen Bemühungen der SED-Führung, durch 
den Asubau ihrer Beziehungen zu Bonn die DDR stabil zu 
halten, gleichzeitig die Rükkehr zum Abrüstungsdialog und 
zum Verhandlungstisch zu fordern, müssen das Mißtrauen 
der Sowjetunion selbst dann wecken, wenn die SED in letz- 
ter Zeit diese Proklamationen regelmäßig mit der sowjeti- 
schen Forderung nach Rückkehr zum Status quo ante vor 
der Nachrüstung ergänzt. Geradezu irritieren aber mußte es 



die Moskauer Führung, wenn die SED klarzustellen suchte, 
daß ein neues Konzept sowjetischer Außen- und Europa- 
politik, das statt auf der Teilung auf der deutschen Einheit 
aufbaut, weder notwendig noch sinnvoll noch aussichtsreich 
sei! Die SED will es nicht, und Bonn ist mit den Beziehun- 
gen zur DDR, die von guten Handelsbeziehungen und gewis- 
sen Erleichterungen im humanitären Bereich geprägt sind, 
durchaus zufrieden. Ein Ansprechpartner von politischem 
Gewicht Für eine andere Politik ist - nach Meinung der 
SED-Führung - in der Bundesrepublik nicht vorhanden, 
und eben diesen Sinn soll die „Verantwortungsgemein- 
schatt“ der beiden deutschen Staaten haben (vgl. dazu die 
aufschlußreichen Nachdrucke aus der „International Herald 
Tribüne“ im „Neuen Deutschland“, 23. Dezember 1983). 

Zwar finden sich Für ein solches Konzept der SED in der 
Bundesrepublik durchaus interessierte Zuhörer in allen Par- 
teien. und die Gespräche Honeckers mit Politikern aus der 
Bundesrepublik waren in dieser Hinsicht fast immer Punkt- 
siege Für den SED-GeneraJsekretär. Auch ist die Sowjet- 
union bisher keineswegs zu einer neuen Europa- und 
Deutschlandpolitik in der Praxis übergegangen. Dennoch 
muß diese Politik Für die Sowjetunion aufreizend sein, weil 
sie ihre eigenen Handlungsmöglichkeiten begrenzt, ihr Si- 
cherheitsbedürfnis nicht befriedigt und die DDR in den 
Augen der Sowjetunion in der Kampagne gegen den „Re- 
vanchismus“ und die ..Kriegsvorbereitungen“ in der Bun- 
desrepublik als ein schwaches Glied erscheinen laßt. 

Darf man also über die machtpolitischen Vorstellungen 
der SED-Führung, die sie mit der „Verantwortungsgemein- 
schaft“ der beiden deutschen Staaten verbindet, keine Illu- 
sionen haben und muß man gleichzeitig in Rechnung stel- 
len. daß der Handlungsspielraum der SED-Führung durch 
die Interessenlage und Machtposition der Sowjetunion ge- 
genüber und in der DDR sehr begrenzt bleibt, so ist die Idee 
der „Verantwortungsgemeinschaft“ dennoch entwicklungs- 
fähig, weil sie dem Verhältnis zwischen den beiden Staaten 
in Deutschland eine neue, konstruktive, auf die gemeinsame 
Zukunft der Deutschen gerichtete Qualität und Perspektive 
verleihen kann. Dies setzt allerdings voraus, daß der Inhalt 
einer solchen Gemeinschaft klar und eindeutig bestimmt 
wird und daß auch über die Grenzen solcher Gemeinschaft 
keine Zweifel bestehen. Solche Präzisierungen sind gerade 
gegenüber einem Partner, der wie die DDR Begriffe und 
Formeln erfahrungsgemäß sehr eigenwillig und einseitig in 
seinem Interesse auslegt, am Platze. Insbesondere kommt es 
darauf an klarzustellen, was diese „Verantwortungsgemein- 
schaft“ nicht sein kann nämlich ein Instrument, um die 
Grundpositionen der Bundesrepublik in der Deutschland- 
politik aufzuweichen und die der SED-Führung schrittweise 
durchzusetzen. 

Die „Verantwortungsgemeinschaft“ kann nur dann einen 
Sinn machen, wenn auch die SED-Führung selbst Vernunft 
zeigt und begreift, daß sie die Vorteile entwickelter Bezie- 
hungen zur Bundesrepublik Für die Stabilität ihres DDR-Sy- 
stems nur dann und so lange nutzen kann, solange sie auf 
das Angebot Bonns zur Zusammenarbeit auf der Basis des 
Zusammenhalts der Nation und konkreter, spürbarer Ver- 
besserungen für die Menschen ohne Hintergedanken und oh- 
ne an den Grundpositionen der Bonner Deutschlandpolitik 
zu rütteln, einzugehen bereit ist. Dies beginnt bereits mit 
der einseitigen Handhabung der Formel „Von deutschem 
Boden darf kein neuer Krieg ausgehen“, die von der SED- 
Führung stets ausschließlich als gegen die Statiomerungs- 
maßnahmen der NATO gerichtet verstanden, von ihr aber 
niemals gegen das SS-20-Rüstungsprogramm der Sowjet- 
union gerichtet wird (vgl. z.B. den „Aufruf der SED zum 
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35. Jahrestag der DDR“, in: „Neues Deutschland“, 21./22. 
Januar 1984, S. 1/2). Es findet seine Fortsetzung, wenn 
SED-Politibüromitglied Hager den Sinn der „Verantwor- 
tungsgemeinschaft“ der beiden deutschen Staaten zualler- 
erst darin sehen will, zum Status quo ante vor dem Be- 
ginn der Stationierung amerikanischer Mittelstreckenwaffen 
in der Bundesrepublik zurückzukehren (vgl. „Neues 
Deutschland“, 25. Mai 1984, S. 3). 

Dies wäre keine „Verantwortungsgemeinschaft“, keine 
Anwendung des Prinzips gleicher Sicherheit für alle, son- 
dern die Untergrabung der Sicherheit der Bundesrepublik. 
Eine solche Konzeption enthält zudem implizit das Element 
der aktiven Destabilisierung der politischen Verhältnisse in 
der Bundesrepublik und ist daher mit dem Vertrag über die 
Grundlagen der Beziehungen zwischen den beiden deut- 
schen Staaten nicht in Einklang zu bringen. 

Einen realen politischen Sinn bekommt die Idee der 
„Verantwortungsgemeinschaft“ erst dann - und dient zu- 
gleich der Ausfüllung des Grundlagenvertrages — , wenn sie 
davon ausgeht,' daß die Deutschen in beiden Staaten in 
Deutschland eine besondere Gemeinschaft verbindet (vgl. 
R. v. Weizsäcker: „Einig in der Verantwortungsgemein- 
schaft für den Frieden“, in: „Frankfurter Rundschau“, 
11. Juli 1984, S. 10). Dieser Verantwortung wird nur ge- 
recht, weer das in seiner Macht Liegende vollbringt, um die 
Zusammenarbeit beider Staaten im Interesse der Menschen 
voranzubringen, die Begegnungen der Menschen zu erleich- 
tern und zu fördern und die Menschenrechte zu verwirkli- 
chen. 

Eine solche seriöse Deutschlandpolitik ist echte europäi- 
sche Friedenspolitik. Sie beruht auf der Klarheit des eige- 
nen Standpunktes und verbindet Prinzipienfestigkeit mit 
der Vernunft des Machbaren. Wer eine „Verantwortungs- 
gemienschaft“ der beiden deutschen Staaten bejaht, kann 
nicht — wie die SED — den einen Partner, die Bundesrepu- 
blik Deutschland, als den unmittelbaren Fortsetzer der 
Hilterschen Eroberungspolitik verteufeln, sondern er muß 
akzeptieren, daß die Bundesrepublik sich in bewußter Ab- 
und Ausgrenzung nazistischer und totalitärer Elemente als 
demokratisches, auf den Prinzipien des Föderalismus, des 
Pluralismus und des sozialen Rechtsstaates beruhendes Ge- 
meinwesen neu organisierte. 



Sozialismus-Parolen der SED 
1952: „ In keiner seiner Ent- 
wicklungsperioden war das 
von der SED... 

Wer eine „Verantwortungsgemeinschaft“ der Deutschen 
bejaht, kann dies nicht tun, ohne davon auszugehen, daß 
diese aus einer gemeinsamen Geschichte erwächst, auf einer 
gemeinsamen Gegenwart beruht, und kann auch eine ge- 
meinsame Zukunft nicht ausschließen. In diesem Sinne ist 
der Begriff der „Verantwortungsgemeinschaft“ nichts an- 
deres als ein Synonym für den Begriff der Nation. 

Warum sollte eine SED-Führung dann sich nicht auch da- 
zu durchringen, sich zur Nation der Deutschen zu beken- 
nen, bliebe es ihr dennoch unbenommen, die Zukunft der 
Nation im Sozialismus zu sehen? Gewiß, ein solcher Schritt 
dürfte der SED angesichts der Entwicklung ihrer Positionen 
in der nationalen Frage einerseits schwerfallen, er würde an- 
dererseits angesichts der kommunistischen Zielvorstellungen 
der SED nicht allzuviel bedeuten. Dennoch wäre dies ein 
Schritt von politischem Gewicht; er würde der SED-Politik 
der „Verantwortungsgemeinschaft“ politische Gluab Würdig- 
keit und der „Verantwortungsgemeinschaft“ der Deutschen 
selbst eine Qualität verleihen, die aus dem Dunst von Un- 
deutlichkeit, Träumerei und Zweideutigkeit hinaus in den 
Bereich realer Politik führen könnte. 

Eine solche inhaltliche Präzisierung der Idee einer deut- 
schen „Verantwortungsgemeinschaft“ der Vernunft wäre 
unvollständig, würde man nicht auch ihre Grenzen sehen. 
Sie werden vor allem dadurch gezogen, daß DDR und Bun- 
desrepublik Deutschland nicht nur quantitativ, sondern ins- 
besondere in qualitativer Hinsicht bezüglich ihrer demokra- 
tischen Legitimation, ihres internationalen Ansehens und 
ihrer Zielvorstellungen von einem wiedervereinigten 
Deutschland zwei Größen sind, die sich nicht auf einen ge- 
meinsamen Nenner bringen lassen. Die Idee der „Verant- 
wortungsgemeinschaft“ kann daher im Prinzip politisch nur 
so lange tragen, wie es um die Periode der parallelen Exi- 
stenz beider Staaten in Deutschland geht. 

IV. 

ln keiner seiner Entwicklungsperioden war das von der SED 
in der DDR etablierte politische, wirtschaftliche und soziale 
System eine wirkliche Alternative zum System der Bundes- 
republik Deutschland. In allen Abschnitten der Entwick- 
lung aber war, ist und bleibt die Deutsche Demokratische 
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Republik der SED eine geistige und machtpolitische Heraus- 
forderung der politischen Kräfte in der Bundesrepublik; 
und zwar nicht zuletzt deshalb, weil dies einerseits nicht 
von der Größe des Territoriums, der Anzahl der Bevölke- 
rung, dem Umfang des Industriepotentials usw. abhängt, 
über die ein gesellschaftliches System verfügt, andererseits 
sich die „kleine DDR“ auf eine weitaus größere Machr, 
nämlich die der UdSSR, stützen kann. 

Hier stoßen wir auf die Wurzeln dessen, warum die Fort- 
existenz der Einheit der deutschen Nation für die SED so- 
wohl „Achillesferse“ ihrer Politik als auch Hebel und Anlaß 
der Einflußnahme der SED/DDR auf die Entwicklung in 
der Bundesrepublik und deren Haltung in der internationa- 
len Arena ist. 

Sie ist „Achillesferse“, weil sie die Tatsache ins Blickfeld 
rückt, daß die SED es nicht vermocht hat, den „realen So- 
zialismus“ zur Staats- und Gesellschaftsordnung der gesam- 
ten Nation zu machen, sondern nur da durchsetzen konnte, 
wo im Ergebnis des II. Weltkrieges die UdSSR die Besat- 
zungsmacht ausübte. Sie konfrontiert die SED permanent 
mit der Tatsache, daß die „sozialistische Revolution“, die 
nach ihrem eigenen Selbstverständnis in der DDR vollzogen 
wird, eine „unvollendete“ ist - ein Makel, der der SED bei 
aller Reputation in der „kommunistischen Weltbewegung“ 
in den Augen anderer kommunistischer Parteien anhaftet 
und sie negativ von anderen regierenden kommunistischen 
Parteien unterscheidet. 

Die Fortexistenz der Einheit der deutschen Nation ist 
Anlaß und Hebel zur Einflußnahme der SED/DDR auf die 
Bundesrepublik, weil sie ihr vielfältige Möglichkeiten gibt, 
im eigenen wie im Interesse der globalen Strategie der 
UdSSR die Bundesrepublik an ihre gemeinsame Verantwor- 
tung für den Frieden in Europa zu erinnern, gegenüber den 
USA und den anderen NATO-Staaten zu differenzieren, 
kurz- und mittelfristig ökonomische und finanzielle Vortei- 
le zu erlangen und perspektivisch eine für DDR und UdSSR 
vorteilhafte Veränderung des Status quo zu erreichen. 

Der „real existierende Sozialismus“ in der DDR wird 
dieser auch künftig keine ökonomische, soziale und politi- 
sche Überlegenheit über das System der Bundesrepublik 
bringen können. Selbst denkbaren, auf das Ziel der Erhö- 
hung der Effizienz der Wirtschaft begrenzten grundlegenden 
Reformen stehen die politischen Strukturen des von der 



SED gewollten Systems entgegen. Die historische, politi- 
sche und rechtliche Eingebundenheit der DDR in die Konti- 
nuität der fortexistierenden einen deutschen Nation 
schließt eine absolute nationale Abgrenzung für die DDR 
gegenüber der Bundesrepublik aus. Um so mehr rückt die 
SED-Führung in den Mittelpunkt ihrer Politik gegenüber der 
Bundesrepublik die Forderung, die These von den besonde- 
ren innerdeutschen Beziehungen aufzugeben und die „volle 
völkerrechtliche Anerkennung“ der DDR durch die Bundes- 
republik vorzunehmen. Hinter dieser SED-Konzeption der 
„Koexistenzpolitik“ der beiden deutschen Staaten steckt 
das gleiche Motiv wie hinter dem gescheiterten Versuch, die 
staatliche Abgrenzung durch die nationale zu „ergänzen“. 
Die SED will nicht nur die juristische Gleichstellung des 
Staates DDR mit dem Staat Bundesrepublik Deutschland 
erzielen, was mit dem Abschluß des Grundlagenvertrages 
tatsächlich und rechtlich erfolgt ist. Sie will darüber hinaus 
in jeder Hinsicht die völlige Gleichwertigkeit des Systems 
der DDR mit dem der Bundesrepublik erlangen, um so ihre 
tatsächliche territoriale, ökonomische, legitimationsmäßige 
usw. Ungleichheit auf dem Wege der Anhebung der inner- 
deutschen Beziehungen auf die Ebene der Beziehungen zwi- 
schen zwei sich wechselseitig als Völkerrechtssubjekte an- 
erkennenden Staaten zu überspielen. 

Hier handelt es sich nicht um Prestigefragen! Es geht der 
SED um den machtpolitischen Anspruch, daß ihre Herr- 
schaft in der DDR und über die dort lebenden Deutschen 
eine uneingeschränkte, von jeder Einflußnahme der Bundes- 
republik losgelöste ist. Dies ist der eigentliche Sinn, den die 
SED dam mit dem Briefwechsel um dem Treffen Schmidt — 
Honecker begonnenen Dialog zwischen Bundesrepublik und 
DDR geben möchte, und dies ist auch das Motiv für die 
DDR-Forderung nach „Anerkennung“ der DDR-Staats- 
bürgerschaft und der anderen Statusforderungen, die SED- 
General Sekretär Honecker im Oktober 1980 in Gera erhob 
und die allesamt darauf hinauslaufen, den Grundlagenver- 
trag von 1972 zu revidieren. Dieser machtpolitische An- 
spruch steckt schließlich auch hinter der Position der SED- 
Führung, mit der sie es ablehnt, mit der Bundesregierung 
nur über Rciseerleichterungen in und aus der DDR zu spre- 
chen. Statt dessen erklärt sie das Problem der Friedenssiche- 
rung in Europa zum Hauptinhalt des deutsch-deutschen 
Dialogs, die Frage der Reiseerleichterungen aber als allein 
der Souveränität der DDR unterstellte Angelegenheit. 



...in der DDR etablierte politische, 
wirtschaftliche und soziale System 
eine wirkliche Alternative”: Repu- 
blikflüchtlinge 1953 
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Auf diese Weise soll das Verhältnis beider deutscher 
Staaten zueinander auf der Formel justiert werden: zwei 
Staaten, zwei voneinander unabhängige Völkerrechtssubjek- 
te, jeder von ihnen eine Stimme, sowohl in der internationa- 
len Arena als auch innerhalb der Nation bis zu einer even- 
tuellen Vereinigung der beiden deutschen Staaten. Die Fol- 
gen dieser langfristig angelegten Konzeption wären gravie- 
rend. Die Grenze zwischen den beiden deutschen Staaten 
wäre dann ausschließlich völkerrechtlicher Natur, was die 
bisher mit dem Geflecht der Ostverträge verbundene Kon- 
zeption der Gewaltverzichtsverträge gewissermaßen uno 
actu zunichte machen würde. Berlin-West wäre tatsächlich 
und rechtlich seiner „Verselbständigung“ ein Stück näher, 
das Besatzungsregime in dieser Stadt allmählich ein Ana- 
chronismus. Eine Vereinigung beider deutscher Staaten wä- 
re nicht mehr nur in politischen Strukturen möglich, denen 
die DDR zustimmt. Sie könnte gegebenenfalls auch von der 
DDR unter Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht ge- 
fordert werden, wenn ihr politische Entwicklungen in der 
Bundesrepublik oder in Europa und die sowjetische Global- 
strategie dies ratsam erscheinen lassen und wenn sie sicher 
wäre, ausreichende Unterstützung bei einem Teil der Bevöl- 
kerung in der Bundesrepublik zu finden. 

Das sowjetische Interesse an der Verhinderung der Sta- 
tionierung amerikanischer Mittelstreckenraketen in Europa 
wie das elementare Eigeninteresse der DDR, die primär eine 
Wirtschaftsmacht ist, am Abbau internationaler Spannun- 
gen führten allerdings innerhalb dieser Konzeption zu einer 
zu erwartenden Prioritätenverschiebung. In den Vorder- 
grund rückte die Bekämpfung des NATO-Doppelbeschlusses 
von 1979/1983, gegen den die nationalen Interessen der 
Deutschen gewendet werden sollen. Ihre grundsätzliche und 
langfristig angelegte Position hat die SED deswegen jedoch 
keineswegs aufgegeben. Nach SED-Ansicht braucht die Lö- 
sung dieser Probleme nur „angemessene Zeit“ (Honecker), 
was auch heißt, daß diese grundsätzliche Zielsetzung für die 
DDR zum Bestandteil des deutsch-deutschen Dialogs ge- 
hört. 

Es ist daher wahrscheinlich, daß die SED an ihrer jetzi- 
gen Position der „Koexistenz“-Politik gegenüber der Bun- 
desrepublik bei gleichzeitiger Betonung der gemeinsamen 
Verantwortung für die europäische Friedenssicherung auf 
längere Zeit festhalten wird. 

Die innere Dynamik der DDR, gepaart mit den geistigen 
und machtpolitischen Ansprüchen der SED, kann die DDR 
im Rahmen der Global- und Europastrategie der UdSSR 
eines Tages aber auch zur nationalen Vorwärtsstrategie zu- 
rückzwingen! Kein kommunistischer Staat konnte sich je- 
mals von der Nation lösen (weder in der UdSSR noch in 
Polen, Rumänien, Korea, China oder Vietnam). Auch ein 
kommunistisches Deutschland (DDR) wird in dieser Hin- 
sicht keinen Sonderweg beschreiten. 



V. 

Die eigenen Erfahrungen wie die politischen Entwicklungen 
in Europa, nicht zuletzt im Bereich des Warschauer Vertra- 
ges, verweisen die SED darauf, ihre Politik auf die wirkli- 
chen, auf die eigenen Interessen ihres Staates DDR zu grün- 
den. Die DDR hat aber nur dann die Perspektive einer stabi- 
len Entwicklung, wenn sie ihr beachtliches wirtschaftliches 
Niveau und den sozialen Standard ihrer Bevölkerung hal- 
ten bzw. ausbauen kann, wenn sie einen echten Beitrag zur 
Friedenssicherung in Europa leistet und wenn sie zu einer 
konstruktiven nationalen Politik zurückfindet. 



Die DDR ist - anders als die Sowjetunion, aber genau 
wie die Bundesrepublik — primär eine Wirtschaftsmacht, die 
in starkem Maße von der Entwicklung weltweiter Wirt- 
schaftsbeziehungen abhängt. Nur bei einer gesicherten Frie- 
densordnung in Europa kann sie hoffen, die erforderlichen 
Exportgewinne zu erzielen, Kredite und Rohstoffe zu erhal- 
ten, um ihr Wirtschafts-, Sozial- und Konsumgüterpro- 
gramm weiterzuführen, um innenpolitische Stabilität zu si- 
chern und ihre Verpflichtungen gegenüber ihren Wirt- 
schaftspartnern in Ost und West erfüllen zu können. 

Die von der SED-Fülirung immer wieder betonte beson- 
dere Verantwortung der beiden deutschen Staaten für den 
Frieden ergibt sich aus ihrer gemeinsamen nationalen Ver- 
gangenheit, und sie ergibt sich für beide Staaten. Sie wird 
verstärkt durch die hohe Konzentration von Rüstungs- 
material und Truppenkontingenten auf deutschem Boden, 
und zwar in Ost und West. Daraus erwächst die Gefahr, daß 
die Deutschen über Nacht „wiedervereinigt“ sind: „ ... im 
Himmel oder in der Hölle “ (Koschnick). Wenn daher die 
zum ersten Mal von dem damaligen Vorsitzenden der SED 
Wilhelm Pieck verwandte Formel „Von deutschem Boden 
darf nie wieder ein Krieg ausgehen“ heute einen Sinn haben 
soll, dann kann sie für SED und DDR nur bedeuten, inner- 
halb ihres Militärbündnisses darauf hinzu wirken, daß der 
Warschauer Vertrag durch sein Beispiel zur allseitigen Redu- 
zierung von Kernwaffen in Europa beiträgt. 

Beide Ziele kann die DDR nur mit der Bundesrepublik, 
nicht ohne und schon gar nicht gegen sie erreichen! So ver- 
binden sich das Schicksal der DDR und die Friedenssiche- 
rung in Europa mit dem Schicksal der Nation der Deut- 
schen überhaupt. 




Stephan Hermlin: „Die Gründung der DDR war nicht das 
Ende der deutschen Geschichte.” 

Weitsichtige Anhänger der SED wie der Lyriker Stephan 
Hermlin haben das erkannt: „ Die Gründung der DDR ... 
war eines der wichtigsten Ereignisse deutscher Geschichte , 
und ich darf sagen , ich bin dabeigewesen. Aber diese Grün- 
dung war nicht das Ende deutscher Geschichte , sondern ein 
neues Kapitel in ihr. “ 

Die Bundesrepublik jedenfalls hat keinen Grund, zu ver- 
schweigen, daß sie an der einen deutschen Nation festhält 
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und die Überwindung der Spaltung ihr Ziel im Rahmen 
einer europäischen Friedensordnung ist. Im Gegenteil! Nur 
wenn sie diese Grundposition zu wahren versteht und auch 
die Frage der staatlichen Einheit nicht in den Hintergrund 
treten läßt, bleibt sie fähig, den machtpolitischen Ambitio- 
nen der SED zu begegnen. 
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Dies ist auch eine tragfähige Konzeption gegenüber der 
SED, weil der beide deutsche Staaten bindende Grundlagen- 
vertrag der Tatsache Rechnung trägt, daß die DDR ein Staat 
ist und sie insoweit rechtlich im Verhältnis zur Bundesrepu- 
blik den gleichen Status hat wie umgekehrt die Bundes- 
republik gegenüber der DDR. Der Grundlagenvertrag aber 
trägt auch dem ebensowenig zu leugnenden Umstand Rech- 
nung, daß es sich um Beziehungen zwischen zwei deutschen 
Staaten handelt, weshalb sie diese Beziehungen nicht in je- 
der Hinsicht genauso gestalten können, wie dies zwischen 
zwei Staaten verschiedener Nationalität üblich ist. Eben des- 
halb ist die Befürchtung oder auch nur Behauptung der 
SED, das Festhalten an der Einheit der Nation und dem 
Ziel der Wiedererlangung ihrer staatlichen Einheit leugne 
die Staatlichkeit der DDR, völlig grundlos, im Gegenteil: 
Gerade weil der Grundlagenvertrag von dieser Situation aus- 
geht, reflektiert er die Realitäten in Deutschland. 

Die politischen Kräfte in der Bundesrepublik haben aber 
auch deshalb allen Grund, an dieser ihrer Position festzu- 
halten, weil auch sie in der nationalen Frage sich nicht 
scheuen dürfen, machtpolitische Erwägungen zu stellen. 
Hierzu gehört z.B., daß die 1972 im Grundlagenvertrag er- 
folgte Anerkennung der Staatlichkeit des SED-Regimes in 
der DDR für die politischen Kräfte der Bundesrepublik ein 
weitgehender Schritt war, der durch Gegenleistungen der 
SED noch keineswegs kompensiert ist. Wer allerdings hier- 
aus den Schluß ziehen wollte, das System der SED in der 
DDR in pausenloser Konfrontation zu berennen, wäre ein 
gefährlicher politischer Abenteurer. 

Wer es statt dessen verstünde, eine prinzipielle und 
gleichzeitig realistische Politik zu betreiben, die die Nation 
vor ihrer physischen Vernichtung bewahrt und ihr eine Zu- 
kunft in Frieden und Freiheit und einer neuen Form staatli- 
cher Einheit sichert, wäre ein Staatsmann - es können 
durchaus auch mehrere sein der die höchste Anerken- 
nung nicht nur der Nation, sondern aller Völker Europas 
verdiente. 
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Tahiti/Französisch Polynesien 
Südseeparadies unter dem 
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siens Unabhängig 
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Vorwort von Ro 
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Vielvölkerstaat Afghanistan 

Der bewaffnete Wi Okkupation 

d erst and der afg- und Widerstand 
hanischen Slam 
mesvölker der Ha 
zara, Nuristams. 

Paschtunen, Bra- 
hui, Turkmenen, 

Tadschiken, Usbe- 
ken, Aimaq. u.a. 
gegen die sowjeti- 
sche Okkupation 
wird von der deut- 
schen Rechten zur 
antikommunistischen Propaganda miß- 
braucht, von der dogmatischen Linken 
diffamiert. Die 'Gesellschaft für bedroh- 
te Völker legt eine umfassende Darstel- 
lung der Situation der afghanischen Wi- 
derstandsbewegung vor und fordert zur 
Solidarität auf. 
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Professor Dr. Bernard Willms 
Ruhr-Universität Bochum 

Einheit oder Separatismus. 

Die geistige und völkerrechtliche Lage der Deutschen Nation 

Vortrag, München, 5. Mai 1985 



"Deutschland wird nicht besetzt zum Zwecke 
seiner Befreiung, sondern als ein besiegter 
Feindstaat. " 



"Von nun an wird das große Banner der Völ- 
kerfreiheit und des Völkerfriedens über Europa 
wehen." 

Der 1. Satz stammt aus der Geheimdirektive ICS-1067 
des US-Präsidenten Truman an General Eisenhower vom 
10. Mai 1945. Der zweite findet sich in Stalins "Ansprache 
an das Volk”, die einen Tag früher datiert ist. 

Es ist gewiß weder uninteressant noch bedeutungs- 
los, darüber nachzudenken, warum der Westen damals 
einfach einen Feindstaat besiegen, wogegen der Osten 
offenbar von Anfang an ein Volk befreien wollte. Die 
Nachkriegszeit hat gezeigt, daß beide Seiten daran inter- 
essiert sein mußten, darauf zu bestehen, Deutschland 
sei befreit worden und insofern derselbe US-Präsident 
Truman noch kurz vor seinem Tod die realistische Erkennt- 
nis formulierte, daß "die Geschichte immer von den Siegern 
geschrieben werde ” hat sich auch bei uns als herrschende 
Meinung durchgesetzt, daß Deutschland mit dem Ende 
des 2. Weltkrieges doch wohl eher befreit worden sei. 
Aber diese, aus eindeutigem politischem Interesse ver- 
breitete Geschichtsdeutung war nicht so leicht plausibel 
zu machen. Auch Ami-Zigaretten, Care-Pakete und Mais- 
mehlsendungen, und das rosig angestrahlte Elend im Westen 
konnten die objektiven Realitäten nicht verschleiern — 



schon gar nicht die Besetzung, die Vertreibung^ der millio- 
nenfache Mord, die Ausplünderung und das nackte graue 
Elend der Gewaltherrschaft im Osten. Dieses Volk ist 
auch ein hartköpfiges, auch nachdenkliches und realisti- 
sches Volk mit Gedächtnis: und so mancher erkannte 
das unerhörte Ausmaß einer Niederlage, schlimmer als 
die nach dem 30jährigen Krieg, an dessen Ende Andreas 
Gryphius in dem Sonett "Tränen des Vaterlandes” schrieb: 
"Wir sind doch numnehr ganz , ja mehr als ganz verheeret. ” 

Diese Niederlage als Befreiung darzustellen und zwar 
so, daß die Besiegten schließlich auch selber glaubten, 
daß 2 und 2 gleich 5 sei und daß sie dazu gebracht wurden, 
die großen Brüder zu lieben, konnte nur unter ihrer eigenen 
Mithilfe erfolgreich sein. Um eine Niederlage dieses Aus- 
maßes als Befreiung anzunehmen, konnte man sich nicht 
darauf verlassen, daß dem Nackten alles paßt und daß 
der Verhungernde - jedenfalls im Durchschnitt — sein 
Brot ebenso aus der Hand der Sieger nimmt, wie seine 
Auffassung darüber, wieviel 2 und 2 ist. Um die Nieder- 
lage als Befreiung auszugeben, mußte der vorhergehende 
Zustand als Hölle ausgegeben werden. Und dies war ja 
jedenfalls keineswegs unrealistisch. Denn die Erinnerung 
an so manche Hölle war gegenwärtig, sei es die in einem 
Lager oder die in einer nach Bomberangriffen brennenden 
Stadt oder auch die im Feuer vorderster Linien. An viele 
individuelle Erlebnisse der Befreiung, an Gefühle der 
Erleichterung und des Aufatmens konnte die politische 
Legende der Befreiung anknüpfen. Aber die Erkenntnis 
der objektiven Ereignisse, die dann eben doch eigentlich 
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eher wie Zerstörung und Niederlage aussahen als wie 
"das Banner der Völkerfreiheit M , konnte nicht allein durch 
individuelle Erlelnisse und persönliche Gefühle verdeckt 
werden. Die Niederlage konnte nur als allgemeine Be- 
freiung ausgegeben werden, indem eine dreifache Strate- 
gie eingesclilagen wurde: 1. wurde das, was vorher war, 
nicht nur erinnert und bezeichnet, sondern in Herzen und 
Hirne als Schuld eingehämmert. 2. wurde den Schuldigen 
gleichzeitig jeweils die Verzeihung und die Freundschaft 
der Sieger, also der Übermächtigen angeboten unter Vor- 
aussetzung jener Schuldanerkennung. 3. wurde, und dies 
ist der eigentlich politische Teil dieser Strategie, der Nation 
als ganzer auch ihre Wiederherstellung in Aussicht ge- 
stellt. 

Auf welche Weise dieses Vorgehen sich der Mitarbeit der 
Deutschen versicherte, ohne die die Strategie der Fortfüh- 
rung der Niederlage mit anderen Mitteln nicht hätte gelin- 
gen können, muß nicht mehr dargestellt werden. Aber es 
muß deutlich werden, daß Befreiung und damit auch die je- 
weilige Auffassung und Praxis von politischer Freiheit 
nichts anderes war und ist, als die Kehrseite der Anerken- 
nung einer geschichtlich überdimensionalen und ganz ein- 
maligen, mit nichts zu vergleichenden Schuld. Es ist also ein 
politischer Wahnsinn, der durchaus Methode hatte und hat, 
und zwar die Methode der Anpassung an fremddiktierte 
Realitäten, wenn führende politische Denker bei uns darauf 
bestanden und bestehen, daß die Anerkennung der Allein- 
schuld am 2. Weltkrieg und allen seinen Folgen die Grundla- 
ge der Legitimation der Bundesrepublik Deutschland sei. 
Der Realitätsgrad dieser merkwürdigen politischen Ideologie 
entspricht ihrem Opportunismus. Ihr Realitätsgrad ent- 
spricht bestenfalls der Dumpfheit, mit der sich archaische 
Stämme einem mythischen Fluch unterwarfen. 

Der traditionellen Politik puritanischer Heuchelei des an- 
gelsächsischen Auserwähltheitsbewußtseins kam sie entge- 
gen. Als Maxime politischer Selbstbestimmung, d.h. also un- 
ter nationalem Gesichtspunkt, ist sie tödlich - d.h. sie ver- 
wirklicht das Ziel, Deutschland so zu besiegen, daß es als 
selbständige Größe, als ein Selbst, als eine Nation, für im- 
mer von der politischen Karte getilgt werden sollte. 

Wäre diese Ideologie tatsächlich zur Allemherrschenden 
geworden, so träfe hier und heute zu, was Hegel am Ende 
des 1. Reiches diesem in den Nachruf sclirieb, daß nämlich 
die Deutschen deswegen als Reich untergehen müßten, weil 
sie ihren eigenen Geist aufgegeben hätten. 

Es wäre nun an sich angemessen und angebracht, klarzu- 
machen, was hier mit dem spezifischen Geist der Deutschen 
inhaltlich gemeint war, und dann zu überlegen, ob die ge- 
genwärtige Lage der Nation die ist, in der ilir Geist aufgege- 
ben und ihr Untergang bereits Geschichte ist. Aber auf diese 
Frage soll nur am Scliluß kurz eingegangen werden. 

Hier soll zunächst, und zwar unter dem Gesichtspunkt 
der Teilung oder der Wiederherstellung der Nation von de- 
ren gegenwärtiger Lage die Rede sein. Daher gehe ich mit 
Hans-Joachim Arndt davon aus, daß die Lage der Deutschen 
bis heute von ihrer Niederlage her bestimmt ist. Jener Zu- 
sammenhang von objektiver Niederlage und ideologischem 
Befreiungsgebot kann uns dann um so mehr zum Aufschluß 
dienen, als wir Deutschen im Westen immerhin die Möglich- 
keit haben, die uns auferlegte Freiheit als Freiheit des Den- 
kens auch tatsächlich anzuwenden. D.h. wir können sie zum 
Aufbrechen ideologischer Gefängnisse, zum Unterwühlen 
der Scheinfundamente nationaler Legitimation und zur 
Schleifung der Bastionen eines herrschenden Zeitgeistes be- 
nutzen, der diesen seinen Geist nur deshalb nicht aufgeben 



kann und wird, weil seine Existenz in oft buchstäblichem 
Sinne davon abhängt, daß ei sich als eigener, also als natio- 
naler Geist längst selbst aufgegeben hat. 

Die Lage der Nation — in Sonderheit unter dem Ge- 
sichtspunkt Einheit oder Partikularismus, also der Teilung 
und der Wiederherstellung ist immer noch von der Nie- 
derlage her bestimmt. Die Niederlage wird als Befreiung 
ausgegeben, und auch diese geschichtliche Fiktion ist 
Bestandteil der gegenwärtigen Lage. Dieser Zusammenhang 
einer Niederlage, die als Befreiung ausgegeben und großen- 
teils anerkannt wird, muß also der Ausgangspunkt für eine 
Lagebestinunung sein 

Hier waren drei Grundprinzipien herausgestellt worden, 
die den paradoxen Befund und seine Durchsetzung ermög- 
lichten: 

1. Die Geschichte Deutschlands vor 1945 mußte nicht nur 
großenteils, sondern im Prinzip so dargestellt werden, 
daß sie auf eine welthistorisch ganz einmalig dastehende 
Schuld liinauslief. 

2. Die sogenannte Freundschaft der jeweiligen Sieger, die 
auf bedingungsloser Kapitulation bestanden hatten, war 
nur um den Preis der Anerkennung der Schuld zu haben. 

3. Die Härte des Gegensatzes von objektiver Niederlage, 
Siegerattitüde und Befreiungsideologie wurde dadurch 
scheinbar annehmbar gemacht, als immer wieder Zer- 
stückelungspläne dementiert wurden und eine Wiederher- 
stellung der Nation als deren politische Zukunft beider- 
seits mehr oder weniger betont in Aussicht gestellt wur- 
de. 

Sind diese drei fundamentalen Bedingungen unserer politi- 
schen und geistigen Lage schon in sich widersprüchlich ge- 
nug, so mußte sich diese Widersprüchlichkeit um so mehr 
steigern, je eindeutiger die Teilung Deutschlands zur Sy- 
stemgrenze wurde, zur Teilung Europas und der Welt. 

Wir müssen also von den Widersprüchen der liier als unse- 
re heutige Lage bestimmend benannten drei Voraussetzun- 
gen ausgehen. Die Situation hat der große, kürzlich verstor- 
bene Historiker Theodor Schieder Anfang der 70er Jahre in 
ausgewogener Weise folgendermaßen zusammengefaßt: 

Stellt man die Frage , wie die Deutschen selbst nach 
1 945 zum deutschen Problem standen , ob sie den Fort- 
bestand ihres Nationalstaats oder seine Auflösung 
wünschten , ob sie sich überhaupt noch als Nation ver- 
standen , so wird die Antwort darauf schwer gemacht 
durch die Betäubung des deutschen Volkes nach dem 
Untergang des NS-Staates , durch seine Ausschaltung aus 
den politischen Entscheidungszentren, den öffentlichen 
Meinungsorganen , aber man wird doch mit gutem Grund 
sagen können , daß bei der Möglichkeit einer selbständi- 
gen und unbeeinflußten Meinungsäußerung der Wille zu 
einem Fortbestand der deutschen Nation in irgendwel- 
chen politischen Organisationsformen deutlich zum Aus- 
druck gekommen wäre. (...) Man kann gleich noch zwei 
weitere Feststellungen hinzufügen: 

1. Die überwältigende Mehrheit der Deutschen in allen 
Besatzungszonen hätte bei freier Entscheidungsmög- 
lichkeit die Anlehnung an die Westmächte derjenigen 
an die Sowjetunion vorgezogen, wobei es sich nicht 
um eine Entscheidung zwischen kapitalistischem und 
sozialistischem System, sondern zwischen den Mög- 
lichkeiten freier und unfreier Lebensgestaltung han- 
delte. So wurde die Politik der Bundesrepublik in ih- 
rer ersten Phase , deren Ergebnis die innere und äuße- 
re Stabilisierung des westdeutschen Teilstaates gewe- 
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sen ist , von der Mehrheit der Bevölkerung als nationa- 
le deutsche Politik verstandet i Die Väter des Grund- 
gesetzes , die dieses als Provisorium oder Tramitorium 
ansahen, gingen bei der Parole der Wiedervereinigung 
von dieser Grundstimmung und darum sicher von kei- 
ner Fiktion aus. 

2. Daß hier nicht einfach ein Wille zur Restauration des 
Natiomlstaates in seinen alten Formen angesehen 
werden darf zeigt die Offenheit für die Einbettung je- 
der gesamtdeutschen nationalen Lösung in höhere 
europäische Ordnungsformen (...)“ 

(Stichwort deutsche Frage in: Meyers Enzyklopädisches 

Lexikon) 

Die Ausgewogenheit, aber doch auch Bestimmtheit dieses 
Urteils über die erste Nachkriegszeit führte im übrigen den 
Historiker zur absoluten Resignation, was die Wiederherstel- 
lung der deutschen Nation angeht. Betrachten wir aber sei- 
ne Charakterisierung westdeutscher Nachkriegspolitik unter 
dem Gesichtspunkt, daß die Lebenslüge der Deutschen nach 
dem 2. Weltkrieg, jene Einschätzung der grausamsten Nie- 
derlage ihrer Geschichte als Befreiung, sich unter der Vor- 
aussetzung festsetzen konnte, daß die Wiederherstellung der 
Nation perspektivisch in Aussicht gestellt wurde. Theodor 
Schieder schreibt ja etwa den Vätern des Grundgesetzes die- 
sen guten Glauben zu. Um es schonungsloser auszudrücken: 
Die Politik der Westdeutschen unter Adenauer unterlag der 
tatsächlich völlig unpolitischen Illusion, Westbindung könne 
nationale Politik sein, aus der Stärke des Westens heraus 
könnte eine Wiederherstellung der Nation in allen drei Tei- 
len erreicht werden: Westdeutschland, Mitteldeutschland, 
Ostgebiete — von Österreich als einem vierten Teil Deutsch- 
lands sprach man damals kaum. Irgendwie. 



Unter dieser Illusion wurde in Westdeutschland die Be- 
völkerung beruhigt und wurden die 10 Millionen Vertriebe- 
nen, wie man sagt, integriert. Wohlgemerkt, immer unter 
der Begleitmusik, die sich im Munde selbst aufrechter So- 
zialdemokraten in bezug auf die Ostgebiete wie z.B. „ Ver- 
zicht ist Verrat “ anhörte. Es waren aber eben diese Sozial- 
demokraten, die, nachdem sie den Verzicht, um die schwä- 
chere Vokabel zu gebrauchen, dann später als „neue Ost - 
Politik “ ausgaben, ihren aufrechten Gang bloß noch der 
Tatsache verdankten, daß sie, wie Heinrich Heine einmal 
sagte, „ den Stock verschluckt“ hatten, „mit dem man sie 
einst geprügelt Denn beachten wir, daß jener 3. Punkt, 
nämlich die Wiederherstellung der Nation in Aussicht zu 
stellen, doch nur den Sinn hatte, Niederlage in Errungen- 
schaft umzutaufen - wobei keineswegs vergessen werden 
soll, daß es partikulare objektive Errungenschaften, freiheit- 
liche im Westen und meinetwegen auch sozialistische im 
Osten und neutralistische in Österreich gab. Aber jede die- 
ser Errungenschaften, wenn man sie denn als solche ansehen 
wül, ist eine objektive Niederlage der Nation, weil sie die 
Teüung Deutschlands vertiefte. 

Die besondere Ironie der Geschichte ist es, daß weltweit 
gesehen in den internationalen Beziehungen ein Prinzip 
Karriere machte, das welthis torische Qualität hat, wenn 
man an die Periode der Entkolonialisierung denkt, die mit 
dem 2. Weltkrieg eingeleitet wurde. Es ist das Prinzip des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker, das, feierlich zum 
Weltprinzip erhoben, mithalf, den Deutschen die Annahme 
jener Illusion einer Wiedervereinigung zu erleichtern. Aber 
nach diesem Selbstbestimmungsrecht der Völker, das sich 
völkerrechtlich zunehmend durchgesetzt hat, hätte der An- 
schluß Deutsch-Österreichs an das Reich bereits 1918 er- 




Oskar Kokoschka: „Blick auf Ost-Berlin” ( 1966) 
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folgen müssen. Dies wurde aber damals ebenso gewaltsam 
verhindert, wie die Wiederherstellung Deutschlands, nach 
der Einsicht Theodor Schieden; 1945 der Wunsch der über- 
wältigenden Mehrheit der Deutschen, mit einfacher Sieger- 
willkür verhindert worden ist. Daß trotz der Erfahrungen 
aus der Zeit nach dem I . Weltkrieg jenes erhabene Prinzip 
wieder seinen Teil dazu beitragen konnte, den Deutschen 
Sand in die Augen zu streuen, ist vielleicht nur zum gerin- 
gen Teil ihrer politischen Dummheit, zum größeren Teil 
wohl ihrer furchtbaren Niederlage und zum allergrößten 
Teil folgender Tatsache zuzuschreiben: Wer immer tiefer 
nachdachte, an alte Erfahrungen erinnerte und auf Rechten 
mehr als nur mit Wahlfangparolen wie „ Verzicht ist Verrat“ 
bestand, erfuhr die eigentliche Realität der alten Bürger- 
kriegsparole: Und willst du nicht mein Bruder sein, so 
schlag' ich dir den Schädel ein. D.h. für Ost und West: Und 
willst du etwa politisch etwas anderes als was ich, dein gro- 
ßer Bruder, ftii dich gut befinde, so schlage ich dir sofort 
jenen furchtbaren Knüppel der Schuld um die Ohren, auf 
dem der Name „Auschwitz“ steht. 

Aber trotz dieses fast unfehlbaren Mechanismus hatte je- 
ner Köder der Aufrechterhaltung von Wiederherstellungs- 
aussichten Folgen, und zwar Folgen, die dazu fuhren konn- 
ten, von der Fiktion zur Hoffnung zu werden, einer Hoff- 
nung. die ein Einfallstor zu einer Politik der Wiederherstel- 
lung werden könnte. Dies ist. neben dem Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker, die völkerrechtliche Lage Deutsch- 
lands im ganzen, die, wenn auch nur schwach, jene Perspek- 
tive der Wiederherstellung nie aufgegeben hat. 

Da ich kein Fachmann für Völkerrecht bin, will ich mich 
hier damit begnügen, die völkerrechtliche Lage Deutsch- 
lands nach der herrschenden Auffassiuig kurz anzudeuten. 

Die Kapitulation der Deutschen Wehrmacht am 8. Mai 
1945 war keine politische Kapitulation - diese war von den 
Siegern durch die Verhaftung der Regierung Domtz verhin- 
dert worden. 

Das Deutsche Reich als Völkerrechtssubjekt hörte nicht 
auf zu bestehen. Erstens blieb das Staatsvolk erhalten. Das 
Staatsgebiet blieb gleichfalls erhalten, obzwar seinem Um- 
fang nach beeinträchtigt und als der Besetzung unterworfe- 
nes, aber doch als Gebiet auch mit einer Rechtsqualität. Die 
Alliierten übernahmen die Oberhoheit, aber sie betonten, 
keine weiteren Annexionen vomelunen zu wollen, folglich 
gab es wenigstens westlich der Oder-Neiße-Grenzc immer 
noch das Staatsgebiet Die bedingungslose Kapitulation än- 
derte daran nichts Selbst die Staatsgewalt war nicht voll- 
ständig aufgehoben Sie bestand auf den unteren Ebenen 
von Regierungen und Verwaltungen fort; die eigentliche Re- 
gierungsgewalt lag freilich in den Händen der Befehlshaber 
der Besatzungszonen. 

Die Staatenpraxis v.a. im Westen veranschlagte die Wei 
terexistenz des Deutschen Reiches als Völkerrechtssubjekt 
und bestätigte so diesen rechtlichen Zustand. 

Nachdem Bundesrepublik Deutscldand und DDR gegrün- 
det waren, gab es im wesentlichen drei völkerrechtliche 
Theorien, und die Situation wurde alles andere als über- 
sichtlich. 

Die sogenannte Identitätstheorie vertritt die Ansicht, 
daß das Deutsche Reich entweder in einem der beiden Teil- 
staaten oder in beiden seine völkerrechtliche Fortsetzung 
findet. 

Die sogenannte Dachtheorie behauptet, daß die völker- 
rechtlichen Befunde für die Bundesrepublik Deutschland, 
die DDR und für Berlin jeweils unter dem Dach des fortbe- 
stehenden Deutschen Reiches existierende Teile seien. 



Die Dismembrationstheorie dagegen vertritt die Ansicht, 
daß das deutsche Reich mit der Gründung von bundesrepu- 
blik Deutschland und DDR untergegangen sei. 

Die DDR hatte ursprünglich ihrer Verfassung die Identi- 
tätstheorie zugrunde gelegt. Seit 1952 jedoch vertritt sie 
strikt die Dismembrationstheorie, wobei sie selbstredend im 
Einklang mit den Ostblockstaaten argumentiert. Die Bun- 
desrepublik Deutschland vertrat ursprünglich gleichfalls die 
Identitätstheorie und untermauerte damit ihren Allein- 
vertretungsanspruch. aber dieser politischen Auffassung ent- 
sprach keinesfalls immer ihre höchstrichterliche Rechtspre- 
chung. Die völkerrechtlichen Auffassungen in West und Ost 
inußten unvermeidlicherweise immer weiter auseinanderlau- 
ten. So sprach die DDR schon in der Warschauer Deklara- 
tion von 1950 den einseitigen Verzicht auf die Gebiete aus, 
die eigentlich nur unter polnischer Verwaltung standen! 
während die Bundesrepublik Deutschland stets forma) dar- 
auf bestand, daß nur Gesamtdeutschland eine Kompetenz 
namentlich in dieser Frage habe. 

Int Deutschlandvertrag vom 5. Mai 1955, also vor genau 
30 Jahren (wieso denkt eigentlich niemand daran, dieses 
Datum zu feiern?) wurde für Westdeutschland das Besat- 
zungsstatut beseitigt, dies gilt gemeinhin als Wiedererlan- 
gung der Souveränität für diesen Teil Deutschlands. Aber es 
blieb eine Reihe von alliierten Vorbehaltsrechten bis heute 
bestehen, die im ganzen die These von Herrn Professor 
Rumpf bestätigen, daß es sich auch bei der Bundesrepublik 
Deutschland um ein „Land ohne Souveränität“ handele. 
Andere Völkerrechtler gehen vielleicht noch etwas weiter 
und versuchen nachzuweisen, daß der rechtliche Status der 
Bundesrepublik Deutschland nach wie vor als „occupatio 
bellica . also als kriegerische Besetzung anzusehen sei. 

Die Sowjetunion hat ihrer DDR 1954 die formelle Sou- 
veränität zuerkannt. Bei den Prinzipien der sog. Breshnew- 
Doktrin, also etwa denen des proletarischen Internationalis- 
mus oder jenem der brüderlichen Hilfeleistung, wie sie etwa 
1968 die Tschechoslowakei kennengelernt hatte, durfte dies 
freilich auch völkerrechtlich eher fragwürdig sein. Auch 
nachdem die Bundesrepublik Deutschland im deutsch-so- 
wjetischen Vertrag die Existenz zweier deutscher Staaten 
anerkannt hat. bleibt der völkerrechtliche Status der DDR 

vom Satellitencharakter einmal abgesehen - problema- 
tisch. Innerhalb der Staatengemeinschaft des Ostblocks 
wird der DDR zwar der Status eines eigenen Völkerrechts- 
subjekts zuerkannt, aber sowohl die Bundesrepublik 
Deutschland wie zahlreiche andere Staaten der Völkerge- 
meinschaft haben die DDR de iure völkerrechtlich eben 
nicht voll anerkannt. Je mehr die Entwicklung auf eine 
de-facto-Anerkennung hinausläuft, um so mehr ist dieser 
völkerrechtliche Vorbehalt hervorzuerheben. Die neue Ost- 
politik. von jenen westdeutschen Politikern in Gang gesetzt, 
die trüber vom ,. V erzieht ah Verrat“ gesprochen hatten, hat 
die Unverletzlichkeit der Grenzen aller europäischen Staa- 
ten, insbesondere aber die Unverletzlichkeit der Oder-Nei- 
ße-Linie als Westgrenz.e Polens zugestanden. Mit Recht hat 
der Historiker Hillgrubcr jüngst betont, daß dies als Aner- 
kennung des Status quo sowohl in West wie in Ost aufge- 
faßt werden mußte. Das war jenen Politikern auch bekannt, 
obwohl sie auch hier keine völlige völkerrechtliche Aner- 
kennung festschrieben, sondern den völkerrechtlichen Vor- 
behalt einer gewaltlosen Wiederherstellung zum Teil der 
Verträge machten. 

Verfolgt man die jüngeren Diskussionen der Völkerrecht- 
ler bei uns, so ist man im ganzen davon überrascht, wie re- 
lativ stark die völkerrechtliche Position der Deutschen in 
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bezug auf die Ostgebiete und auf die Wiederherstellung des 
Deutschen Reiches in den Grenzen von 1937 immer noch 
ist. 

Wagt aber jemand, diesen Rechtsanspruch z.B. in die ein- 
fache und durchaus angebrachte Formel: „ Schlesien bleibt 
unser “ zu kleiden, so sind, wie wir alle erlebt haben, die 
Folgen fürchterlich. Er setzt sich nicht nur einer Revanchis- 
mushetze von seiten des Warschauer Pakts aus, sondern er 
muß sich diesen Vorwurf auch von der Seite unserer eige- 
nen Politiker und der medienerzeugten Öffentlichkeit an- 
hören. Wie weit der hier sozusagen mit Zähnen und Klauen 
verteidigte „Verzicht“ als „Verrat“ im Sinne jener älteren 
sozialdemokratischen Parolen zu bezeichnen ist, wollen und 
müssen wir der Geschichte überlassen. 

Der Punkt führt nun aber zur Beurteilung der geistigen 
Lage der Nation, von der dieses gestörte Völkerrechtsbe- 
wußtsein nur eine Seite ist. 

Diese geistige Lage der Nation möchte ich nun in drei 
Punkten ansprechen. Sie hängen alle drei mit dem Verhält- 
nis von Niederlagenrealität, Befreiungsideologie und Schuld- 
zuweisung zusammen. Diese drei Punkte sind: 

- die Geschichtsvergessenheit; 

- die Politikvergessenheit; 

- die Nationvergessenheit; 



Eine Geschichte, die von den Siegern geschrieben und deren 
Darstellungen so sein müssen, daß sie das erreichen, was die 
Besiegten dazu bringt, an ihre Befreiung zu glauben, muß 
erstens bestimmte historische Zusammenhänge vergessen 
machen. Sie muß zweitens keine objektive Beurteilung des- 
sen zulassen, was sie historisch gelten läßt, sie muß drittens 
aber auch so weit an der Realität bleiben, daß ihre Anknüp- 
fungspunkte deutlich bleiben und sie sich als Wissenschaft 
weiterhin ausgeben kann. Nun besteht an folgendem kein 
Zweifel. Derjenige, dem etwa Schuld als Prinzip nationaler 
Legitimation nicht einleuchten will, weil er erkennt, daß da- 
mit die Nation niemals mehr ihr Haupt erheben kann, und 
daß auf diese Weise kein Deutscher jemals wieder zu einem 
aufrechten Gang finden kann, daß al so ein solcher Zweifel 
mit genügend historischen Nachweisen von deutscher 
Schuld konfrontiert werden kann. Die Dokumentationen 
des Grauens, die ein amerikanischer Historiker treffend ein- 
mal als eine Art von politischer Pornographie bezeichnet 
hat, sind in der unmittelbaren Konfrontation überwälti- 
gend, und wo die Dokumentationen nicht ausreichen, wer- 
den herzzerreißende Fernsehserien und mit allen Techniken 
der Verführung in Szene gesetzte Filme etwa eingesetzt. 
Selbstverständlich könnte man dergleichen, sowohl was Do- 
kumentation wie was herzzerreißende Darstellung angeht, 
ebenso aus den Geschichten der Sieger rekonstruieren. Neh- 
men wir z.B. die Landnahme der USA, den Imperialismus 
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Großbritanniens in Indien oder den Burenkrieg, der um 
nichts anderes geführt wurde als um wirtschaftliche Aus- 
beutungsinteressen, und in dem beiläufig die Erfindung der 
Konzentrationslager gelungen ist! Schweigen wir vom Ar- 
chipel GULag - wer spricht bei uns noch von Solscheni- 
zyn? 

Bei der Vertreibung der 12 Millionen Deutschen am En- 
de des 2 . Weltkrieges starb jeder fünfte eines meist gewaltsa- 
men Todes. 

Dies alles zu erwähnen, wird als „ unzulässiges Aufrech- 
nen“ bezeichnet, und zwar mit völligem Recht. In der Tat 
ist das , Aufrechnen “ als Aufrechnen “ sinnlos. Aber es soll 
deutlich werden, daß es kein Volk gibt, das einfach nur 
schuldig oder unschuldig oder gar auserwählt ist. Lehnt man 
also das sogenannte .Aufrechnen“ mit guten Gründen ab, 
so darf dies nicht die Konsequenz haben, daß füt das Ge- 
schichtsbewußtsein schließlich nur die Schuld ier Deut- 
schen übrig bleibt. Schuld ist überhaupt keine politische Ka- 
tegorie, nicht einmal eine historische. Schuldzuweisungen 
dienen lediglich der Fortsetzung des Krieges mit anderen 
Mitteln, d.h. Schuldzuweisungen können selbstverständlich 
zur politischen Disziplinierung oder auch Erpressung be- 
nutzt werden — freilich nur solange sich die Betroffenen 
dies gefallen lassen. Und dies ist eben eine Frage des ge- 
schichtlichen Bewußtseins und eine Frage des Geschichts- 



gedächtnisses. Um den Nationalsozialismus und den 2. Welt- 
krieg zu erklären, d.h. ihn an jeweils seinen rechten ge- 
schichtlichen Ort zu verweisen, braucht man einen längeren 
geschichtlichen Atem. 

Fast genau in diesen Tagen sind es 350 Jahre her - eine 
sehr viel plausiblere Gedächtniszahl als die 40! , daß der 

Prager Frieden geschlossen wurde. 1635 bedeutete dieser 
Friedensschluß die innerdeutsche Beilegung der Streitig- 
keiten, die 1618 den dann schließlich doch 30-jährigen 
Krieg ausgelöst hatten. Kaiser und Reichsstände fanden 
trotz starker Gegensätze einen Ausgleich. Diese innerdeut- 
sche Einigung aber ließ Frankreich diese nunmehr absehba- 
re Macht des Reiches so fürchten, daß der Kardinal Ri- 
chelieu jetzt offen intervenierte, und damit begann die 
furchtbarste Phase eines Krieges, an dessen Ende Deutsch- 
land physisch und in seiner Entwicklung um viele Jahrzehn- 
te zurückgeworfen war. Dieser 30-jährige Krieg wurde dann 
mit den) Westfälischen Frieden abgeschlossen, der die inne- 
re Zerteilung und damit die Ohnmacht des Reiches für Jahr- 
hunderte festschrieb. Stark wurden die Deutschen erst, 
nachdem ihre nationale Revolution nach den Anläufen von 
1813 und 1848 schließlich im Krieg von 1870/71 - einem 
Krieg, an dessen Auslösung Frankreich jedenfalls stärker 
beteiligt war als Preußen — wenigstens zur kleindeutschen 
Lösung des nationalen Problems geführt hatte. Aber diese 
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Losung führte bald dazu, daß das 2. Reich wirtschaftlich 
zur größten Kontinentalmacht wurde, eine „ verspätete Na- 
tion", die mit ungeheurem Elan nach Übersee und auf die 
Weltmärkte drängte. Dieser Aufstieg war es, der zum zwei- 
ten 30-jährigen Krieg gegen Deutschland führte. Und schon 
seine erste Phase wurde mit der typisch angelsächsischen 
Haltung als Kreuzzug ausgegeben, als Kreuzzug des größe- 
ren. besseren Teiles der Menschheit gegen die barbarischen 
Hunnen und ihren monströsen Kaiser. Und am Ende dieses 
Krieges wurden den Deutschen deutlich gemacht, daß sie 
nicht mehr damit rechnen konnten, als normale Nation, wie 
alle anderen, anerkannt zu werden. So wurden sie als Na- 
tion auf sich selbst verwiesen; kein Wunder, daß ihr Natio- 
nalismus unter diesen Bedingungen radikalisiert wurde! Und 
es bedurfte zum zweiten Mal in einem Jahrhundert der 
Kraft der ganzen Welt, um die Deutschen zu besiegen. 
Und diesmal sollte die Niederlage so gründlich sein, daß 
Deutschland für immer aus dem Kreise der politisch be- 
stimmenden Kräfte ausscheiden sollte. Die Sieger schrieben 
ihre Geschichte, und wir vergaßen die unsere auch wenn 
wir uns noch so sehr an ihren musealen Zügen delektieren. 

Aber noch zerteilt, entfalteten die Deutschen eine Wirt- 
schaftskraft, die die Welt einmal mehr in Erstaunen setzte. 
Damit ein wirtschaftlicher Riese ein politischer Zwerg blieb, 
mußte der Abbau politischen Bewußtseins oder die Politik- 
vergessenheit eingesetzt werden. Indem die Teile Deutsch- 
lands ihre Weiterexistenz jeweils den Siegermächten ver- 
dankten, diktierten diese ihnen auch die außenpolitischen 
Direktiven bzw. nahmen ihnen diese ab. Die Notwendigkei- 
ten des Wiederaufbaues und jene „ Betäubung “ durch die 
Niederlage ließen die Deutschen sich wesentlich nach innen 
orientieren. Politik abeT geht ihrem Wesen nach immer aufs 
Ganze. Ihre Basis ist staatliche Autonomie und nationale 
Selbstbestimmung. Zu ihrer Souveränität gehört v.a., wie 
der am Ostermontag 1985 verstorbene Carl Schmitt in 
einem Jahrhundertbeitrag zur politischen Theorie gezeigt 
hat, die Unterscheidung von Freund und Feind, und zwar 
eine Unterscheidung, die jede Nation nur von sich selbst her 
treffen kann. Aber solche nationale Politik mußte diffa- 
miert und vergessen gemacht weiden. So mußte auch Innen- 
politik zur reinen Partei- und Verteilungspolitik entarten, 
und für Außenpolitik entwickelten wir so erhabene Katego- 
rien wie allgemeinen Frieden, Entspannung oder so lächer- 
liche wie die der gutnachbarlichen Beziehungen, die der 
Mentalität des Schrebergärtners entsprechen und das Be- 
wußtsein für das Element der Macht in der Politik vergessen 
ließen. 

Dafür wurde aber das Erbe jener Schuld voll auf die Poli- 
tik ausgedehnt, was, um mit Nietzsche zu reden, deren fast 
völlige Vermoralisierung zur Folge hatte. Jedes fundamenta- 
listische sogenannte Engagement konnte sich nun ebenso als 
Politik ausgeben wie das bloße Durchsetzen von Gruppen- 
interessen, Hauptsache, daß das entgegenstehende Interesse 
moralisch diffamiert werden konnte Abrüstung, Entspan- 
nung, Frieden, Umweltschutz werden weitgehend nicht wie 
politische Probleme traktiert, sondern bis hin zum Fanatis- 
mus fundamentalisiert. Der Gegner wird dann häufig zum 
Monstrum, das politische System, das mit dem eigenen En- 
gagement nicht hundertprozentig übereinstimmt, zum 
Menschheitsfeind. Wenn alles nichts mehr hilft, wird der 
große Knüppel der Faschismusdenunziation geschwungen, 
die handliche Ausgabe jenes großen Schuldknüppels, den 
man den Deutschen seit 40 Jahren um die Ohren schlägt. 
Dies alles liegt nun v.a. selbstverständlich in der Linie der 
Politik der Sowjetunion, die die Selbstverständlichkeit ihres 
Machtkalküls, die Sicherheit ihrer Freund-Feind-Unterschci- 



dung und die Eindeutigkeit des Bezuges aut Selbstbehaup- 
tung ja von Beginn an mit einer Ideologisierung versehen 
hat, die die eine große Front des gegenwärtigen Weltbürger- 
krieges bildet. 

Die Nationvergessenheit kann an mannigfaltigen Beispie- 
len belegt werden. Sie beginnt natürlich mit der Betäubung 
durch die Niederlage, mit dem Bedürfnis, der aufgetürmten 
Schuld zu entkommen und zu etwas Höherem - Europa, 
dem freien Westen oder dem Sozialismus - zu gelangen. Sie 
zeigt sich an der Korruption durch Wohlstand und Liberalis- 
mus, an einem Erziehungssystem, dass seinen politischen 
Auftrag darin sehen konnte, dem einzelnen beizubringen, 
wie er seine Interessen besser durchsetzt, am Westen- 
taschenmachiavellismus unserer Parteipolitiker und an der 
stets bereitliegenden denunziatorischen Verbindungskette 
von Nation — Nationalismus Nationalsozialismus — 
Auschwitz, womit der Knüppel wieder aus dem Sack ist. 
Historiker fragen mit ironischer Arroganz, was denn das 
überhaupt sei, eine Nation, und wieso gerade die Deutschen 
so etwas haben oder sein sollten. Die Idee der Nation wird 
als ein Relikt vergangener Zeiten dargestellt; beliebt ist die 
Zusammensetzung „Nationalstaat Bismarck ’ scher Prägung 
den ja doch wohl niemand wieder haben wolle — bekannt- 
lich hat ja auch mit diesem das deutsche Unglück ange- 
fangen. 

Laßt uns dagegen festhalten: 

Die Nation ist ein Volk, das in bezug auf einen bestimm- 
ten Raum durch die Geschichte hindurch das Bewußtsein 
eines Wir, eines Ganzen, eines Selbst entwickelt hat, das als 
dieses Selbst einen gemeinsamen politischen Willen, d.h. 
einen Staat ausbilden will, und das in unablässiger Bemü- 
hung seine Selbstbestimmung und seine Selbstbehauptung 
politisch geltend macht und geschichtlich durchhält. Und 
dies ist die Idee, gemäß der Völker in Geschichte, in Gegen- 
wart und in Zukunft existieren. 

Dies ist die Idee der Nation, wie sie in Fortsetzung des 
bedeutendsten politischen Denkens der Menschheit der 
deutsche Idealismus zu Beginn des 19. Jahrhunderts aus 
dem Geiste Arndts, Görres’, Fichtes, Humboldts, Hegels, 
aber auch aus dem Friesens und der Burschenschaften ent- 
wickelt hat - nicht für den Tag, sondern für das zukünftige 
Leben Deutschlands. Und lautete die Parole der Französi- 
schen Nationalen Revolution „ Freiheit - Gleichheit - 
Brüderlichkeit so die der Deutschen „Einheit und Frei- 
heit Wollte die Französische Nationale Revolution 
schließlich nichts Geringeres als ideologische und politische 
Beherrschung mindestens von ganz Europa, so wollten die 
deutschen nationalen und demokratischen Revolutionäre 
von damals jedenfalls nichts anderes als die Beseitigung der 
Fremdherrschaft und die Einheit Deutschlands - was ihr 
Denken im übrigen so aktuell macht wie nur möglich. 

Wer aber ist sich bewußt, daß noch in der Präambel un- 
seres Grundgesetzes die Einheit vor der Freiheit steht, und 
wer ist bereit, dem überhaupt Bedeutung beizumessen? 
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Friede ist angesichts der technischen Massenvernichtungs- 
mittel heute Voraussetzung für das Überleben der Mensch- 
heit schlechthin und damit auch für Deutschland. Diesem 
Deutschland Fühle ich mich zutiefst verbunden. Wir Deut- 
sche können heute in beiden Weltlagern dem Frieden die- 
nen. Wir sollten diese uns durch die Teilung gegebene Mög- 
lichkeit als einmalige Chance begreifen, um nach so man- 
chen Irrwegen vor der Geschichte bestehen zu können. 

Die Welt wandelt sich gründlich. Die Technik hat den 
Globus klein gemacht, die Menschheit wächst beängstigend 
schnell. Die Zeit der sich selbst genügenden Nationalstaaten 
ist mindestens in Europa endgültig vorbei, selbst die Welt- 
mächte schließen sich in getrennten Bündnissystemen zu- 
sammen. Ihre Zusammenschlüsse sind antagonistisch, sie 
verkörpern zwei gesellschaftliche Ordnungssysteme. Das 
eine will den Staat nach Möglichkeit weitgehend aus allem 
heraushalten, besonders aus dem nationalen und internatio- 
nalen Wirtschaftsleben, zugunsten einer sich selbst regulie- 
renden Marktwirtschaft. Das andere will dem Staat dagegen 
ein weitgehendes Planungs- und Weisungsrecht auf allen Ge- 
bieten zuweisen, wiederum bevorzugt in der Ökonomie. 
Auf die Begründungen beider Positionen kann liier verzich- 
tet werden. 

Es ist das Grundproblem unserer Zeit, daß der unver- 
meidliche Wettstreit der beiden Systeme nicht zu lebensver- 
nichtender Gewaltanwendung führt, sondern beiderseits 
dem Ablauf der Geschichte überlassen wird. Koexistenz 
kontra Alleinherrschaft. 

Wem wird die Zukunft gehören? Die Welt steht am 
Scheidewege. Der letztlich entscheidende Faktor wird der 
Wert sein, der dem einzelnen Menschen zugemessen wird. 
Wird er zum Objekt degradiert oder ist er und sein Schicksal 
der Maßstab allen Geschehens? 

Die Situation von heute ist bisher einmalig: Die Folgen 
der anstehenden Entscheidungen sind global, und, sollten 
Waffen eingesetzt werden, so würden Vernichtungsmittel 
verwendet, die dem Leben auf der Erde ein Ende setzen 



können. Der Mensch hat eine technisch hochentwickelte 
Welt geschaffen, seine sittlich-moralische Entwicklung aber 
hat damit nicht Schritt gehalten. Dem trägt die ständig wie- 
derholte verbale Bereitschaft der Weltmächte Rechnung, 
auf die Kernenergie als Kampfmittel völlig zu verzichten 
und die vorhandenen Bestände zu verschrotten - natürlich 
auf Gegenseitigkeit. Und diese Bereitschaft auf Gegenseitig- 
keit ist, bisher wenigstens, nicht vorhanden. Das ist die erste 
sachliche Feststellung, von der auszugehen ist. 

Die Gegenseitigkeit im Verhältnis der beiden Weltmächte 
ist für die Sicherung des Weltfriedens auf allen Gebieten das 
entscheidende Kriterium. Sie verpflichtet diese, daß sie sich 
stets ihrer Verantwortung gemäß verhalten. Wenn ich mich 
nun in meinen Betrachtungen vorzüglich mit den USA und 
dem übrigen Westen kritisch auseinandersetze, so, weil ich 
die Verhältnisse dort aus eigener Kenntnis beurteilen und 
weil ich nur dort vielleicht ein weniges bewirken kann. Vie- 
les deutet darauf hin, daß die Sowjetunion in geschichtli- 
chen Zusammenhängen denkt und nicht in kurzlebigen Ta- 
gesvorteilen. Würde ihre Politik davon bestimmt, übernähme 
sie eine schwere Verantwortung der Menschheit gegenüber. 
Auch sie ist gefordert. Von ihren guten Nerven hängt mehr 
ab, als nur ihr eigenes Schicksal. 

In Genf wird derzeit wieder über atomare Abrüstung 
verhandelt, niemand weiß, mit welchem Ausgang. Ich halte 
das Wort Abrüstung für unpräzis, weil Abrüstung im Sinne 
von Verminderung und beiderseitiger Begrenzung des nu- 
klearen Vernichtungspotentials in der Sache überhaupt 
nichts bewirkt. Man schätzt, daß mit dem vorhandenen Po- 
tential die Erde vierzehnmal vernichtet werden könnte. 
Was würde sich ändern, wenn bei Halbierung der Vorräte als 
Höchstgrenze die Erde nur noch siebenmal unterginge? Ato- 
mare Abrüstung ist nur sinnvoll als Synonym für weltweite 
Abschaffung der entsprechenden Kampfmittel. Natürlich ist 
das nicht sofort und mit einem Schritt erreichbar. Immer- 
hin weist Genf die Richtung. Das ist die zweite Erkenntnis. 

Bewußt wurde die Apokalypse der atomaren Vernich- 
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tung an den Anfang gestellt, am das Maß der Verantwor- 
tung zu veranschaulichen, welches die Mächtigen der Welt 
tragen. Als Exponenten der gespaltenen Welt stehen sich 
heute die beiden Weltmächte Sowjetunion und Vereinigte 
Staaten von Amerika gegenüber. Ich habe die Geburtswehen 
der Sowjetunion 1917 im Schützengraben und die Verbrü- 
derungsszenen miterlebt. Deren sofortige Verbote unserer- 
seits habe ich damals nicht verstanden, auch nicht, daß der 
Krieg weiterhin. Ich war unpolitisch und gutgläubig. Erst 
die Erfahrungen mit Hitler öffneten mir endgültig die 
Augen. 

Mit den Methoden, Anschauungen und Machtmitteln der 
Vergangenheit soll heute ein Gesellschaftsprozeß globalen 
Ausmaßes entschieden werden, der sich diesen Instrumenta- 
rien entzieht. Der Sozialismus war anfangs in erster Linie 
ein geistiger Prozeß. Und den Geist kann man mit Mitteln 
der Gewalt auf die Dauer nicht unterdrücken. Das ist die 
dritte Erkenntnis, die es zu berücksichtigen gilt. 

Der entartete Kapitalismus bringt von seiner Natur her 
keinerlei Verständnis dafür auf, daß die Macht des Geistes 
der Materie nicht nur unvergleichlich überlegen ist, sondern 
daß diese erst durch den Geist Substanz gewinnt. Soldaten 
mögen zeitweilig in der Vorhand sein, auf die Dauer obsie- 
gen können sie nicht. Die Bauern leben fort, der Truchseß 
von Waldburg ist aus dem Gedächtnis getilgt. Nach dem 
Dreißigjährigen Kriege blieben beide Konfessionen trotz des 
vergossenen Blutes nebeneinander bestehen. Der mittel- 
europäische Raum aber und damit das Wohngebiet der 
Deutschen wurde verwüstet und menschenleer. Diesmal wä- 
re von der Verwüstung unser Gesamter Erdteil Europa be- 
troffen, und das, wozu man seinerzeit 30 Jahre brauchte, 
würde heute in Stunden und dazu noch total ablaufen. Die 
übrige Welt würde erst später in Dunkelheit und Kälte er- 
starren. Cui bono? Mit Sicherheit keinem einzigen Euro- 
päer. Das ist die vierte Erkenntnis. 

Es steht die Frage, welche Erkenntnis Europa daraus zie- 
hen sollte. Die Sowjetunion ist der eigentliche Gegenpol der 
USA, sie ist es, welche die Pfeüe auf sich zieht, sie wird hin- 
gestellt als der Urgrund alles Bösen, auf den jedes Übel die- 
ser Welt zurückzuführen sei. Das findet und darin liegt die 
Gefahr - heute nach der Vertreibung aus Vietnam und 
nach dem Desaster von Watergate bei der Mehrheit der 
Amerikaner gläubige Zustimmung, die auch in deren We- 
sensart begründet ist, welche von der europäischen ab- 
weicht. Die Amerikaner sind von der Weite ihres Landes ge- 
prägt, sie leben in „God’s own country“ als dem Mittel- 
punkt der Welt, sie möchten mit missionarischem Eifer die- 
ser Welt die Segnungen des „American way of life“ aufnöti- 
gen. Daß sie im allgemeinen freundlich, sogar herzlich und 
hilfsbereit sein können, ist die andere Seite ihres Wesens. 

Die Sowjetunion muß sich gegen Hetzkampagnen und 
böswülige Unterstellungen verständlicherweise zur Wehr 
setzen. Aber derartige Antipositionen erzeugen mit der Zeit 
ein friedensfeindliches Klima, das den Ausgleich der Inter- 
essen auf dem Verhandlungswege nachhaltig behindert. 
Wenn auf dem Gebiet der materiellen Abrüstung überhaupt 
etwas erreicht werden soll und kann, muß dem die Bereit- 
schaft zur geistigen Abrüstung vorangehen. 

Krieg oder Friede, davon hängt die weitere Existenz der 
Menschheit ab. Und würde das Potential an Mordgeräten 
vervielfacht, der Friede würde in gleichem Maße zunehmend 
labiler. Mit militärischen Mitteln allein ist der Friede heute 
nicht mehr zu sichern. Pazifisten fordern deswegen die so- 
fortige Abschaffung jeden Militärs, das ist schlicht blau- 
äugige Utopie und damit irreal. Wenn aber Militär allein den 
Frieden nicht mehr sichern kann, was hat dann zu gesche- 



hen? Die Antwort ist so einfach wie ubeizeugerid: Friede 
heute ist, wenn überhaupt, nur durch eine friedenswillige 
und friedensgeeignete Politik zu schaffen und abzusichern 
in welchem Umfang können die beiden deutschen Staaten 
dazu ihren Beitrag leisten? 

Wiederum stehen am Anfang der Wille und der Geist. 
Meine Antwort auf die Frage nach deren Inhalt entspricht 
meinem Verständnis von Liberalität Sie lautet. Die berech- 
tigten Lebensinteressen des anderen haben die gleiche Be- 
deutung und haben Anspruch auf die gleiche Beachtung wie 
die eigenen. 

Zyniker spotten darüber. Die Geschichte jedoch tragt 
dem Rechnung, Der Friede von Versailles war wie bislang 
üblich, ein riickwärtsgerichteter Vergeltungsakt. Fui HitleT 
war gerade dies das wirkungsvollste Propagandainstrumen t. 
Der Wille, aus den Irrwegen der Vergangenheit Lehren für 
die Zukunft zu ziehen, oder der Unwille entlarvt erbar- 
mungslos die Heuchler. 

Reminiszenzen weisen die Richtung, in der ein Weg an- 
gelegt werden sollte, der Weg selbst sind sie nicht. Wir Euro- 
päer dürfen uns nicht übernehmen, auch müssen wir beim 
Bau eines gemeinsamen Hauses mit dem Fundament begin- 
nen. Ich wiederhole das Wort „gemeinsames Haus“ Ob wir 
es wahrhaben wollen oder nicht, alle europäischen Völker 
leben angesichts der heute vorhandenen technischen Ver- 
nichtungsmöglichkeiten in unlösbarer Schicksalsgemein- 
schaft. Dem ist Rechnung zu tragen. Der damalige Pessimis- 
mus Einsteins darf nicht unser Zukunftsdenken bestimmen, 
der sagte: „Die Atombombe hat alles verändert, nur das 
menscliliche Denken nicht.“ 

Wenn dem so bliebe, mag das denen zu Paß kommen, die 

wie sie meinen weit vom Schuß, in den Europäern 
machtpolitisch und ökonomisch die Hauptkonkurrenten se- 
hen und die Nutzen für sich erwarten, wenn deren Zwistig- 
keiten untereinander ihre Kräfte schwächen. Im Interesse 
des Überlebens steht die Wahrheit, daß Europa vom Ural bis 
zum Atlantik entweder gemeinsam lebt oder gemeinsam un- 
tergeht. Demzufolge müssen die Europäer schon aus Grün- 
den der Selbsterhaltung eine Politik betreiben, die dieser 
Schicksalsgemeinschaft Rechnung trägt. „Europa den Euro- 
päern.“ Was das in der Praxis bedeutet, ist vielschichtig und 
geht weit über den Rahmen der heutigen Betrachtungen 
hinaus. 

Mitten hineingestellt in die Entwicklung Europas ist das 
Schicksal der Deutschen. Wir fragten vorher, welchen Bei- 
trag die beiden deutschen Staaten für den Frieden leisten 
könnten. In der Tat, diese Frage hat für jeden Deutschen 
vordringliche Bedeutung, denn Deutsche waren es, aus de- 
ren Mitte durch Hitler der Friede mutwillig gebrochen wur- 
de. Ich anerkenne und würdige, daß die Neuauflage des Fa- 
schismus in deT DDR ausgeschlossen ist, aber reicht das aus? 
Ich glaube, daß die Welt einen Anspruch auf besondere Lei- 
stungen zur Wahrung des Friedensgegenüber deijenigen Na- 
tion hat, durch die das Morden ausgelöst wurde. 

Die unterschiedlichen Auffassungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 
zur nationalen Frage bestehen fort. Die Positionen beider 
Seiten sind zu respektieren und lassen sich nur durch ge- 
meinschaftliche Übereinkunft annähern oder überbrücken. 
Die grundsätzlichen Meinungsunterschiede in der nationalen 
Frage dürfen uns aber nicht hindern, gemäß dem Grundla- 
genvertrag und damit im Geist konstruktiver zwischenstaat- 
licher Zusammenarbeit gutnachbarliche Beziehungen auf 
der Grundlage voller Gleichberechtigung zu entwickeln und. 
jeder an seinem Platz, zur Sicherung des Friedens aktiv bei- 
zutragen. 
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Aus tiefer Überzeugung fühle ich mich der Verfassung 
der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet. Das Grund- 
gesetz geht davon aus, daß das deutsche Volk in den Lan- 
dern der heutigen Bundesrepublik Deutsclüand von dem 
Willen beseelt sei; 

1. die nationale Einheit zu wahren, 

2. die staatliche Einheit zu vollenden, 

3. dies in einem vereinten Europa, 

4. um so dem Frieden der Welt zu dienen. 

Das war im Mai 1949. Und was hat die bundesdeutsche Po- 
litik daraus gemacht? Sie hat sich als erstes auf die staatli- 
che Einheit versteift, die, wenn überhaupt, nur am Ende 
einer langen Entwicklung stehen kann. Die christlich-demo- 
kratisch geführten Regierungen haben in der Realität die 
Wege zu einer staatlichen Einheit verbarrikadiert, indem sie 
dem Gedanken der nationalen Einheit tagtäglich zuwider- 
handeln. 

Nationale Einheit, was ist darunter zu verstehen, und wie 
wird sie erlebt? Unzweifelhaft gehören das gemeinsame kul- 
turelle Erbe und die gemeinsame Geschichte dazu, natürlich 
auch die Sprache. Goethe und Schiller gehören allen Deut- 
scen, und auch der preußische Friedrich steht wieder auf 
seinem alten Platz. Auch Bert Brecht und Anna Seghers 
sind gelichermaßen gesamtdeutsch wie der kürzlich verschie- 
dene Heinrich Böll, mit dem ich mit meinen damals 88 Jah- 
ren in Mutlangen gegen die Aufstellung amerikanischer Ra- 
keten tagelang demonstriert habe. 

Nationale Einheit empfinde ich in der Freude über den 
Wiederaufbau des sinnlos zerstörten Dresden genauso wie 
über den meiner Vaterstadt Hamburg. Als Deutscher war 
ich stolz auf die Wiedereröffnung der Semper-Oper, bei der 
die Welt zu Gast war. Die Herstellung staatlicher Einheit ist 
ein Akt, der die nationale Einheit dokumentiert, nicht aber 
begründet. In diesem Geist können wir ohne Scheu in Ge- 
meinsamkeit dem Frieden Europas dienen, im Bewußtsein, 
daß Krieg nie im Interesse der Völker liegt, die ihn zu füh- 
ren und unter dessen Folgen sie zu leiden haben. 

Ich fühle mich Gustav Stresemann verpflichtet, der in 
seiner Rede vor der Völkerbundsversammlung in Genf am 
9. September 1929 sagte: „Wir haben die nüchterne Aufga- 
be, die Völker einander nähere u bringen, ihre Gegensätze zu 
überbrücken.“ und weiter sagte er: „Es handelt sich um eine 
harte Arbeit, vorwärtszukommen, diese Gegensätze zu ver- 
mindern und uns jenem Zustand zu nähern, den wir alle er- 
hoffen. Auch diese Arbeit wird nicht durch Elan und Hurra 
allein sich lösen lassen.“ 

Im Interesse West-Berlin gingen der damalige Regierende 
Bürgermeister und Vorsitzende der dortigen SPD, Willy 
Brandt, und ich als Vorsitzender der Berliner FDP 1963 
eine sozial -liberale Koalition ein mit dem erklärten Ziel, sie 
auf Bonn zu übertragen. Das kam erst 1969 zustande. Diese 
Koalition führte zu den Ostverträgen. Ein stets zuverlässiger 
Mitstreiter im kleinen offiziellen Beratungskreis war übri- 
gens unser heutiger Bundespräsident von Weizsäcker. Si- 
cherlich waren und sie die Verträge ein Ereignis von globa- 
ler Bedeutung, der Elan jedoch ist erlahmt. Heute gewinnen 
die neuen Deutschnationalen, die nichts gelernt und nichts 
vergessen haben, wieder bedenklich an Einfluß, so daß 
höchste Aufmerksamkeit erforderlich ist. Wer als Deutscher 
dem Frieden dienen will, muß in beiden deutschen Staaten 
rechtzeitig Alarm schlagen, wenn es geboten ist. 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland statu- 
iert weiter, daß es der Wille des Volkes sei, in einem verein- 
ten Europa dem Frieden der Welt zu dienen. Wie manife- 



stiert sich nun dieser Wille von Anfang an? Soviel ich weiß, 
endet Europa am Ural und nicht an der Elbe. Das Mühen 
um europäische Einigung aber endet für die Regierungen 
der Bundesrepublik Deutschland viel zu oft exakt an diesem 
Strom, so als ob das, was dahinter liegt, wohl nicht mehr zu 
Europa gehöre. Der Zusammenhang, daß ein geeintes Euro- 
pa dem Frieden der Welt diene, sollte selbstverständlich 
sein. Aus der deduction e contrario ergibt sich aber logisch, 
daß Feindschaft gegen die Sowjetunion und ihre Verbünde- 
ten zugleich friedensfeindlich ist. Es darf mit Genugtuung 
zur Kenntnis genommen werden, daß als ein Grundprinzip 
der Politik der DDR herausgestellt wird, daß von deutschem 
Boden nie wieder Krieg ausgehen darf. Das schließt nicht 
nur jeden Griff zu den Waffen zu Aggressionszwecken aus, 
sondern umfaßt auch eine Politik, die sich vorzüglich an der 
Sicherung des Friedens orientiert. 

Ein gutes Einvernehmen zwischen Deutschen und Rus- 
sen ist seit je eine unverzichtbare Garantie für den Frieden 
in Europa. Heute wird mit schöner Regelmäßigkeit auf die 
russische Gefahr hingewiesen, weil dort unaufhaltsam gerü- 
stet werde, um die Welt durch Aggression zu erobern. Mit 
Sicherheit folgt dann in einem zeitlichen Abstand die For- 
derung nach Gegenmaßnahmen. Auch bei dem Wahnsinns- 
projekt der Militarisierung des Weltraums wurde der Hin- 
weis auf vorangegangene sowjetische Forschung nicht un- 
terlassen. So primitiv und abgegriffen der prinzielle Anti- 
kommunismus auch ist, er tut immer wieder seine Dienste, 
bereits in der dritten Generation. 

Die Frage Kreig oder Friede breingt, seit es Massenver- 
nichtungsmittel gibt, vermutlich die Entscheidung über die 
Existenz der Menschheit. Manche glauben nun, daß man 
diese Entscheidung abwarten solle, vielleicht hätte jedes En- 
gagemenz sowieso keinen Sinn mehr. Solchem Fatalismus 
darf man nicht verfallen, besonders nicht, weil es genügend 
Kräfte auf der Welt gibt, nicht zuletzt in den USA, die sich 
dem drohenden Unheil widersetzen, und zwar nicht nur als 
einfache Staatsbürger. Auch Parlamente und Regierungen 
verhalten sich verantwortlich. Noch ist also nichts verloren. 
Wir sollten uns dem angemessen verhalten, etwa wie Martin 
Luther, der sagte: „Und wenn morgen die Welt unterginge, 
so würde ich heute noch ein Apfelbäumchen pflanzen!“ 
Wir können den Untergang verhindern, also haben wir auch 
kein Recht, die Hände resignierend in den Schoß zu legen. 

Unser Europa schwebt in Lebensgefahr, diese zu bannen, 
ist die vordringliche Aufgabe. Ist diese gelöst, so tritt das 
Dauerproblem wieder in den Vordergrund, daß in Europa 
zwei gesellschaftliche Systeme in engster Berührung neben- 
einander bestehen. Auch das Sicherheitsproblem wird da- 
durch beeinflußt, was nicht verwundert, denn grundsätzli- 
che Entscheidungen steilen an für künftige Jahrhunderte. 
Es wäre unverantwortlich, auf gesellschaftlichem Gebiet 
eine Losung durch Waffen ins Auge zu fassen, weder um Be- 
stehendes durch Gewalt zu konservieren, noch um Werden- 
des zu erzwingen. 

Ein wahrhaft Liberaler ist aufgeschlossen für die Zu- 
kunft. ln der Öffentlichkeit wird er immer verkannt, weil 
der Begriff „liberal“ besetzt wird von Interessenvertretern, 
du: alles andere sind als liberal. Ihr Hauptanliegen ist die 
Förderung des Besitzes, den sie von allen Auflagen freistel- 
len möchten, damit er ungehindert seinen Vorteil suchen 
kann. Daß diese Einseitigkeit eine Todsünde wider die wah- 
re, nicht interessengebundene Liberalität ist, ficht sie nicht 
an. ich glaube, diese Klarstellung Ihnen schuldig zu sein, 
denn ich wäre der Ehrung durch Sie unwürdig, stünde ich 
als einseitiger Parteigänger der Vergangenheit vor Ihnen. 




Ich hoffe mich weitgehend mit Ihnen einer Meinung, daß 
jede Gesellschaft, die Bestand haben soll, bestimmten For- 
derungen genügen muß. Schon Plato wußte das, ebenso in 
der Moderne die Vordenker der französischen Revolution 
und nicht zuletzt die Klassiker des Sozialismus, deren Ziele 
allerdings weiter gesteckt sind als die des liberalen Vorden- 
kers Friedrich Naumannn. Dieser wollte um die Jahrhun- 
dertwende aus Industrieuntertanen Industriebürger machen. 
Systemimmanenz oder Systemveränderung, darum geht es 
im Grunde. 

Wie immer die Entwicklung verlaufen wird, unverzicht- 
bar bleiben für mich die Minimalforderungen: 

1. Freiheit des Geistes, 

2. soziale Gerechtigkeit, 

3. Gleichheit vor dem Gesetz, 

4. Freiheit von Not durch das Recht auf angemessene 

Koordinationsgruppe Friedensvertrag 
Presseerklärung 

Frieden in Europa: Initiative Friedensvertrag 

Bonn, den 10.11.1985 

Am 9.11.1985 wurde in 3onn die Koordination Friedens- 
vertrag von Gruppen und Einzelpersonen, die sich für den 
Friedensvertrag, für Truppenabzug und Blockfreiheit ein- 
setzen, gegründet. Zum Einladerkreis der Konferenz gehör- 
ten u.a.: Herbert Ammon (Publizist), Brigitte Berthold 
(Bundesvorstand Die Grünen), August Haußleiter (ehern. 
Sprecher der Grünen, Herausgeber der Wochenzeitung „Die 
Grünen“), Jan Kuhnert (Mitglied des hessischen Landtags), 
lorsten Lange (MdB), Manon Maren-Griesebach (ehern. 
Sprecherin der Grünen, Landesvorstand Baden-Württem- 
berg), Christa Reetz (ehern. MdB, Vorstand des BBU), 
Heinrich Schirmbeck (Schriftsteller), Jörg Schulz-Trieglaff 
(Hauptmann, Sprecherkreis „Darmstädter Signal“), Roland 
Vogt (ehern. MdB). An der Konferenz nahmen u.a. teil: 
Soalnge Femex (Sprecherin von Les Verts, Frankreich), der 
kanadische Friedensforscher Hans Sinn, Ulli Fischer (Die 
Grünen im Bundestag). Als Sprecher der Koordinations- 
gruppe wurden Christa Reetz, Richard Sperber und Rolf 
Stolz gewählt. Neben verschiedenen Aktivitäten wurde die 
nachstehende gemeinsame Erklärung bei einer Enthaltung 
einstimmig beschlossen: 

Die Militärbündnisse NATO und Warschauer Pakt sind in 
zunehmendem Maße Ursache der friedensgefährdenden 
Konfrontation zwischen Ost und West. Diese Konfrontation 
der Blöcke bedroht die Menschen in ganz Europa und ins- 
besondere in den beiden deutschen Staaten. 

Freunde aus der internationalen Friedensbewegung, 
Friedensforscher und Politiker, wie z.B. Alva Myrdal, Jo- 
han Galtung, Claude Bourdet, György Konrag, E.P. Thomp- 
son, Jaroslav Sabata (Charta 77), fordern die Deutschen zu 
einer friedenspolitischen Initiative auf. 

Das Gebiet von BRD und DDR ist das Gebiet mit der 
größten Waffendichte der Welt. Die Bundesrepublik hat nur 
die Größe von 2,5 % des US-Territoriums, lagert aber einen 
ganz erheblichen Teil der amerikanischen Massenvernich- 
tungswaffen. Ähnlich bedrohlich ist die Konzentration von 
sowjetischen Vernichtungspotentialen in der DDR. Die in 
den USA vertretenen Strategie des begrenz- und gewinnba- 
ren Atomkriegs nimmt die völlige Vernichtung Deutsch- 



Arbeitsmöglichkeit sowie auf Vor- und Fürsorge bei 
Krankheit, 

5. eine Regierung, die das gesamte Volk vertritt, und 

6. eine Außenpolitik, die auf gerechten Frieden ausge- 
richtet ist. 

All das läßt sich subsumieren unter der Ihnen bereits vor- 
getragenen These, daß die Lebensinteressen des anderen die 
gleiche Bedeutung haben wie die eigenen. Rosa Luxemburg 
stellte zum Thema Freiheit dementsprechend fest, daß dar- 
unter vorzüglich die Freiheit des anderen zu verstehen sei. 
Dem habe ich nichts hinzuzufügen! Wohin es führt, wenn 
die Hybris zur Staatsmaxime wird, hat unser deutsches 
Volk leidvoll erfahren. 

Deswegen wollen wir Gerechtigkeit, deswegen wollen wir 
Frieden! Frieden in Freiheit mit dem Rechtauf verantwor- 
tungsbewußte Selbstbestimmung. Dafür werde ich streiten, 
so weit meine Kräfte reichen. 

lands und seiner Nachbarländer in Kauf. Jedes andere Land 
würde die billigende Hingabe dieses Zustands als Vorberei- 
tung des kollektiven Selbstmords begreifen. 

Um den Weg in die Katastrophe zu verlassen, besteht 
eine klare politische Chance: der überfällige Abschluß eines 
Friedensvertrags der Siegermächte des Zweiten WEltkrieges 
mit den beiden Nachfolgestaaten des Deutschen Reiches, 
der diesen die volle Souveränität gibt. Dies ist ein Weg, um 
das existentielle Interesse aller Europäer an Abrüstung und 
Blockentflechtung in Mitteleuropa zu verwirklichen. 

Um eine dauerhafte Friedensordnung in Europa vorzube- 
reiten und dazu die Zustimmung der europäischen Nach- 
barn in West und Ost zu gewinnen, muß der Friedensvertrag 
folgende Elemente enthalten: 

- die völkerrechtliche Anerkennung der bestehenden Gren- 
zen beider deutshcer Staaten, 

- die Verpflichtung beider deutscher Staaten, ihre Streit- 
kräfte zu reduzieren und auf reine Defensivkräftc und 
-mittel umzurüsten, 

- die Schaffung einer ABC-waffenfreien Zone, 

- den Abzug aller fremden Truppen und Waffen von deut- 
schem Boden innerhalb eines Jahres, 

- die Verpflichtung zu militärischer Neutralität für BRD 
und DDR, 

- die Garantie einer für alle Beteiligten akzeptablen Berlin- 
Lösung, 

- das Recht beider deutschen Staaten, ihre bilateralen Be- 
ziehungen und ihre staatliche Organisation eigenverant- 
wortlich zu regeln. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, einen solchen Frie- 
densvertrag zu verlangen. Wir fordern die Regierungen von 
UdSSR, USA, Großbritannien und Frankreich sowie alle 
ehemaligen Kriegsgegner des Deutschen Reiches auf. dem 
legitimen Verlangen nach einem die Konfrontation der 
Blocke abbauenden Friedensvertrag stattzugeben. 

Wir fordern alle Parteien, insbesondere die Grünen und 
die SPD, auf, den Friedensvertrag zu einer zentralen Aus- 
sage ihrer Politik zu machen. Wir fordern alle Bürger und 
Bürgerinnen auf, den Friedensvertrag zum Inhalt ihres poli- 
tischen Engagements zu machen. 

K oordinationsbüro: Rolf Stolz 

Plan tage/ is traße 12 
5000 Köln 91 
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Abschiedsbritfe an Deutschland 







Qumran 



Zitat: 

Denk ich an Deutschland 

Denk ich an Deutschland heute morgen , 
dann gibts noch vieles zu besorgen. 

Denk ich an Deutschland um halb eins, 
obs schon besorgt ist? Nichts und keins. 

Denk ich an Deutschland um halb drei, 
dann ist der Tag schon fast vorbei 

Denk ich an Deutschland um halb fürtf, 
dann fallen schon die letzten TYiimpf. 

Denk ich an Deutschland um halb sieben, 
dann ist noch immer viel geblieben. 

Denk ich an Deutschland in der Nacht, 
dann ist die Not verhundertfacht. 

Denk ich an Deutschland in zwölf Jahren, 
wir immer noch nicht weiter waren. 

Im einundzwanzigsten Jahrhundert 
sitz ich noch hier, und schier verwunden, 

daß etliche, die dann doch blieben, 
ihm schnöde Abschiedsbritfe schrieben , 

Ludwig Harig 



160 Seiten, Engl. Broschur, DM 19,80 
ISBN 3-88655-201-2 
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Das Buch: 

Ein Abschiedsbrief an Deutschland muH nicht 
aus dem Gefühl geschrieben sein, als seien die 
letzten Tage der Menschheit schon angebro- 
chen. Er ist vielmehr auch denkbar als Entwurf 
eines Briefes, wie man ihn schreiben würde, 
verließe man dieses Land endgültig, sei es, weil 
man es politisch oder kulturell nicht mehr er- 
trüge, sei es, weil man ein ganz anderes Leben 
woanders versuchen oder einfach nur der un- 
bestimmten Idee folgen möchte, daß es so nicht 
weitergehen kann. 

Der vorliegende Band versammelt Ab- 
schiedsbriefe an Deutschland, die aus dem 
realen Wunsch, dieses Land zu verlassen, 
geschrieben sind, und solche, in denen ein 
möglicher Abschied imaginiert oder aber der 
Wunsch hierzubleiben bekräftigt wird, ln die- 
sem ernsthaften und spielerischen, realisti- 
schen und fiktiven, poetischen und prosai- 
schen Umgang mit dem eigenen Bild von 
Deutschland können Umrisse unseres gesell- 
schaftlichen und kulturellen Selbstverständ- 
nisses deutlicher werden. 



Die Autorinnen und Autoren sprechen von Tatsachen, Erinnerungen und I lofTnuugen, Enttäuschun- 
gen und Sehnsüchten - angesichts eines möglichen Abschieds von Deutschland. 



41 




Lothar Penz 



Strategische Bedingungen alternativer Verteidigung 



Teil II 




Massendemonstration gegen die Sta- 
tionierung von Mittelstreckenrake- 
ten auf dem Boden der BRD: die 

herkömmlichen Verteidigungskon- 
zepte haben versagt. 



Bevor wir uns jedoch alternativen Verteidigungskonzep- 
ten widmen, müssen wir uns zunächst der Frage nach dem 
Sinn einer gewaltsamen Verteidigung schlechthin stellen. 
Sind nicht Konzepte eines gewaltfreien Widerstandes, wie es 
die „soziale Verteidigung“ zu sein scheint, angemessenere 
Antworten auf eine Bedrohung, die bei einer qualitativ 
gleichwertigen Gegenbedrohung ihre volle Vernichtungswir- 
kungen entwickeln wird? Kann man wie Goliath den über- 
mächtigen David sozusagen mit der „sozialen Verteidigung“ 
unterlaufen, indem eine konspirative Sabotage gesellschaft- 
licher Gruppen die Infrastruktur des modernen Staats- 
wesens lahmlegt, um so den Besatzer zu nötigen, das Land 
zu verlassen? Wenn wir die notwendige seelische Kraft der- 
artiger Gruppen ins Kalkül ziehen, die jahrelang einen Wi- 
derstand zu leisten haben, der, weil er ja gewaltfrei sein soll, 
nicht einmal die Wirkung der IRA in Nordirland erzielen 
kann, so wird die Sache der sogenannten „sozialen Verteidi- 
gung“ äußerst fragwürdig! Wenn Roland Vogt („Die Grü- 
nen“) Identitätsfaktoren als psychische Voraussetzung für 
den langandauernden Kampf fordert, so ist das ein Hinweis, 
daß letztlich nicht die „soziale“, sondern allein die „natio- 
nale“ Verteidigung jene Kräfte freisetzt, die den Wider- 
standswillen eines Volkes beseelen, wenn es besetzt dar- 
niederliegt. 

Jede wirksame Verteidigung setzt voraus, daß der einzel- 
ne Kämpfer sein Ich auf das Wir, also auf sein Volk, trans- 
zendiert hat. Nur wenn diese Identität naturangepaßter Le- 
bensgemeinschaften wir Heimat und Familie oder Volk und 
Vaterland den Verteidigungswillen verfassen kann, wird je- 
ne kämpferische Qualität lebendig, die auch Kampfformen 
der sozialen Verteidigung zur nationalen Sache des Volkes 
machen kann. Das klassische Beispiel für die innere Schwä- 
che der sozialen Verteidigung, selbst in der Kampfform des 
gewaltsamen Widerstandes, war der Zusammenbruch der 
Roten Armee unter den Schlägen der quantitativ unterlege- 
nen deutschen Wehrmacht. Der Verteidigungsauftrag der 
Rotarmisten ging von der blutleeren Formel des proletari- 
schen Internationalismus, also einer industriell angepaßten 



Solidaritätsform aus, die keinerlei Widerstandswillen inner- 
halb der Völker der Sowjetunion mobilisieren konnte. 
Stalin riß unter dem Eindruck der bevorstehenden Nieder- 
lage in letzter Minute das Steuer herum. Der „Große Vater- 
ländische Krieg“ wurde ausgerufen. Der Wandel zur natio- 
nalen Verteidigung brachte u.a. die eigentliche Wende im 
Rußlandkrieg. 



„High non“ 

Es gibt gar keinen Zweifel mehr, daß die verdrängte natio- 
nale Frage ein er auf diesem existentiellen Gebiet entmün- 
digten Bevölkerung zu einer technokratischen Verteidi- 
gungsdoktrin in Westdeutschland geführt hat, die mit einem 
abgehobenen Soldatenstand den eigengesetzlichen Zwängen 
des Bündnissystems voll unterliegt. Die Vorneverteidigung 
mit luftunterstützten Panzer- und Panzergrenadierverbän- 
den entspricht einem neuen Maginotlinien-Denken, das bei 
zerbrechender „Eierschale“ sich zum sinnlosen Atomkrieg 
hochschaukelt. Die Konsequenz dieser Art von Abschrek- 
kung ist, daß bei ihrem Versagen Westdeutschland mit sei- 
ner Bevölkerung vernichtet wird. Wo liegt da noch der Sinn 
einer Verteidigung, die mit der Verlagerung des nuklearen 
Risikos den unmittelbaren Schlagabtausch atomarer Waf- 
fensysteme erst recht möglich macht? Wir täuschen uns ge- 
waltig, wenn wir glauben, daß eine derartige Strategie noch 
vor dem Waffengang abschrecken kann. Im Gegenteil, so- 
lange die Sowjets den großen Gegenschlag strategischer 
Atomwaffen der USA als letzte Konsequenz einer zusam- 
menbrechenden NATO-Front in Europa fürchten mußten, 
war die moralische und quantitative Schwäche der NATO- 
Streitkräfte für sie ein gefährlicher Speck in der Falle. Dies 
wird jetzt anders. Die strategischen Waffen arsenale der USA 
müssen mit der Installierung eurostrategischer Waffen nicht 
mehr automatisch die Schwächen der konventionellen 
Streitkräfte in Europa kompensieren. Der europäische 
Schlagabtausch präventiv-genötigter Militärs wird möglich, 
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wenn bei Krisenlagen an den Fronten das neivose Spiel am 
Abzug beginnt. Wie in „high noon“ kommt es nur noch dar- 
auf an, wer schneller zieht! 

Unter diesen Bedingungen muß das neue nationale 
Selbstverständnis wie auch die entsprechende Verteidigung 
von defensiver Gewalt bestimmt werden. Das aber kann nur 
heißen, daß die Strukturen unserer Streitkräfte und die 
Wehrerfassung den Charakter der Volksverteidigung schritt- 
weise annehmen. Eine schwächliche Kampfkraft der Streit- 
kräfte, ein abgehobener, ins Abseits gedrängter Soldaten 
stand, ein nicht vorhandener Zivilschutz dürfen nicht mehr 
die Verteidigung jener Republik unglaubwürdig erscheinen 
lassen, die Für das „Recht und die Freiheit des deutschen 
Volkes“ einstehen will. Unter den neuen Bedingungen ame- 
rikanischer Politik wäre die Fortsetzung dieses eklatanten 
Widerspruchs tödlich! 

Wir können uns nicht mehr diesem oder jenem Imperium 
unterwerfen, ohne Gefahr zu laufen, endgültig ausradiert zu 
werden. Die amerikanische lnteressenpoiitik der nuklearen 
Einkreisung der Sowjetunion zwingt uns - wie einst Frank- 
reich — , in der Verteidigung rücksichtslos unser ureigenstes 
Lebensinteresse wahrzunehmen. Das aber heißt, daß unsere 
Streitkräfte nationalisiert werden müssen, um auf dem Fun- 
dament einer neuen Volksmiliz den Gedanken der boden- 
ständigen Streitkräfte zu verwirklichen. Die Anbindung der 
operativen Kemarmee an eine Volksmiliz läßt den defensi- 
ven Charakter einer derartigen Wehrverfassung deutlich wer- 
den. Eine überzeugende konventionelle Kampfkraft besei- 
tigt zudem den Zwang, ängstlich mit Atomraketen licrum- 
zufuchtein und aufgrund der nicht vorhandenen Vorwarn- 
zeit Präventivschläge zu provozieren. Es darf daher im über- 
bevölkerten Europa keine landgestützten Raketensysteme 
strategischer Natur geben. Der Kampf gegen diese „Nach- 
rüstung“ aber hat nur einen Sinn, wenn wir gleichzeitig die 
moralische und soldatische Aufrüstung der defensiven Ver- 
teidigungskraft unseres Volkes bis hin zum Zivilschutz vor- 
antreiben. Wie sagte es unlängst der pensionierte General 
Steinhoff zum ehemaligen Verteidigungsminister Hans 
Apel: „Wir müssen dieser Armee (der Bundeswehr) wieder 
eine Seele geben!“ 

Alternative Bausteine eines neuen Gesamtkonzepts 

Es ist uns heute ebenso klar geworden, daß die technokrati- 
sche Verteidigungsdoktrin der NATO aufgrund ihres Ma- 
ginotlinien-Charakters bald zu zusammenbrechenden Fron- 
ten führen wird, was in der Folge den taktischen wie euro- 
strategischen Einsatz von Atomwaffen erforderlich macht. 
In diesem Moment aber wird nicht mehr Europa verteidigt, 
sondern total zerstört. Es nützt uns dann herzlich wenig, 
wenn der amerikanische NATO-Oberbefehlshaber zurück 
nachWashington fliegt, um einen Orden für die erfolgreiche 
Verteidigung der USA zu empfangen. Nach dem Motto 
„Operation gelungen, Patient tot“ droht in der eingehen- 
den Alalyse der NATO-Doktrin schon heute ein europäi- 
scher Schildbürgerstreich zutage zu treten, der viele alterna- 
tive Verteidigungskonzepte provoziert hat. Auf dem Hinter 
grund einer voraussetzungsloseri „Vorneverteidigung“ seien 
hier die wichtigsten Vorschläge kurz skizziert: 

Die Vorneverteidigung 

Die Vorneverteidigung sucht die große Entscheidungs- 
schlacht an der Grenze. Alle präsenten Kräfte werden nach 
Kriegsausbruch an der Grenze konzentriert. Dort soll dann 
der Angriff abgewehrt werden. Damit soll verhindert wer- 
den, daß das ganze Land zur Bühne des Krieges wird. Dem 



potentiellen Angreifer wird vor Augen geführt, daß er die 
SchJacht an der Grenze nicht gewinnen kann und somit 
einen hohen Eintrittspreis bezahlen muß. Dadurch soll der 
Krieg verhindert werden. 

Gewinnt der Angreifer die Scldacht an der Grenze, steht 
im jeder Weg offen. Nach der Doktrin der „Flexible Re- 
sponse“ wird bei Versagen der konventionellen Gefechts- 
führung die Verteidigung mit taktischen Atomwaffen fort- 
gesetzt. Die Zerstörung Europas wäre die Folge! Das Schei- 
tern der Vorneverteidigung ist aufgrund der konventionel- 
len Schwäche uer NATO sehr wahrscheinlich. Zudem ist 
die Struktur der Bundeswehr ganz und gar nicht auf einen 
effektiven Verteidigungskampf eingestellt. Für einen raum- 
greifenden Gegenangriff reichen die Kräfte nicht aus, und 
so ist das Scheitern der Vorneverteidigung abzusehen. Die 
Vorne Verteidigung führt durch die „Flexible Response“ re- 
lativ automatisch zum Atomkrieg. Unübersehbar ist also die 
Notwendigkeit der Vorneverteidigung durch strategische 
Voraussetzungen zu verschaffen, die eine effektive Verteidi- 
gung möglich macht und dadurch die Atomschwelle erhöht. 

Raumv?rteidigung 

Die Raumverteidigung vermeidet die eine große Entschei- 
dungsschlacht. Die ganze Auseinandersetzung wird aufge- 
löst in eine Vielzahl von kleinen übers ganze Land verstreu- 
ten Gefechten. Dadurch kann das ganze Territorium, der 
Raum, als Waffe benutzt werden. Der Eintrittspreis in das 
Land ist niedrig, hoch allerdings ist der des Aufenthaltes. 
Denn die große Zahl kleiner Gefechte soll sich für den An- 
greifer zur Niederlage summieren. Erstens verliert er an 
Zeit, womit die Vorteile eines „Blitzkrieges“ entfallen. 
Zweitens verliert er an Substanz, da die andauernden, klei- 
nen Angriffe des Verteidigers einen hohen Verlust an Trup- 
pen und Material bewirken. Durch die „Unangreifbarkeit“ 
des Verteidigers kann der Angreifer niemals eine Entschei- 
dung herbeiführen. Am Ende soll der Angreifer sich der 
Sinnlosigkeit seines Handelns bewußt werden und den 
Rückzug antreten Durch Vermeidung lohnender Ziele 
wird außerdem der Einsatz von Atomwaffen weitgehen ver- 
hindert. Durch die Hervorhebung der Wirksamkeit der 
Raumverteidigung soll im Frieden der Krieg verhindert wer- 
den. Der defensive Charakter der Raumverteidigung erhöht 
nach Auffassung ihrer Vertreter die Chancen für Entspan- 
nung und Abrüstung. Im Ernstfall wird durch starke kon- 
ventionelle Verteidigung der Atomkrieg unwahrscheinlicher 
und möglicherweise ein Ende des Konfliktes herbeigeführt. 

Zwei Konzepte seien konkret erläutert: 

1 . General Spannocchi / Österreichische Landesverteidigung 

Dieses Konzept ist bereits Praxis. Österreich wird für einen 
erwarteten Angriff unterteilt in besonders wichtige Gelän- 
deräume, sogenannte Schlüsselzonen, die auf den Haupt- 
stoßrichtungen des Gegners liegen, um diesen abzublocken, 
zu vernichten und in ungünstigeres Gelände zu verdrängen. 
In der Schlüsselzone werden bestimmte Geländeräume ge- 
halten, und nach dem Abblocken und Verdrängen wird der 
Gegner durch mechanisierte Gegenangriffe vernichtet oder 
zumindest geschwächt. Der Rest des Landes besteht aus 
Raumsicherungszonen, in denen nur leichte Gegenwehr 
statt findet. Man glaubt, daß der Angreifer die für ihn wich- 
tigen Operationsgebiete zwar nach längerer Zeit erobern 
wird, aber dazwischen bestehen dann Gebiete österreichi- 
scher Überlegenheit, und so entsteht ein relatives Gleich- 
gewicht. Eine dritte Macht wird dann, so glaubt man, das 
Land von dem Besetzer befreien. Die Verteidigung wäre er- 
folgreich! 
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2. Die Technokommandos nach Dr. rer. pol. Horst Afheldt 

Afheldt will das Land mit 10 000 unabhängigen Techno- 
kommandos überziehen, die im Ernstfall den Gegner durch 
Panzerabwehrwaffen zermürben sollen. Ein solches Netz 
bildet keine Ziele, es kennt keine Konzentration. Trotzdem 
entwickelt es eine ausreichende Verteidigungskraft und ver- 
hindert dadurch die Eroberung der Bundesrepublik Deutsch- 
land in wenigen Tagen. Dadurch wird eine atomare Eskala- 
tion verhindert. Die Zeit der Kampfhandlung steht für die 
politische Beilegung des Konfliktes zur Verfügung. 

Die Raumverteidigungskonzepte lassen allerdings zwei 
Fragen offen: 

1. Reicht die Defensivkraft wirklich aus, um eine schnelle 
Eroberung und damit die atomare Eskalation zu verhin- 
dern? 

2. Wie will man den Gegner aus dem Land wieder heraus- 
bringen? 

Antworten darauf gibt das Konzept der raumdeckenden 
Verteidigung. 

Die raumdeckende Verteidigung 

Die raumdeckende Verteidigung versucht den hohen Ein- 
trittspreis mit dem hohen Aufenthaltspreis zu verbinden, 
um gleichzeitig nach erfolgreicher Verteidigung den Gegner 
wieder aus dem Lande zu entfernen. Ein Angriff soll damit 
endgültig zu einem unkalkulierbaren Risiko werden und da- 
mit einen Krieg verhindern. Im Ernstfall ist die konventio- 
nelle Verteidigung allein imstande, den Gegner zu besiegen. 
Sie verhindert dadurch den Atomkrieg! 

Zusätzlich wird durch den defensiven Charakter der Rü- 
stung Bedrohung abgebaut und somit weitere Abrüstung 
möglich gemacht. Von dem Entwickler der raumdeckenden 
Verteidigung, General Jochen Löser, wird ausdrücklich die 
inhaltliche Verbindung zur atomwaffenfreien und waffen- 
verdünnten Zone betont. 

Die raumdeckende Verteidigung unterteilt das Land und 
die Verteidigung in drei Zonen: 



L Grenzraumverteidigung: Zum größten Teil präsente Ein- 
heiten, die nach 12 Stunden einsatzbereit sind, sollen er- 
ste Erfolge erzielen und damit Zeit für die Mobilisierung 
im Hinterland gewinnen. 

2. Raumverteidigung: Die Kombination von Schildkräften 
(Jägerbrigaden), die den Gegner abblocken und schwä- 
chen, und Schwertkräften (mechanisierte Panzer-Briga- 
den), die den Gegner weiträumig angreifen, führt zur 
nichtung des Angreifers. 

3. Heimatschutz: Hier werden subversive Aktionen, Luft- 
landungen im Hinterland und durchgebrochene Angriffs- 
spitzen bekämpft. 

Berechnungen zeigen, daß die raumdeckende Verteidigung 
dem Gegner derartige Verluste zufügen kann, daß sie in kei- 
nem Verhältnis zu den angestrebten Zielen stehen. Die 
raumdeckende Verteidigung wirkt dadurch ausgesprochen 
kriegsverhindemd! 

Soziale Verteidigung 

Dieses Konzept unterscheidet sich grundlegend von den 
Konzepten militärischer Verteidigung. Auf einen militäri- 
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sehen Angriff wird nicht mehr mit militärischer Gewalt ge* 
antwortet, sondern gewaltfrei. Die Organisation der Vertei- 
digung wird nicht mehr vom Staat geregelt, sondern von 
dengesellschaftlichen Gruppen und vom Individuum selbst. 
Dies stärkt die Widerstandsmora! in der Bevölkerung. Ziel 
der Verteidigung ist keinesfalls die physische Vernichtung 
des Gegners, sondern eher seine moralische Untergrabung. 
Außerdem wird ihm vor Augen geführt, daß er dieses Land 
zwar besetzen konnte, es aber nie besitzen wird, da die Be- 
völkerung zu keinerlei Zusammenarbeit bereit ist. Eine zeit- 
weise Besetzung wird also bewuß in Kauf genommen, da sie 
trotz allem sehr viel weniger Menschenopfer fordert als eine 
militärische Verteidigung. Doch erst nach der Besetzung be- 
ginnt die soziale Verteidigung. Nun wird der politische 
Aufenthaltspreis hochgeschraubt. Der potentielle Gegner 
wird abgeschreckt, indem ihm vor Augen geführt wird, daß 
er keine „Freude“ am Objekt seiner Besetzung haben wird. 

Zusätzlich hofft man, durch Friedenserziehung und eine 
gewaltfreie, firedliche Umwelt den Menschen zur Gewalt- 
freiheit zu erziehen. Dieser „neue“ Mensch könnte dann die 
Mittel der sozialen Verteidigung perfektionieren und über- 
haupt Ausgangspunkt für eine gerechte und friedliebende 
Gesellschaft sein. 

Wie aber sehen die Mittel der sozialen Verteidigung aus? 

1. Handlungen, die den Gegner in der Erreichung seines 

Zieles ver- oder behindern: 

— Blockaden, Sabotagen. Demontagen, Streiks; 

- Verweigerung der Zusammenarbeit, ziviler Unge- 
horsam; 

- Demonstrationen, Mißachtung der Gesetze, Besetzun- 
gen; 

- Aufbau von „Alternativen Selbstverwaltunginstitutio- 
nen“. 

Widerstand mit Gewalt (z.B. Guerilla- oder Partisanen- 
kampf) wird im Gegensatz zum Schweizerischen Modell 
„Totaler Widerstand“ (vgl. H. v. Dach: „Der totale Wider 
stand. Kleinkriegsanleitung für jedermann“, Nr. 4 der 
Schriftenreihe des Schweizerischen Unteroffiziersverbandes, 
CH-2500 Biel) abgelehnt, da eine Reihe von Voraussetzun- 
gen dafür fehlen und dieser außerdem Gegengewalt erzeu- 
gen würde. 

2. Untergrabung der psychischen und moralischen Kampf- 
fähigkeit des Gegners durch eine Reihe subversiver und 

propagandistischer Methoden. 

Eine neue Wehrverfassung 

Es ist deutlich geworden, daß die vorgenannten Konzepte 
bis hin zur sozialen Verteidigung Bausteine eines Gesamt- 
konzeptes sein können, die im Rahmen einer „europäischen 
NATO“ nach einer neuen, sozioökonomisch verträglichen 
Wehrverfassung rufen. 

Gefordert wird ein an Heimat, Volk und Vaterland ge- 
bundener soldatischer Kämpfer, der die technokratische 
„Allcs-odcr-nichts-Vcrteidigung“ ablöst. Dieses bedeutet 
konkret, daß unterhalb der operativen Kernarmee aus luft- 
unterstutzten Panzer- und Panzergrenadierdivisionen eine 
große Wehrpflichtarmee mit Milizcharakter geschaffen wer- 
den muß. Dieser neue Typus des Soldaten ist aufgrund der 
waffentechnologischen Entwicklung und des mitteleuropäi- 
schen Geländes nicht nur möglich, sondern sozioökono- 
misch auch notwendig. Die hohe Produktivität einer mehr 
und mehr automatisierten Produktion setzt einerseits nicht 
nur Arbeitskräfte frei, sie schafft hiermit auch andererseits 



jene „Freizeit“, die in Wahrheit eine neue Arbeits- bzw. 
Dienstzeit ist. Industrienationen können zuletzt ihre ökolo- 
gischen wie biologischen Lebensgrundlagen nut noch durch 
den Arbeitsdienst ihres Staatsvolkes reproduzieren. Alle 
Versuche, diese auf gesellschaftlicher Ebene privat- oder 
staatswirtschaftlich durch Arbeits zu stützen, sind bereits 
heute an den Kosten gescheitert. Keine Industrienation 
kann die riesige Aufgabe der permanenten Landschafts- 
sanierung etwa nach der gesellschaftlichen Norm mit ge- 
werkschaftlich erkämpften Tariflöhnen bezahlen. Nein, die 
Verteidigung und Pflege des Landes sind eine Gemein- 
schaftsaufgabe geworden, die eine Dienstpflicht auch von 
Frauen erfordert. Der kämpfende Soldat muß zugleich ar- 
beitender Soldat werden. 

Die Volkswehr 

Wir fordern also langfristig eine „Volkswehr“ als Wehr- 
pflichtarmee, die, mit gekaderten Stammtruppteilen regio- 
nal verankert, den modernen Infanteristen und Arbeitssol- 
daten verkörpert. Diese Armee bildet ihre Rekruten einjäh- 
rig aus und schlägt das gesamte Reservistenpotential auf- 
grund verkürzter Arbeitszeit periodisch in kurzfristige Wehr- 
und Arbetsdienstübungen um. Hierdurch wird eine große 
Anzahl dienstpflichtiger Männer und Frauen durch den na- 
turnahen Dienst in physisch und psychisch wehrfähig gehal- 
ten. Die Volkswehr kann innerhalb von 48 Stunden mobil- 
gemacht werden. Die Kommandoverbände des Grenzraumes 
sind innerhalb von 12 Stunden einsatzbereit. Das Konzept 
des Generals Löser, das uns in unseren Erörterungen als 
konkreter Rahmen dient, strukturiert die Schildstreitkräfte 
als neue Infanterie in Truppengattungen, die auf die Vertei- 
digungsräume abgestimmt sind. Im Grenzraum werden die 
Jagdverbände eingesetzt, die regional verankert, mit hervor- 
ragenden Geländekenntnissen, das Verteidigungsnetz des 
Kleinkampfes bilden. Ihre Aufgabe ist die Panzerjagd und 
die Vernichtung der feindlichen Infrastruktur im Auf- 
marschraum. Sie operieren nach den taktischen Grundsät- 
zen der Kommando-Unternehmen. Zu Fuß oder mit luft- 
beweglichen Kleinpanzern ausgestattet, wechseln sie dort 
die Maschen des Netzes, wo es taktisch geboten ist. Der 
Verbandsrahmen ist die Brigade, welche weit abgesetzt ihre 
Kommandos aus der Lutt führt und versorgt. Zu jeder Bri- 
gade gehört daher ein Staffel von Führungs-, AufkJärungs-, 
Panzerabwehr-, Kampf- und Transporthubschraubem. Die 
Führung von Kommando-Verbänden unterliegt noch stärker 
den Regeln der Auftragstaktik, als es traditionell im deut- 
schen Heer üblich ist. Der Handlungsrahmen ist den Kom- 
mandos hauptsächlich durch Einsatzgrundsätze vorgegeben. 
Die Führung wird somit durch Lageorientierungen und 
Auftrags Gingen Einfluß auf die Kampfhandlungen neh- 
men müssen, wenn Schwerpunkte in Kampftätigkeit und 
Versorgung zu bilden sind. Kleindcpots im Grenzraum er- 
lauben eine längerfristige Unabhängigkeit von der Luftver- 
sorgung. H*jt sich der feindliche Großangriff den Weg durch 
den Grenzraum erkämpft, so daß im anschließenden Vertei- 
digungsraum Schwert- und Schildstreitkrä fte das Gefecht 
aufnehmen mußten, sind die Kommando-Verbände in der 
Tiefe des Raumes dort zu verstärken, von wo sie die Infra- 
struktur des feindlichen Aufmarsches angreifen können. Sic 
operieren dann im umgekerhten Sinne wie die „Manöver- 
gruppen der Sowjetarmee“, die auch in der Tiefe eines 
Durchbruch raumes mit einer Vielzahl von Kleinkampfgrup- 
pen die Infrastruktur der NATO niederkämpfen sollen. 

Vorbereitete Stellungen und erkundete Wege erlauben 
den Jagdkommandos im Grenzraum besonders bei Nacht 
und undurchsichtigem Wetter, überall im Netzwerk den 
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Feind überfallartig anzugreifen. Bei zunehmender Stärke 
seiner Kräfte, insbesondere dann, wenn er sich der Verzah- 
nung entziehen konnte und mit der Artillerie antwortet, 
weichen die Kommandos aus, um neue Stellungen zu bezie- 
hen, die einen erneuten überfallartigen Angriff ermöglichen. 
Ziel des Gefechts der Kommandos wird es immer sein, den 
im nichtoffenen Gelände kanalisierten Panzerfeind so zu 
schwächen, daß er zeitgerecht in vorbereitetes Großgelände 
einfließt, wo die mechanisierten Truppen ihn erwarten. 

Im Verteidigungsraum führen dann die Schwert- und 
Schildstreitkräfte im offenen und bedeckten Gelände den 
beweglichen Abwehrkampf. Diese Gefechte werden noch 
stärker als die der Kommandountemehmen von Schlacht- 
fliegern und Jagdbombern unterstützt werden müssen.Die 
Schildstreitkräfte operieren in dieser Gesamtverteidigungs- 
konzeption in den besiedelten, durchschnittenen und be- 
deckten Großgeländeabschnitten als operativer Flanken-, 
Frontal- und Rückenschutz. Die Struktur der Schildstreit- 
kräfte ist von der Gliederung und Aufrüstung motorisierter 
Jägerdivisionen gekennzeichnet. Sie können alle erforderli- 
chen Bewegungen der Panzerverbände unter Umständen 
synchron nachvollziehen. Die Jägerdivision wird wie die 
Panzer- und Panzergrenadierdivision verbandsweise einge- 
setzt. Sie besteht aus gekaderten Stammtmppenteilen, die 
ihr aktives Reservistenpotential schnell mobil machen kön- 
nen. 

Die Beweglichkeit moderner Infanteristen wird heute 
durch leichte Radpanzer und Hubschrauber sichergestellt. 
Die motorisierte Schützendivision der sowjetischen Armee, 
auf BRT 60 und 70 beweglich gemacht, dürfte hier der 
Maßstab sein. Bewaffnet ist die neue Infanterie mit Sturm- 
gewehr und MG. Mörser und leichte Werfer der schweren 
Kompanien oder Kommandos sind auf Klein- oder Rad- 
panzer beweglich gemacht. Schwerpunktbewaffnungen sind 
jedoch die Panzerabwehrwaffen — von der Panzerfaust bis 
zur Panzerabwehrrakete. Die Pionierkompanien oder -kom- 
mandos konzentrieren sich auf das Sperren und Verstärken 
von Geländeteilen. Pioniere müssen taktischer Bestandteil 
eines Verbandes der Jäger- oder Jagdbrigade sein. Das Über- 
winden von Gewässern steht wegen der Schwimmfähigkeit 
aller Fahrzeugsysteme und der Hubschrauber- Verfügbarkeit 
nicht im Vordergrund wie bei den mechanisierten Divisio- 
nen. Daß die Führung und Verbindung einer modernen In- 
fanterie von spezifischen Fernmeldemitteln abhängt, die be- 
sonders beim Jagdeinsatz der gegnerischen Fernmeldeauf- 
klärung sich durch den codierten Wechsel von Frequenzen 
entziehen können, ist fast selbstverständlich. Das gleiche 
gilt für die elektronische Gefechtsfeld- und Funkaufklärung. 
In welchem Rahmen die elektronische Kampfführung inner- 
halb infanteristischer Verbände zum Einsatz kommen wird, 
soll hier nicht diskutiert werden. Daß zum Gesamtsystem 
der Jäger- oder Jagdbrigade auch infanteriespezifische 
Kampfunterstützung und Versorgungstruppen gehören, die 
als Artillerie-, Pionier-, Flugabwehr-, Aufklärungs-, Femmel- 
de-, Instandsetzungs-, Sanitäts- und Nachschubeinheiten 
oder -verbände ihren taktischen wie operativen Aufgaben 
das Fundament geben, sei hier nur noch der Vollständigkeit 
halber gesagt. In diesem Zusammenhang muß jedoch mit 
Nachdruck gefordert werden, daß Waffen- und Fahrzeug- 
systeme der Jäger- wie Jagdbrigaden infanteriespezifisch 
sein und bleiben müssen. Es ist eine andere Kategorie der 
Ausstattung. Auf keinen Fall darf der veraltete Überhang 
an Waffen und Fahrzeugen der mechanisierten Truppen für 
die Ausrüstung der Infanterie benutzt werden. Eine derarti- 
ge Notlösung würde nicht nur die Infanterie im Unterhalt 
trotz der eingesparten Beschaffungskosten infanteriespezi- 
fischer Systeme stark verteuern, sondern auch das Verhält- 
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nis der kämpfenden zu den versorgenden Soldaten wie bei 
den mechaniserten Truppen ungünstig gestalten. Es kommt 
uns Reformern darauf an, daß dieses Verhältnis z.B. von 
1 :2 auf 2:1 umgekehrt wird, um mehr abgesessen kämpfen- 
de Soldaten an den Feind bringen zu können. 

Auf dem Rüstungssektor entsteht somit eine neue Kate- 
gorie von Waffen und Fahrzeugen, die speziell dem infante- 
ristischen Kampf kurzer Sicht- und Schußentfernungen in 
besiedeltem, bedecktem oder durchschnittenem Gelände ge- 
recht wird. Fahrzeuge dieser Kategorie benutzen hauptsäch- 
lich das Straßennetz. Im Gefecht sitzt die Infanterie ab. Der 
Klein- oder Radpanzer bezieht im Gelände seine Stellung, 
um von dort aus mit Feuer den infanteristischen Kampf zu 
unterstützen. Die Einsatzgrundsätze derartiger Gefechts- 
fahrzeuge sind nicht mit denen der Kampf- oder Schützen 
panzer zu vergleichen, wo Feuer und Bewegung den Grund- 
satz bestimmen. Die aufgrund der Haushaltslage in Gang 
kommende Diskussion „Rad oder Kette?“ sucht nun umge- 
kehrt infanteriespezifische Ausstattungskategorien wegen 
ihrer geringen Beschaffungs- und Betriebskosten den mecha- 
nisierten Truppen anzudienen. Das wäre ebenfalls eine gra- 
vierende Fehlentwicklung. Für den Kampf im offenen Ge- 
lände ist das Kettenfahrzeug nicht zu ersetzen. 

Die rückwärtige Zone wird im Löser-Konzept von Hei- 
matschutzverbänden im Verteidigungsfall gegenüber subver 
sivem oder luftgelandetem Feind gesichert. Dieser territoria- 
le Zweig einer neuen Infanterie ist schon heute als nationa- 
ler Arm der Bundeswehr präsent. Es wäre zweckmäßig, auf 
diesem Fundament mit der neuen Wehrverfassung die 
„Volkswehr“ systematisch aufzubauen. Der Typ des akti- 
ven Reservisten schafft dann die quantitativen wie qualitati- 
ven Voraussetzungen für eine defensive Verteidigung, die 
den Namen „Vorneverteidigung“ zu recht trägt. 

Außerdem muß der Waffen- und Arbeitsdienst der 
Volkswehr zur Grundschule einer neuen Nation werden, da 
alle staatsbürgerlichen Konzepte durch den Absolutismus 
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gesellschaftlicher Macht total versagt haben. Sie bildet auch 
den Soldaten heran, der von der operativen Kernarmee als 
Zeit- oder Berufssoldat nach Durchlauf seiner infanteristi- 
sehen und gemeinwirtschaftlichen Grundausbildung über- 
nommen wird. Es ist leicht einzusehen, daß eine landsmann- 
schaftlich verankerte Volkswehr im unmittelbaren Dienst 
an Volk und Land mit der Bevölkerung zur Einheit wird. 
Nationale und soziale Verteidigung, Bundes- und Volks- 
wehr bilden mit dem Zivilschutz ein vernetztes System 
höchster Einsatzbereitschaft. Diese skizzierte Wehrverfas- 
sung müssen wir voraussetzen, wenn wir die Vorneverteidi- 
gung ohne Zwang zum vorzeitigen Einsatz taktischer wie 
eurostrategischer Atomwaffen als Alternative der Verteidi- 
gung eines unabhängigen Europas anstreben. 
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Defensive Verteidigung 

Eine an müizartige Strukturen gebundene Kernarmee ver- 
liert automatisch den Charakter der raumgreifenden Ag- 
gressionsarmee. Die Schweiz praktiziert mit Erfolg diese 
Wehrauffassung seit langer Zeit, ohne ernsthafte Beeinträch- 
tigung des Wehrwillens hinnehmen zu müssen. Die Verteidi- 
gung ist hier die Sache des Volkes und nicht die einer Partei 
oder einer gesellschaftlichen Gruppe! Auch das ist eine Vor- 
aussetzung für eine defensive Verteidigung, die einen über- 
durchschnittlich motivierten Einzelkämpfer erfordert, wenn 



sie gegenüber den raumgreifenden Aggressionsarmeen beste- 
hen soll. Denn dem Mosaiksystem auf sich gestellter Kom- 
mandos fehlt das moralische wie disziplinäre Korsett ge- 
schlossen eingesetzter Verbände. Wie bei den Partisanen des 
Zweiten Weltkrieges in Rußland oder Jugoslawien werden 
seelische wie körperliche Anforderungen an eine derartige 
Truppe gestellt, die der einzelne Soldat nur mit einem ho- 
hen Grad an Wir-ldentität bewältigen kann. 

Der Warschauer Pakt und die NATO besitzen dagegen 
fat aisschließlich mechanisierte Divisionen, deren Ausstat- 
tung mit Waffen und gepanzerten Fahrzeugen sowie einer 
entsprechenden logistischen Infrastruktur bis zur Korps- 
ebene den großräumigen Verbandseinsatz erfordert. Man 
muß sogar betonen, daß Divisionen dieser Art sich nur im 
raumgreifenden Einsatz erfolgreich verwenden lassen. Jeder 
statische Einsatzgrundsatz - wie es die jetzige Vornevertei- 
digung ja ist - bedeutet eine sinnlose Verheizung ihrer 
Kampfkraft. Feuer und Bewegung im offenen Gelände mit 
Sichtstrecken über 2 000 m sind ihr Lebenselement. Die 
Panzerschlachten des Zweiten Weltkrieges in Frankreich, 
Afrika und Rußland sowie die der Israelis im Sechs-Tage- 
und Jom-Kippur-Krieg haben diese Philosophie Guderians 
voll bestätigen können. In Korea und Vietnam ist sie ge- 
scheitert, weil ihr die Bedingung des offenen Geländes mit 
den Sichtstrecken fehlte, die eine Panzerkanone nun ein- 
mal benötigt. Abgesehen von mangelnder Luftunterstützung 
zeigte die Ardennenoffensive von 1 944 schon in den ersten 
Anfangstagen, wie mechanisierte Divisionen in einem durch- 
schnittenen Großgelände von relativ schwachen, teilweise 
rein infanteristischen Kräften aufgehalten und sogar aufge- 
rieben werden konnten. Die auf Wald- und Mittelgebirgs- 
straßen kanalisierten Verbände der 6. SS-Panzerarmee und 
der 5. Panzerarmee von Manteuffel konnten ihre Feuer- 
und Stoßkraft in regulären Gefechtsgliederungen nicht an 
den Feind bringen. Es wäre ein Trugschluß, das Scheitern 
dieser Offensive allein der alliierten Luftüberlegenheit zuzu- 
sehreiben. Sie ist für uns das klassische Beispiel, wie in Mit- 
teleuropa durchschnittenes, besiedeltes und bedecktes 
Großgelände effektiv auch gegenüber einem stark überlege- 
nen Panzerfeind von modernen Infanterieverbänden erfolg- 
reich verteidigt werden kann. Wie zäh unterlegene Infante- 
rieverbände selbst mit der statischen Stellungskriegsmetho- 
de monatelang Waldgebiete halten können, ist nicht nur im 
Rußlandkrieg, sondern 1944 im Hürtgenwald bei Aachen 
vorexerziert worden. 

Von offizieller Seite hört man dagegen immer noch Auf- 
fassungen jener NATO-Lehrmeinung, daß der potentielle 
Gegner aufgrund seiner mit Kampfpanzer T 72 und Schüt- 
zenpanzern BMP ausgestatteten mechanisierten Truppen 
auch jene „unzweckmäßigen“ Großgelände-Abschnitte mei- 
den wird, die für den Panzer verhängnisvoll sind. Der Hee- 
resinspekteur Poeppel hatte in der Diskussion über Uhle- 
Wettlcrs Thesen in einem „Spiegel“-Interview dies zuletzt 
noch einmal zum besten gegeben. In ein Verhängnis fahrt 
der Feindpanzer jedoch nur dann, wenn das „unzweckmä- 
ßige Gelände“ von eigenen Truppen gehalten wird. Können 
dagegen mechanisierte oder infanteristische Truppen unbe- 
helligt derartige Gebiete nehmen, so stellen sich Erfolge ein. 
die jene drei deutschen Panzerkorps in der Ardennenoffen- 
sive feldzugentscheiden für sich verbuchen konnten. Die 
französischen Streitkräfte hatten im für Panzer „unzweck- 
mäßigen“ Ardennengelände keine deutschen Angriffe dieser 
Art erwartet! 

Daß im Gegensatz zur Poeppel-Mcinung die Armeen des 
Warschauer Paktes nicht daran denken, alle motorisierten 
Schützendivisionen auf BMP umzurüsten, zeigt die Wei- 
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terentwicklung des Radschützenpanzers BTR 60 PB zum 
BTR 70. Die Stärke ihrer Luftlandedivisionen stützt jene 
Gegenthese, die den zweckmäßigen Ansatz dieser Kräfte 
flankierend und vorlegend zu ihren mechanisierten Truppen 
vermutet. Mit Sicherheit werden also motorisierte Schützen 
in städtische, gebirgige oder bewaldete Zonen sofort ein- 
dringen, wenn sie sich dort bei nicht vorhandenen eigenen 
Schild- oder Schwertstreitkräften festsetzen können. Einen 
besseren Flankenschutz für die Operationen ihrer mechani- 
sierten Truppen ist kaum denkbar. Welche Stärke besiedelte 
Gebiete in der Verteidigung erreichen können, das hat der 
sowjetische Abwehrerfolg von Leningrad bewiesen. 

Bei der Vorneverteidigung soll die Staatsgrenze nicht we- 
sentlich überschritten werden. Mit diesem Konzept müssen 
bei einem artilleristisch und gepanzert in Staffeln überlegen 
angreifendem Feind gegenwärtig im offenen Gelände ver- 
lustreiche Verzögerungs- und Verteidigungsgefechte veran- 
staltet werden, die auch die Reserven der Divisions- und 
Korpsebene schnell versclüeißen. Das Schwert muß im 
kJeinkammerigen Gelände Schild und Schwert zugleich sein, 
wobei dem Panzer in diesem Gelände die Schildfunktion 
kaum zugemutet werden kann. Als Stellungstruppe kann er 
weit auseinandergezogen im Wald- oder Kusselgelände den 
Infanteristen nicht ersetzen. Seine Systemversorgung er- 
zwingt ständig das Anwerfen der Antriebsmaschine oder des 
Generatorensatzes zur Speisung seiner Batterien. Gefechts- 
sicherungen oder Stellungstruppen der Panzerwaffe sind be- 
sonders nachts schnell von infanteristischen Späh- oder 
Stoßtrupps aufgeklärt und Opfer ihrer modernen Panzerbe- 
kämpfung. Es ist daher kaum anzunehmen, daß eine stati- 
sche Vorneverteidigung mit mechanisierten Truppen mög- 
lich ist. Im Gegenteil, der Zwang zur Bewegung wird wegen 
der quantitativen Unterlegenheit unserer Schwcrtstreitkräf- 
te bei nicht vorhandenen Schildstreitkräften einen Rück- 
wärtstrend raumgreifender Operationen erzwingen, die bei 
den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen über das Hin und 
Her von Verzögerungen, Verteidigung und Gegenangriff 
letztlich nicht zu dem Patt führen werden, das ohne Einsatz 
von Atomwaffen unserer politischen Führung den Spiel- 
raum von Verhandlungen geben wird. 

Die im Weißbuch der Bundesregierung aufgestellten Prä- 
missen der Vorneverteidigung, daß kein Raum aufgegeben 
werden darf, ist ein frommer, aber schon von den bewegli- 
chen Gefechtsabläufen her nicht realisierbarer Wunsch. Die 
mechanisierte Panzerdivision braucht Für ihre bewegliche 
Gefechtsführung so und so den Raum. Entweder führt sie 
das Gefecht im Sinne einer Vorwärts- oder Rückwärtsver- 
teidigung. Raum benötigt sic jedenfalls mehr als bei einer 
raumdeckenden Verteidigung im Mix von Schild- und 
Schwertstreitkräften. Die Abwehrkümpfe 1943 in Rußland 
nach der verlorenen Schlacht im Kursker Bogen lehren doch 
nur allzu eindringlich, welchen rückwärtigen Raumbedarf 
unterlegene mechanisierte Truppen in der beweglichen Ver- 
teidigung offenen Geländes haben, um durch ausweichende 
Bewegungsabläufe den Gegner immer wieder in Abnut- 
zungsgefechte zu verstricken. Im offenen Gelände ist für die 
Panzerdivision der Raum im Angriff wie in der Verteidigung 
neben der Kräftekonzentration - klotzen, nicht kleckern 
der entscheidende Faktor ihrer Kampfkraft. Wie der Kräfte- 
bedarf einer statischen Vorneverteidigung offenen Geländes 
anwächst, um wirkungsvoll zu sein, das haben die Russen 
mit ihren Schützen- und Panzerdivisionen bei Kursk vorge- 
macht. Der infolge sowjetischer Spionage erwartete deut- 
sche Großangriff traf auf ein System gestaffelter Stellungen 
bis zu 120 km Tiefe. Diese Art wirksamer Vorneverteidi- 
gung in der norddeutschen oder bayerischen Tiefebene um- 
gesetzt, dürfte unter Berücksichtigung des Feuers moderner 



Waffensysteme in etwa der Raum- und Kräftebedarf einer 
derartigen Verteidigung offenen Großgeländes sein. Bei der 
quantitativen Unterlegenheit gepanzerter Schwertstreitkräf- 
te der NATO dürfte sich die Vorneverteidigung sehr schnell 
in eine den Jahren 1943 und 1944 ähnliche Rückwärtsver- 
teidigung verwandeln, wo in kurzer Zeit der Rhein den vor- 
deren Rand der Verteidigung bildet. Wir dürfen uns in die- 
ser Frage keinen Illusionen mehr hingeben. 

Der operative Schwertcharakter unserci mechanisierter 
Divisionen hat bei nicht vorhandenen Schildstreitkräften 
auch zu einem weichen Unterleib ihrer logistischen Basis ge- 
führt. Selbst Kampfimterstützungstruppen bewegen sich in 
Abschnitten, wo durchgebrochener, luftgelandeter oder 
subversiver Feind ihr die Entfaltung der Feuerkraft schwer- 
machen wird. Hinzu kommt die ständige Bedrohung aus der 
Luft, wenn keine Luftüberlegenheit erkämpft werden kann. 
Aus mehreren militärwissenschaftlichen Veröffentlichungen 
ist jetzt bekanntgeworden, daß die sowjetische Heeresfüh- 
rung diese Schwäche noch stärker ausnützen möchte, als sie 
es im Zweiten Weltkrieg schon mit den „beweglichen Grup- 
pen“ praktizieren konnte. Die „Operativen Manövergrup- 
pen der Sowjetarmee“ sollen über die erste und zweite An- 
griffsstaffel hinaus als autonome Kampfgruppen den Durch- 
bruch erzwingen, uin in der Tiefe des rückwärtigen Gebietes 
nicht nur die NATO-Infrastruktur auszuschalten, sondern 
v.a. durch das Halten von Geländeteilen ein Heranführen 
von Reserven zu verhindern. Mit dieser operativen Maßnah- 
me erhofft die sowjetische Heeresführung, schon in den er- 
sten Tagen strategische Entscheidungen erringen zu können, 
die bei durchstoßener „Eierschale“ ihr den Weg zu den ope- 
rativen Zielen des strategischen Planes freimacht. Seitens 
der NATO muß dann der ins Landesinnere durchgebrochc- 
ne Feind bei unzureichenden Reserven atomar ausgeschaltct 
werden, wenn ein totaler Zusammenbruch der Front verhin- 
dert werden soll. Das aber heißt: große Teile der Bundes- 
republik werden total zerstört! 

Anders verhält cs sich hei der raunuleckenden Verteidi- 
gung. Hier werden die feindlichen Angriffskeile gepanzerter 
Verbände unter Berücksichtigung ihrer großen Artillcrie- 
kapazität durch Ausnutzung des zumeist nicht offenen Ge- 
ländes der Bundesrepublik von beweglich geführten Jagd- 
kommandos im Maschennetz des Grenzraumes so ge- 
schwächt. daß mechanisierte Truppen zuletzt bei voller 
Kampfkraft den Gegenangriff erfolgreich durchführen kön- 
nen. Der Kampf der Jagdverbände muß hierbei den Gegner 
so kanalisieren, daß er zuletzt in jene offenen Großgelände- 
abschnittc einfließt, wo er frontal oder flankierend von Pan- 
zerverbänden gestellt und vernichtet werden kann. Operati- 
ve Methoden des Gegners, wie sie sich aus dem Maginot- 
linien-Denken der NATO ergeben haben, dürften bei der 
raumdeckenden Verteidigung zuletzt wirkungslos sein. Im 
Gegenteil: eine „Operative Manövergruppe“ wäre dann ge- 
radezu erwünscht 

Eine raumdcckcnde Verteidigung dar! nicht mit einer 
Raum-Verteidigung verwechselt werden. Die Bundesrepu- 
blik hat keinen Raum. Insofern ist dieser Begriff etwas irre 
führend. Die Sowjetunion konnte dagegen im Zweiten Welt- 
krieg ihre militärische Krise nur durch ihren Raum überste- 
hen. Hier ist der Raum eine echte Waffe in der Verteidi- 
gung. Die Bundesrepublik kann dagegen nur ihr spezifisches 
Gelände als Waffe einbringen, das bei voller taktischer wie 
operativer Nutzung ihr als Verteidiger erhebliche Vorteile 
bringt. Die Kritiker der Vorneverteidigung sind ja der Mei- 
nung, daß dieser Vorteil im gegenwärtigen operativen und 
strukturellen Konzept überhaupt keine Berücksichtigung 
findet. Noch immer spukt in den Köpfen jenes operative 
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Konzept, das mit überlegenen Panzerdivisionen in den Wei- 
ten Rußlands sich als richtig erwies. 

Wir müssen uns jedoch heute für ein wirkungsvolles Ver- 
teidigungskonzept entscheiden, das unsere spezifischen 
Raumvorteile voll ausnutzt. Von der Lüneburger Heide 
über den Harz und das Weserbergland, vom Knüllgebirge 
über die Rhön und den Steigerwald bis hin zum Bayerischen 
Wald ergießt sich ein geradezu ideales Gelände für eine 
raumdeckende Grenzverteidigung. Die dahinter, dazwischen 
oder davor liegenden Großgeländeabschnitte ermöglichen 
die Panzerschlacht eines operativen Mosaiksystems tatsäch- 
licher Vorneverteidigung. Dieses bedeutet deshalb nur einen 
bedingten Abschied von Guderians Thesen. Dort, wo jeden- 
falls mit mechanisierten Truppen der Gegner im günstigen 
Gelände gestellt wird, dort muß nach alter Panzer-Sitte ge- 
klotzt werden. Der Gegenangriff mit mit voller Wucht den 
bereits von den Jagdkommandos abgestrippten Gegner ver- 
nichten oder zurückwerfen. Danach wird erneut die beweg- 
liche Verteidigung und Sicherung des Raumes von den Jagd- 
verbänden übernommen. Ob diese moderne Infanterie nun 
strukturell und taktisch nach den Vorstellungen von Afheld 
oder General Löser eingesetzt werden, ist eine zweitrangige 
Frage. Wichtig ist für uns allein die Feststellung, daß die 
Modulc der Technokommandos allein weder eine Abschrek- 
kungswirkung noch eine Verteidigung im Sinne des Wortes 
bedeuten. Auch der eigentliche Schöpfer der „Raum Vertei- 
digung im Netz“, der französische Colonel Bossolet, hatte 
diese Idee wegen der konventionellen Schwäche französi- 
scher Landstreitkräfte entworfen. Sie war nicht als Ersatz 
für operative Kapazitäten gedacht. Bei Spannocchi und 
Afheldt ist dagegen diese Landesverteidigung nur ein Zeit- 
gewinn. um ein fait accompli hinauszuzögem. ln dieser Lo- 
gik soll dann die amerikanische Supermacht durch den an- 
zudrohenden Einsatz ihrer militärischen Macht in der Zeit- 
spanne des Klcinkampfes über Verhandlungen den Statud 
quo wiederherstellen - also ein militärisches Vasallen- 
denken auf niedrigstem Niveau. Der Verzicht auf Luftver- 
teidigung und mechaniserte Gegenangriffskapazitäten be- 
deutet für den Gegner, daß die „Verteidigung im Netz“ ein 
lästiges „Trapper- und Indianerspiel“ mit Panzerabwehrwaf- 
fen ist, das selbst die fanatisierten Moslems in Afghanistan 
bei hervorragenden Gcländevoraussetzungen nicht für sich 
entscheiden können. Die These Afheldts, daß ein modul- 
artiges Maschennetz selbständig operierender Technokom- 
mandos der sowjetischen Artillerie konventionell wie ato- 
mar keine Ziele bieten kann und deshalb eine Zerstörung 
der Bundesrepublik unwahrscheinlich ist, zeigt die strategi- 
sche Naivität eines derartigen Denkens. Die Sowjetarmee 
wird angekratzt über die Technokommandos letztlich wie 
ein Sturm hinwegfegen und noch früher als heute jene ope- 
rativen Ziele erreichen, die für die Amerikaner eine tödliche 
Bedrohung darstellen. Die unzerstörtc Bundesrepublik wird 
dann zum Opfer einer atomaren Gegenreaktion der USA. 
Die industriellen Ballungsgebiete der Bundesrepublik sind 
die eigentlichen strategischen Ziele dieser militärischen Neu- 
auflage einer „verbrannten Erde“! Ein strategisches Den- 
ken, das diese möglichen Reaktionen nicht einkalkuliert, 
verliert den Anspruch, ernstgenommen zu werden. Die USA 
können es im ureigenen Interesse nicht dulden, daß das 
europäische Menschen- und Industriepotential der Sowjet- 
union unzerstört in die Hände fällt. Eine schwächliche kon- 
ventionelle Abwehrleistung der Europäer ist schon heute 
unser Untergang! 

Die defensive Verteidigung kann nur ihrem Namen ge- 
recht werden, wenn sie als Gesamtsystem raumdeckender 
Schildstreitkräfte und raumgreifender Schwertstreitkräfte 



mit außergewöhnlich starken Luitverteidigungsstreitkräften 
gepaart ist. Ihre Verteidigungskraft kommt nur dann zum 
Tragen, wenn eine starke Luftwaffe ihr die Luftüberlegen- 
heit erkämpfen kann. Besonders der Kampf der Infanterie 
kann nur erfolgreich sein, wenn er taktisch mit Schlacht- 
fliederverbänden koordiniert abläuft. Das gilt natürlich in 
noch viel stärkerem Maße für den Einsatz der mechanisier- 
ten Truppen. Die enorme Kapazität der sowjetischen Ar- 
tillerie gebietet den permanenten Einsatz derartiger Flieger- 
verbände rund um die Uhr und bei jedem Wetter. Sonst 
wird die eigene Kapazität der Panzerabwehrwaffen infolge 
der vorlaufenden Feuerwalzenständig in Deckung gezwun- 
gen oder muß taktisch unvorteilhaft ausweichen. Das Ab- 
strippen der gegnerischen Panzerkräftc wäre ungenügend 
und müßte durch den überproportionalen Einsatz der 
Schwertstreitkräfte wettgemacht werden. In gleicher Weise 
müssen Schild- und Schwertstreitkräfte auf eine qualitative 
und quantitativ starke Jagdwaffe vertrauen können, die ihr 
den gegnerischen Einsatz von Schlachtfliegem und Kampf- 
hubschraubern weitgehend vom Halse hält. Eine technolo- 
gische und operative Wiederholung der gescheiterten Luft- 
kriegsführung des Zweiten Weltkrieges kann und darf es 
nicht geben! Dieses sei nur als strategischer Grundsatz ange- 
merkt. 

Schlußfolgerungen 

Der aufmerksame Leser dieser Darstellung wird sehr schnell 
festgestellt haben, daß die quantitativen Methoden strategi- 
schen Denkens zunächst nicht im Vordergrund standen. Das 
ist mit voller Absicht geschehen. Das Problem unserer in 
Frage gestellten Landesverteidigung ist nicht quantitativer, 
sondern qualitativer Natur. Wir würden der Kernfrage aus 
dem Wege gehen, wenn wir interkontinentale ICBM- und 
kontinentale INF-Raketensysteme mit ihren Sprengköpfen, 
wenn wir die Anzahl der Panzer gegenseitig aufrechnen wür- 
den, um beruhigt oder beunruhigt daraus unsere Schlußfol- 
gerungen zu ziehen. Nein, unser Problem ist qualitativer Na- 
tur. Es geht einfach darum, unter Beteiligung nachwachsen- 
der Generationen eine glaubwürdige Volksverteidigung zu 
schaffen, die über allem Parteienstreit von allen Schichten 
des Volkes getragen wird. Die Gefahr, daß unsere gegenwär- 
tige Landesverteidigung mit einem abgehobenen Soldaten- 
stand und technokratischen Massenvernichtungsmechanis- 
men in der Bevölkerung Angst und Mißtrauen wachsen 
läßt, ist so groß geworden, daß selbst CDU-Politiker wie 
Prof. Biedenkopf darin eine Sinnentleerung erblicken. Mit 
der Zunahme von Angst und Mißtrauen erhöht sich aber die 
Gefahr der Massenvernichtung. Nach dem Motto „Gefahr 
erkannt, Gefahr gebannt“ kann nur dann ein entscheiden- 
der Wandel eintuten, wenn das Volk als Ganzes die Vertei- 
digung zu seiner Sache macht. Das aber bedeutet nicht nur 
eine Umstrukturierung der NATO und ihrer Vorneverteidi- 
gung, sondern zugleich auch die Einbeziehung der gesamten 
Bevölkerung als Zivilschutz in das System einer republikani- 
schen Volksverteidigung! 

Dem kritischen Beobachter von Manöver-Szenarien wird 
immer dann der tödliche Widerspruch unserer Verteidigung 
bewußt, wenn von einem hervorragenden Soldatennach- 
wuchs taktische und operative Manövermaßnahmen im Um- 
feld einer total unbeteiligten Bevölkerung durchgeführt 
werden. Dies ist nicht nur unrealistisch, sondern der Moral 
von Truppe und Bevölkerung abträglich. Je mehr die Manö- 
ver-Szenarien martialisch den Charakter des Ernstfalls an- 
nehmen, um so mehr denkt der Soldat wie der Zivilist über 
das Schicksal derer nach, die eigentlich verteidigt werden 
sollen. Das unverantwortliche „Kopf in den Sand stecken“ 
von hohen Militärs und Politikern kann nicht mehr hinge- 
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nommen werden. Eine tatsächliche Vorneverteidigung de- 
fensiver Natur verlangt die Einbeziehung der gesamten Zi- 
vilbevölkerung in das System der Verteidigung. Hierbei geht 
es nicht allein um einen passiven Schutzraumbau, damit 
Atomwaffeneinsätze überstanden werden können, sondern 
um den aktiven Zivilschutz in Koordination mit der kämp- 
fenden Truppe. Die defensive „Verteidigung im Netz“ ver- 
langt die aktive und organisierte Mitwirkung der Zivilbevöl- 
kerung, die auch die Methoden der sozialen Verteidigung 
einschließt. Beim Einmarsch der Roten Armee in die 
Tschechoslowakei hatten sich 1968 erste Ansätze einer so- 
zialen Verteidigung gezeigt, die allerdings wegen ihres feh- 
lenden nationalen Überbaus zum Scheitern verurteilt waren. 

ln dieser abschreckenden Kriegsform verliert die Bevöl- 
kerung als handelnde und wissende Mitglieder der Gesamt- 
Verteidigung jene Angst und jenes Mißtrauen, die der Ar- 
mee im Ernstfall das Rückgrat brechen können, ln der 
Raumverteidigung geht es besonders um die bereits in Frie- 
denszeiten eingespielte logistische Unterstützung kämpfen- 
der Truppenteile. Im Grenzraum muß der Schutzraumbau 
besonders artilleristischen Überfällen standhalten können. 
Die Zivilbevölkerung wird aus Gebieten mit schwerpunkt- 
mäßiger Gefechtstätigkeit geführt ausweichen müssen. Be- 
wegungen dieser Art sind vom Zivilschutz in Absprache mit 
den Truppenführungen zu organisieren. Im Maschennetz der 
Grenzraum- und Raumverteidigung ist die Infrastruktur des 
Zivilschutzes auf gezielte Bevölkerungsbewegungen und Ver- 
sorgungen einzurichten. Ist der Zivilschutz endlich als Aus- 
druck einer republikanischen Volksverteidigung zur Realität 
geworden, müssen zukünftige Großmanöver ihn in den Ab- 
lauf von Kampfhandlungen aller Art voll einbeziehen. Hier- 
durch wird das konventionelle Element der Abschreckung 
so weit optimiert, daß der Ersteinsatz von atomaren Kampf- 
mitteln von der eigenen Seite sich erübrigt. Nur wenn das 
Element der „Direkt-Verteidigung“ einen qualitativen wie 
quantitativen Höchstwert erreicht, bleiben die Elemente der 
„Vorbedachten Eskalation“ und der „Allgemeinen nuklea- 
ren Reaktion“ politische Abschreckungssysteme oberhalb 
einer hohen konventionellen Schwelle! 

Es wurde schon angedeutet, daß eine hohe konventio- 
nelle Kampfkraft, die das Bevölkerungs- und Ressourcen- 
Potential Europas durchaus ermöglicht, das taktische wie 
eurostrategische Atomwaffenpotential unter neue strategi- 
sche Bedingungen stellt. In dieser Frage müssen wir davon 
ausgehen, daß die eurostrategische Balance schnellstens von 
landgestützten Systemen wie Pershing II wegkommen muß. 
In Übereinkunft mit Frankreich ist zunächst der Einsatz 
von taktischen wie eurostrategischen Nuklearwaffen Sache 
der „europäischen NATO“. Ihr harter Kern muß auf der 
Grundlage der „force de frappe“ zur europäischen Atom- 
Streitmacht werden, die das eurostrategische Abschrek- 
kungspotential seegestützt aus dem „high noon“-Verhältnis 
landgestützter Systeme (SS 20, Pershing II) herausführt. Die 
offizielle Behauptung bestimmter Militärs, daß eine Null- 
Lösung liier gleichbedeutend mit einer Gleichgewichts- 
Balance sei, ist strategischer Unsinn. Die politischen Vertre- 
ter unserer eingeübten Vasallenmentalität werden nun nicht 
müde, diesen notwendigen Akt als Ausdruck antiamerikani- 
schen Ressentiments dialektisch zu verdrehen. Der CDU- 
Staatsminister Mertes hatte offensichtlich die „Hosen voll“, 
als Henry Kissinger diesem „Antiamerikanismus“ in der 
TIME neuen Antrieb gab. Es sind vor allem jene Amerika- 
ner von Format, die klar erkannt haben, daß ein yalta- 
spezifisches Bündnissystem Nationen militärisch, wirtschaft- 
lich, kulturell und nicht zuletzt biologisch dahinwelken 
läßt. Die Füll rungsmacht sieht sich immer mehr von Kost- 
gängern umringt, die würde- und kraftlos aus ihrer ge- 



US-Infanteristen beim Gaskrieg- Manöver in der BRD: „Nur 
Vasallen können die notwendige Nestflucht als Antiameri- 
kanismus bezeichnen.“ 

schichtlichen Rolle und Verantwortung ausgestiegen sind. 
Infantil ahmt man den „American way of life“ bis hin zum 
massenhaften Gebrauch von Anglizismen nach. Der „Shop“ 
und das „Center“ sind Indizien für eine Verdrängugn der 
eigenen Kultur und Identität, die den Zerfall der Vitalität 
anzeigt. Für Henry Kissinger und andere hilft da nur noch 
der gewaltsame Rausschmiß aus dem alten NATO-Nest. Nur 
eine Vasallenmentalität kann diese notwendige Nestflucht 
als Antiamerikanismus bezeichnen. Offensichtlich ist auch 
den Amerikanern klar geworden, daß Europa nur auf sich 
gestellt wieder zu sich finden und gesunden kann. Eine un- 
geheure Chance hat sich für uns Europäer aufgetan. Der 
strategische Zwang, aufgrund der sowjetischen Seebedro- 
hung Europa wieder auf die eigenen Füße stellen zu müssen, 
ist nun Schlüssel unserer Wir-Freiheit geworden! 

Es versteht sich von selbst, daß die strukturelle Beschrei- 
bung eines europäischen Bündnissystems mit multinationa- 
lem Charakter ein großes Thema für sich ist. Wesentlich für 
unsere grundsätzlichen Forderungen sind jedoch folgende 
Essentials: 

— Europa und Nordamerika sind auf sich gestellte Bündnis- 
partner! 

— Europa verliert für die USA seine Brückenkopffunktion! 

— Europa stellt eine multinationale Atomstreitmacht nach 
Maßgabe des eurostrategischen Gleichgewichts auf! 

— Die taktischen wie strategischen Atomwaffenarsenale 
sind politische Waffen, die über permanente Verhandlun- 
gen auf dem niedrigst möglichen Niveau zu halten sind! 



- Europa baut eine militärische wie zivile Raumfahrt auf, 
uni einerseits ihre technologischen Möglichkeiten zu nut- 
zen und andererseits der Bedrohung aus dem Raum be- 
gegnen zu können. 

Das Fundament ist die bereits begonnene Rüstungskoopera- 
tion mit Frankreich. All sich abzeichnenden Programme 
sind bereits über die Definitionsphase hinaus, so daß ein 
autarkes Spektrum an technologisch hochwertigen Waffen- 
systemen aus europäischer Produktion in den neunziger 
Jahren zur Verfügung stehen wird. Bedenklich stimmen le- 
diglich jene Lücken, wo der Aufholbedarf noch nicht durch 
entsprechende Entwicklung abgedeckt wird. So brauchen 
wir dringend Frontfliegerverbände, die als operativer Arm 
der Korps über die bereits bestehenden Fliegerleitorganisa- 
tionen die Schlachtflugzeugkapazität als Gegengewicht zur 
sowjetischen Artillerie erhöhen, ln der technologischen Ent- 
wicklung haben die Amerikaner mit der A 10 praktisch die 
Idee des kanonenarmierten Stukas mit einer modernen 
Konstruktion gelöst. Ihre Flugeigenschaften erlauben z.B. 
das Unterfliegen der gegenerischen Heers-Flugabwehr. Ka- 
none und Munition aus angereichertem Uran sind für Hart- 
ziele wie Panzer, Panzerartillerie und auch Hubschrauber 
eine tödliche Gefahr. Erdkampfbomber wie z.B. der „alpha 
jet“ dürfen kaum die Lücke eines Schlachtflugzeuges schlie- 
ßen können. 

Daß die Luftverteidigungsorganisation von der qualitati- 
ven Überlegenheit eines ausreichend zur Verfügung stehen- 
den Jägers lebt, ist eine Binsenweisheit. Die Entwicklung 
eines europäischen Jagdflugzeuges ist wegen der Phantom- 



Zwischenlösung dringender denn je geboten. Die Entwürfe 
von MBB und Dassault stimmen zukunftsfroh. Wichtig ist 
jedoch der technologische Grundsatz, daß nicht wie beim 
Tornado die Avionik und das Radar in den USA gekauft 
werden. Man kann nun über die Aufklärungs- und Fla-Lücke 
der Luftwaffe noch viele Worte verlieren. Von militärischen 
Fachleuten sind diese Lücken in einschlägiger Literatur viel- 
fach kritisiert worden. Dieses soll hier nicht wiederholt wer- 
den. Die rüstungstechnologischen Entwicklungen, soweit sie 
nicht schon heute den angesprochenen strategischen Bedin- 
gungen entsprechen, wären das Thema für einen weiteren 
Teil dieser Arbeit. Zu umfangreich sind die strategischen 
Anforderungsprofile für zukünftige Panzerfahrzeuge, Muni- 
tions- und Raketenarten, für Kanonen und Geschütze, als 
daß man auf dem Hintergrund bekannter technologischer 
wie taktischer Forderungen hier mit leichter Hand darüber 
hinweggehen könnte. Besonders die Marine sieht sich in 
einem multinationalen Bündnis völlig neuen Aufgaben ge- 
genübergestellt. Die U-Boot-Bedrohung in den Grenzmeeren 
bei gleichzeitiger Zunahme sowjetischer Überwasserkampf- 
kraft in Form der Kara-, Krivak- und Kynda-Klasse verlangt 
ein neues seestrategisches Konzept. 

Mit diesen Anmerkungen soll einerseits zum Ausdruck 
gebracht werden, daß eine wirksame Verteidigung Europas 
ohne atomare Selbstvernichtungsmechanismen den Steuer- 
zahler mehr kosten wird. Das ist ein nicht aufhebbares Ge- 
setz. Andererseits verlangt eine defensive Verteidigung un- 
terhalb des technologischen Schirms qualitativ hochwertiger 
Waffensysteme den kämpferischen Soldaten, der psychisch 
wie physisch allen Anforderungen gerecht werden kann. 
Diese beiden Säulen einer zukünftigen Verteidigungskon- 
zeption können nur durch eine neue Wehrverfassung über- 
parteilicher Koordination in der Bundesrepublik verwirk- 
licht werden. Es muß daher abschließend noch einmal daran 
erinnert werden, was am Anfang unserer wehrpolitischen 
Erörterungen gesagt worden ist. Wir brauchen wegen der 
existentiellen Lebensfragen auf den Gebieten der 

- Ökologie durch Überbevölkerung und Überindustriali- 
sierung 

- Ökonomie durch Automation und Arbeitslosigkeit 

- Biologie durch Streß und Vergiftung 

- Verteidigung durch Wehrunwillen und Massenvernich- 
tung 

einen neuen Grundkonsens der politischen Parteien, der das 
Fundament grundlegenden Wandels ist. Die liberalistische 
Verfassungswirklichkeit mit ihrem fast ausschließlich am 
Kapital ausgerichteten Interessenstandpunkt ist am Ende 
ihrer Möglichkeiten! Mit solchen Mitteln können unsere Le- 
bensfragen nicht mehr gelöst werden, weil sie ihre Ursachen 
sind. Das rein gesellschaftlich organisierte Ich wird zuletzt 
immer den Ast des Gemeinsinns jeder demokratischen 
Grundordnung absägen. Die sittliche Grundlage der erlebten 
und lebendigen Wir-Gemeinschaft des Volkes aber ist und 
bleibt das Mark der Demokratie. Schon der konservativ- 
revolutionäre Moeller van den Bruck wies nach dem Ersten 
Weltkrieg auf die Tatsache hin, daß am Liberalismus die 
Völker zugrunde gehe. Die Negation der Demokratie von 
links und rechts ist immer die Folge des Extremismus ver- 
absolutierter liberaler Grundwerte und Forderungen! 

Wenn also ein grundlegender Wandel in den Denk- und 
Handlungsweisen der Europäer zugunsten ihrer allgemeinen 
Lebensinteressen sich eine Bahn brechen muß, dann dürfte 
die zukünftige Rechtsgütergleichheit schon fast einen revo- 
lutionären Charakter im öffentlichen Leben unserer Repu- 
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blik annehmen. Es ist nun die Frage zu stellen, wie sich ein 
derartiger Wandel schnell verwirklichen läßt. Denn Eile ist 
geboten. Wie bereits ausgefiihrt, kann eine breite Protest- 
bewegung, wie z.B. Die Grünen, als Partei in den Parlamen- 
ten aufgrund der parteilichen Mechanismen keinen Grund- 
konsens fundamentaler Art verwirklichen. Die alten Par- 
teien greifen in ihrer Praxis und Programmatik Forderungen 
der Grünen auf, ohne einen entscheidenden Wandel herbei- 
zuführen. Es bleibt alles beim alten. Es ist auch nicht denk- 
dar, daß man in einer fundamentalistischen Oppositions- 
rolle verharrt, bis alles in Scherben fällt. Dann ist nichts 
mehr zu retten. Nein, heute kommt es mehr denn je darauf 
an, eine außerparlamentarische Basisbewegung zu schaffen, 
die jene verantwortungsvollen Politiker in den Parteien zum 
Handeln befreit, die überall und stets erklären, daß die Zeit 
zum nationalen Konsens reif geworden ist. 

Nach dem Abgang von Helmut Schmidt ist die Sozial- 
demokratie als traditionelles Gefährt sozialer wie nationaler 
Interessenwahrnehmung unseres Volkes noch mehr in den 
Dunstkreis gesellschaftspolitischer Selbstvernebelung zu- 
rückgefallen. Es fehlt ein Herbert Wehner, welcher die tra- 
ditionelle Aufgabe der deutschen Sozialdemokratie immer 
im Auge hatte. Der Dienst an der deutschen Nation war für 
ihn stets die vornehmste Aufgabe seiner Partei. Kurt Schu- 
macher hatte hier eindeutig Signale gegeben. Es war Willy 
Brandt, der in der Sozialdemokratie die Tendenz einer lin- 
ken Liberaldemokratie mit sozialem touch verstärkt hat. 
Der aus der APO übernommene Parteinachwuchs hat unter 
seinen Fittichen nichts von der Not unseres Volkes erfah- 
ren. Von Wolfgang Roth bis Norbert Gansei hört man nur 
das gesellschaftliche Gewäsch, in dem diese Partei zu 
schmoren beginnt. Da aber ein neuer Grundkonsens ohne 
die deutsche Sozialdemokratie nicht zu verwirklichen ist, 
muß eine außerparlamentarische Basisbewegung besonders 
hier die auf Volk und Republik eingeschworenen Kräfte 
mobüisieren, um den notwendigen Wandel herbeizuführen. 
Dies ist ein langer Marsch, der besonders von den jetzt her- 
anwachsenden Generationen aus Einsicht in die Notwendig- 



keit getragen werden muß. Von Schnez bis Löser ist dieser 
Marsch aus der Sicht des deutschen Soldaten vorgezeichnet 
worden. Mit ihnen hat der deutsche Soldat in Verantwor- 
tung gegenüber Volk und Vaterland seine Sprache wieder- 
gefunden. Im Zuge der Befreiung Europas aus dem Ge- 
fängnis von Yalta wird er auch sein Gesicht wiedergewinnen! 
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Sieghard Pohl 

Kunst im Widerspruch 

über DDR-Kunsthistoriker und die Ignoranz der Kulturbürokratie 



Die Kulturfunktionäre der DDR mochten diesen Kunst- 
historiker gar nicht. Dieter Schmidt, ein unabhängiger 
Kunstwissenschaftler, stan din gutem Ruf bei vielen DDR- 
Künstlern. Man wußte von ihm, daß er gewissen Herren 
nicht zu Munde redete. So eröffne te er in den letzten Jah- 
ren Ausstellungen der unabhängigen Friedensbewegung in 
kircheneigenen Räumen. Er gehörte zu den wenigen Kunst- 
wissenschaftlern in der DDR, die an dem geschönten Le- 
benslaufund den frühen Nazibildern des Herrn Sitte Anstoß 
nahmen. Nicht die Irrtümer des Herrn Sitte standen zur De- 
batte, sondern der schlechte Umgang mit der Wahrheit. Mit 
den „Platzhirschen“, den sogenannten Vorzeigekünstlern 
der DDR, hatte er nicht viel im Sinn. Es war bekannt, daß 
er bei geeigneten Anlässen dies offen auszusprechen pflegte. 
Die Genossen Fürchteten seine drastische Ausdrucksweise. 

Dieter Schmidt wurde zum Probefall für die Kultur- 
funktionäre. Mitte Januar wurde er vom Stasi wegen staats- 
feindlicher Hetze und Propaganda verhaftet. Bereits 6 Wo- 
chen später wurde er in die Bundesrepublik abgeschoben. 
Es sollen sich einige namhafte Verbandsmitglieder wie Fritz 



Cremer für seine Freilassung eingesetzt haben. Die bewährte 
Methode, wieder einen Kritiker loszuwerden, wurde ange- 
wendet. 

Kein Einzelfall seit Bestehen der DDR. Viele Kunst- 
historiker von Rang, die sich in ihrer wissenschaftlichen Ar- 
beit behindert fühlten, es leid waren, sich immer wieder mit 
ignoranten Funktionären auseinandersetzen zu müssen, ver- 
ließen schon in den 50er Jahren die Republik, einzeln oder 
zuhauf. 

1959 entschloß sich der international angesehene Kunst- 
historiker Prof. Dr. Heinz Ladendorf, damals Direktor des 
Kunsthistorischen Instituts an der Karl-Marx-Universität 
Leipzig (KHI), mit all seinen Assistenten und nahezu der 
Hälfte seiner Studenten die DDR zu verlassen. Die Oberen 
der Republik übten absurde Rache und erkannten dem Wis- 
senschaftler alle akademischen Titel ab; eine Praxis, die von 
ihnen noch heute angewendet wird (Beispiel Prof. Dr. W. 
Seiffert). Nach dem Mauerbau waren solche spontanen 
Schritte, sich der Allmacht der Ideologen zu entziehen, 
nicht mehr möglich. Die Partei erzwang so striktes Wohl- 
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verhalten. Wer gegen dieses ungeschriebene Edikt verstieß, 
wurde verstoßen. Das mußte auch einige Jahre später der 
Nestor der DDR-Kunstgeschichtsforschung, Direktor des 
KHI und des Leipziger Museums fiir Bildende Künste, Prof. 
Dr. Johannes Jahn erfahren, als er öffentlich gegen die 
Sprengung der alten Universitätskirche in Leipzig protestier- 
te (die rigorosen Stadtplaner benötigten diesen Platz für 
überdimensionale Prestigebauten). Der aufmüpfige Professor 
verlor postwendend seine Ämter und konnte sich ins Alten- 
teil retten. Ende der 70er Jahre verließ der Kunsthistoriker 
Dr. Werner Timm, langjähriger Direktor des Kupferstich- 
kabinetts in Ost-Berlin, Autor wichtiger kunstwissenschaft- 
licher Bücher, mit Genehmigung der Behörden die DDR. 
Auch ihn vertrieb eine massive Arbeitsbehinderung. 

Was sind die Gründe für einige Kunsthistoriker, gesicher- 
te Arbeitsplätze aufzugeben? Wissenschaftler, die z.B. Vor- 
lesungen über italienische Renaissance halten, haben oft nie 
die Originale, über die sie zu referieren haben, noch die Pa- 
läste und Kirchen in Florenz oder Rom gesehen. Ich erinne- 
re mich an meinen Ordinarius, den Kunsthistoriker und Ma- 
ler Prof. Dr. Hans Schulze aus Leipzig, der das erste Mal in 
seinem Leben im Alter von 75 Jahren anläßlich von Aufent- 
halten in der Bundesrepublik, die ihm als Rentner geneh- 
migt wurden, Amsterdam und die Hauptwerke Rembrandts 
im Original sehen konnte. Welch jammervolles Erlebnis am 
Ende seines Lebens, das zu sehen, was einem als aktivem 
Wissenschaftler 30 Jahre verboten wurde, so sagte er. Noch 
als alter Mann tat er Illegales, denn die DDR-Gesetze sind 
nun mal gnadenlos. Er durfte Holland eigentlich nicht be- 
treten, weil er es nur mit Hilfe der Behörden der Bundes- 
republik tun konnte. Das ist strafbar. Prof. Dr. Hans Schul- 
ze ist vor einigen Jahren gestorben. 

Welche Demütigungen für Kunsthistoriker, wichtige Rei- 
sen zu Ausstellungen im westlichen Ausland nicht geneh- 
migt zu bekommen! Hier muß daraufhingewiesen werden, 
daß es einen Stamm parteitreuer Wissenschaftler gibt, die 
über alle Privilegien eines freien Reiseverkehrs und über an- 
dere Vergünstigungen verfügen und in ihren Büchern dafür 
der Partei treu dienen. 

Beim Schreiben kunstwissenschaftlicher Bücher und Ar- 
tikel entdecken viele junge Kunstwissenschaftler und Kunst- 
historiker ihre ambivalente Gesinnung. Als ich vor einigen 
Jahren einen gerade veröffentlichten Artikel eines Kollegen 
lesen wollte, winkte der Autor ab, er habe nicht das schrei- 
ben können, was er eigentlich hatte sagen wollen. In die Hi- 
storie auszuweichen ist problemloser. 

Gerade aber wer das Feld der DDR-Gegenwartskunst be- 
ackert, mit den jungen Malern der zweiten Kuliurebene in 
Berührung kommt, kann die Parteivordenker oft ungewollt 
überholen und dadurch im Abseits landen. Manche Aus- 
stellung wurde so vorzeitig geschlossen, mancher Einsatz 
für junge unorthodoxe Künstler hatte für den Kunstwissen- 
schaftler, der dafür die Verantwortung übernommen hatte, 
böse Folgen. Dr. Klaus Werner, Kunsthistoriker, Leiter der 
Ostberliner Galerie Arkade, wurde 1981 von dieser Position 
zwangsweise entbunden. Seine gezielte Förderung avant- 
gardistischer junger Maler, von Aktionskunst Karl-Marx- 
Städter Künstler, hatte die Kulturfunktionäre vergrätzt. 

1976 eröffnete der Leiter des Kreismuseums Schloß 
Hinterglauchau eine Ausstellung des Thüringer Malers und 
Grafikers Gerhard Altenbourg. Genossen der Staatssicher- 
heit beschlagnahmten 260 Kataloge, brachten einen Tag 
später 90 Stück zurück und bezahlten den Rest. Die Katalo- 
ge waren nun in sicheren Händen. Der Mut des Ausstel- 
lungsverantwortlichen Herrn Uhlmann hatte bitterböse Fol- 



gen, er wurde all seiner Funktionen enthoben und dann we- 
gen angeblicher Veruntreuung von Museumsgut verhaftet. 
Der Stasi ist immer bemüht, politische Fälle zu kriminali- 
sieren. 1984 ist Herr Uhlmann in die Bundesrepublik aus- 
gereist. 

Daß Kunsthistoriker, Kunstwissenschaftler, Museologen 
in der DDR alle Möglichkeiten nutzen, sich über den Stand 
der modernen westeuropäischen Kunst zu informieren, liegt 
auf der Hand. Die Kulturabteilungen der westlichen Bot- 
schaften und der Ständigen Vertretung in Ost-Berlin bieten 
dafür eine gute Möglichkeit. Nun haftet Informations- 
bedürtnis über Kunst nichts Konspiratives an, doch wird 
den staatlich angestellten Kunsthistorikern in der DDR jeg- 
licher Kontakt zu solchen Institutionen untersagt, ess sei 
denn, sie hätten eine offizielle Genehmigung. Wer solche 
Kontakte trotzdem wagt und ausgesprochenen Einladungen 
ohne Genehmigung folgt, wird bestraft. Das mußten die bei- 
den Wissenschaftler Dr. Gerd-H. Zuchold, Archäologe in 
den staatlichen Museen Berlin Ost, und Rolf Karnahl, 
Kunsthistoriker, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Kupfer- 
stichkabinett in Ost-Berlin, erfahren. Beiden wurden illegale 
Kontakte und Gespräche in westlichen Botschaften vorge- 
worfen, und beide erheilten 1980/81 strenge Verweise. Das 
war der Beginn ihres beruflichen Niederganges dorr. In wei- 
tere politische Mißhelligkeiten geraten (u.a. Hausverbot für 
die staatlichen Ost-Berliner Museen), mußten sie ihre Ar- 
beitsplätze an diesen Instituten aufgeben. Beide Wissen- 
schaftler beantragten die Ausreise und verließen später die 
DDR. Diese Fälle stehen nur stellvertretend für eine Reihe 
von Maßregelungen anderer Mitarbeiter. Vorausgegangen 
waren Parteiaustritte, Fluchtversuche und Ausreiseanträge. 

Interessant ist auch in diesem Zusammenhang, welch 
harmlose, eigentlich selbstverständliche Handlungen ins be- 
rufliche Abseits fuhren können. Da hatte doch der Theologe 
Christian Pietsch, bis 1980 Mitarbeiter an den staatlichen 
Museen in Ost-Berlin, gewagt, einen geschenkten Bestands- 
katalog der Staatlichen Skulpturenabteilung Berlin-West für 
die Bibliothek der Skulpturenabteilung Ost Berlin zur wis- 
senschaftlichen Arbeit anzunehmen. Wegen dieser soge- 
nannten illegalen Handlung, die eigentlich der DDR Devisen 
einsparen half, wurde er ebenfalls gemaßregelt. so daß 
Pietsch nach weiteren Querelen auch gezwungen war, das 
Museum zu verlassen. 

Es gibt auch unangepaßte, integre Kunsthistoriker, die 
ins westliche Ausland reisen dürfen, auf deren qualifizierte 
Mitarbeit das Kulturministerium bei Präsentationen von 
DDR-Kulturgut beim Aufbau von Ausstellungen nicht ver- 
zichten kann. Diese werden dann oft von Mitarbeitern des 
Staatssicherheitsdienstes in beschämender Weise bedrängt 
und zu erpressen versucht. 

In diesem Bericht konnte nur eine kleine Auswahl sol- 
cher Vorfälle vorgestellt werden, die eine gedeihliche wis- 
senschaftliche Arbeit mancher Kunsthistoriker unerträglich 
erschweren. Sie werfen aber auch ein erhellendes Licht aul 
diese ständigen, mitunter berufsbedrohenden Ein- und 
Übergriffe staatlicher Dienststellen in der DDR. Kunst- 
wissenschaftler, die dem Prokustesbett der Parteiideologen 
entgehen wollen, leben wie unangepaßte Künstler ge- 
fährlich. Der junge Kunstwissenschaftler Dieter Brook 
mann, als Leiter der Rostocker Galerie am Boulevard ent- 
hoben, ist jetzt als Kellner auf der Weißen Flotte in Dresden 
anzutreffen. Der Kunsthistoriker serviert nun DDR-Kunst- 
spciseeis mit Himbeeren 
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Andreas Eckhardt: Land der Vergessenen; Bleistift, 60x42; 1972 



Siegmar Faust 

Manuskripte im Klobecken — Über Zensur in der DDR 



Die Romane, Erzählungen und Lyrikbände, die aus der 
DDR auf unseren Markt kommen, werden in aller Regel 
von Autoren verfaßt, die sich zum größten Teil den dort 
herrschenden Zensur- und Lebensbedingungen angepaßt ha- 
ben, nur zum kleisten Teil von Autoren, die sich nonkon- 
form verhalten und deshalb nur im Westen veröffentlicht 
werden, obwohl sie bewußt in diesem real existierenden 
Sozialismus leben und arbeiten wollen, weil sie, wie der 
1952 geborene Schriftsteller Lutz Rathenow verlauten 
ließ, gerade durch die Spannungen, die sich aus oppositio- 
nellem Verhalten ergäben, besonders produktiv sein könn- 
ten. Es gibt freilich nicht wenige Autoren in der DDR, die 
gern beides sein möchten: staatsloyal und nonkonform. 
Ihre Werke sähen sie gern im Osten und im Westen verlegt. 

Da es sich bei Schriftstellern üblicherweise um sehr fle- 
xible, um nicht zu sagen windige Gestalten, soll aber hei- 
ßen: wandlungs- und entwicklungsfähige Persönlichkeiten 
handelt, gibt es natürlich einige unter ihnen, die schon alle 
drei Möglichkeiten ausprobierten, wobei sich jedoch, poli- 
tisch gesehen, eine ideologische Trendwende von links zur 
Mitte hin ablesen läßt. 

Während der Nazizeit waren es etwa 250 deutsche 
Schriftsteller, die außerhalb des Deutschen Reiches ein Re- 
fugium suchten. Aus dem sehr viel kleineren Gebiet Mittel- 
deutschlands sind allein seit 1976 mindestens 70, seit Grün- 
dung der DDR, 1949, weit über 100 Autoren aus ihrer Hei- 
mat geflüchtet oder sind ausgebürgert, abgeschoben, vertrie- 
ben und als politische Gefangene in die Bundesrepublik 
Deutschland verkauft worden. 



Rückblickend auf die Zeit vor 1945 sagte Alfred Kanto- 
rowicz auf dem 1. Deutschen Schriftstellerkongreß 1947 in 
Berlin: 

„ Die exilierten Schriftsteller waren keine Einheit Es gab 
konservative Männer und Frauen unter ihnen , streitbare Li- 
berale , Pazifisten , Kommunisten , Sozialisten und sehr viele, 
die Mehrheit vermutlich, die sich Zeit ihres Lebens jeder 
parteiisch politischen Äußerung femgehalten haben. Es sind 
Lyriker , Dramatiker , Essayisten , Romanciers, Kritiker, Phi- 
losophen ... " 

Es ist schlimm, aber nicht verwunderlich, daß man solch 
eine Differenzierung unter den Exilierten der zweiten deut- 
schen Emigrationswelle nicht feststellen kann. Die meisten 
der aus der DDR in den Westen gekommenen Schriftsteller, 
Liedermacher, Publizisten und Philosophen sind oft nur 
enttäuschte Kommunisten und Utopisten, vor allem, je be- 
rühmter ihr Name ist. 

Es hat also auf den ersten Blick tatsächlich den An- 
schein, als hätten sich die DDR-Machthaber nur ihrer unbe- 
quemen Marxisten entledigt, die trotz ihres Scheitems die 
DDR noch immer für den besseren deutschen Staat halten 
und hier, wie Wolf Biermann, großmäulig tönten, sie wären 
„vom Regen in die Jauche " gekommen. Auf seiner ersten 
Pressekonferenz im Westen 1976 glaubte Biermann noch: 
„ ... das Beste , was die Linken im Westen für die DDR tun 
können, ist, ... daß bürgerlich-demokratische Verhältnisse 
geschaffen werden, die den Boden bereiten für eine wirklich 
sozialistische Entwicklung, daß also, mit vielleicht irrefüh- 
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render Grobheit gesagt, in der Bundesrepublik eine soziali- 
stische Gesellschaft entstehen kann. “ 

In seinem acht Jahre darauf erschienenen Buch „Ver- 
drehte Welt ...“ legt er in einer Ballade seiner ehemaligen 
Lebensgefährtin Eva-Maria Hagen folgende DDR-Erinnerun- 
gen in den Mund: 

„ Doch als ich das Maul au friß, gleich 
war fini ! 

Spitzel - Ratten - Walkie Talkie - 
Hysterie 

Und mein Mund ward zugenäht mit 
Stacheldraht 

Nix vonwegen Arbeiter- und 
Bauernstaat! 

Und so wurd ich abgetrieben 
Meine Landesväter schmissen 
Mich und andern Menschenabfall 
Ihren Feinden vor die Füße 

Doch ich lebe noch , ich lebe 
Und so war das eben 
- is nich traurig, is ja Wahrheit - 
Und ich leb mein Leben 

Schön ist Hamburg auch im Regen 
Und ich mag 

Nicht zurück woher ich kam , nicht 
einen Tag.,/* 

Das ist immerhin eine Sicht, die von den meisten Normal- 
Übersiedlem bestätigt werden könnte. Allerdings darf nicht 
unterschlagen werden, daß die aus der DDR Übergesiedel- 
ten zur selbstmordgefahrdetsten Gruppe in diesem Land ge- 
hören, und daß auch der Anteil unter den Nichtseßhaften, 
also unter den sogenannten Pennern, überdurchschnittlich 
hoch ist. Nicht jeder findet am Anfang die Bundesrepublik 
auch im Regen schön. Einige empfinden, wie der ebenfalls 
aus der DDR abgeschobene Arbeiterschriftsteller Siegfried 
Heinrichs ein Buch betitelte, ihre ersten Schritte in diesem 
anderen Land als eine „Ankunft in einem kalten Land". 

Jahre später entdeckt man oft, daß dieser erste Eindruck 
trügt, denn in der Freiheit, in einer natürlichen Gesell- 
schaftsordnung kann der Mensch nicht wirklich fremd sein, 
denn die Freiheit ist, wie der aus Mecklenburg stammende 
Lyriker und Publizist Ulrich Schacht einmal schrieb, „die 
wirklich notwendige Heimat des Menschen 



Doch zuerst steht man dieser Freiheit ziemlich hilflos ge- 
genüber, man mißtraut ihr, da man den Begriff suspekt fin- 
det. Wie hieß es noch in der DDR? „Unsere sozialistische 
Gesellschaft ist ein wahrer Hort der Freiheit Diese Gesell - 
scaft ermöglicht ihren Mitgliedern einen Freiheitsspielraum , 
den nicht ein eiliges kapitalistisches Latid auch nur annä- 
hernd aufzuweisen hat. In der Geschichte unseres Volkes 
gab es keine Zeit , in der es so frei atmen konnte , wie in der 
Deutschen Demokratischen Republik . " 

Wer in diesem SED-Staat, abgesehen von kleinen Aus- 
nahmen, nicht als Marxist antrat, konnte sich als Künstler, 
Schriftsteller, Publizist oder Philosoph gar keinen Namen 
machen, da er weder gefördert noch veröffentlicht worden 
wäre. Wer hätte sich in diesem „Hort der Freiheit“ schon 
als Pazifist, als „streitbarer Liberaler“ oder gar als Konserva- 
tiver profilieren können? Nicht einmal streitbare und kriti- 
sche Marxisten wie Emst Bloch, Robert Havemann, Wolf 
Biermann, Rudolf Bahro oder Rolf Schälike konnte man er- 
tragen? 

Die nach 1945 in die Ostzone zurückgekehrten Schrift- 
steller waren ohnehin linksradikal bis linksliberal vorpro- 
grammiert und wurden dann von den deutsch-sowjetischen 
Machthabern regelrecht mit Privilegien überhäuft, erhielten 
beispielsweise russische „Freßpakete“, bekamen zum Teil 
enteignete Villen und viele andere Sondervergünstigungen 
in der harten Nachkriegszeit zugeteilt, was es diesen oft 
schon korrumpierten Chronisten schwermachte, noch mit 
dem Volk, das sie insgeheim verachteten und von oben her- 
ab erziehen wollten, zu leben, zu lieben, zu leiden und zu 
lachen. 

Auf dem IV. Deutschen Schriftstellerkongreß in Ost- 
berlin sagte Stefan Heym 1956 noch überzeugt: ,/Vein, es 
gibt keinen Maulkorb und keine Zensur bei uns. Aber es 
gibt bei uns eine Verantwortlichkeit des Schriftstellers , der 
Sache gegenüber , der Sache des Friedens und der Demokra- 
tie und des Sozialismus. Der Zensor, von dem immer ge- 
sprochen wird , sitzt im Herzen des Schriftsteller. Und bei 
jedem Satz fragt dieser Zensor: Ist das, was du schreibst , 
auch im tiefsten Sinne wahr? Regt es zum Denken an, zum 
Denken in der richtigen Richtung? Hilft es unserer Sache? 
Bringt es die Menschen weiter?** 

Am 7. Juni 1979 wurde er überzeugte Kommunist Ste- 
fan Heym zusammen mit acht anderen Autoren aus dem 
Schriftstellerverband der DDR ausgeschlossen. Die Rede, 
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die Heym auf seiner letzten Mitgliederversammlung hielt 
bot er anschließend dem „Neuen Deutschland“, dem Zen- 
tralorgan der SED, an. Sie wurde dort natürlich nicht publi- 
ziert, dafür in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“. Dar- 
in heißt es: 

„Zensur. Hermann Kant meint , der Begriff sei längst , be- 
setzt \ Welches Wort soll man aber an die Stelle des bereits 
besetzten setzen? Tatsächlich ist die Zensur bei uns auch 
anders als frühere Institutionen der Art. Die Zensurbehorde 
des Fürsten Metternich wurde wenigstens von dem Schrift- 
steller Gentz geleitet ; einem sehr geistreichen und geschei- 
ten Mann. Und die Zensur des russischen Zaren war immer- 
hin bereits . Karl Marx in Rußland erscheinen zu lassen 
Welch kritischer Denker darf hierzulande gedruckt werden? 

Unsere Zensur hat mir nacheinander drei Bücher verbo- 
ten - den Roman , Lassalle', Zeit der Handlung 1864 , JDie 
Schmähschrift *, Zeit der Handlung 1702 , den , König David 
Bericht \ Zeit der Handlung das S. Jahrhundert vor unserer 
Zeitrechnung. Dann . 1973 . durften auf einmal alle drei Ti- 
tel bei uns erscheinen. Mein Roman »Fünf Tage im Juni \ 
Zeit der Handlung 1953, sollte gleichzeitig bei einem unse- 
rer Verlage und bei einem Münchner Verlage und bei einem 
Münchner Verlag herauskommen Dann jedoch verlangte 
man unmögliche Änderungen von mir, und ich konnte das 
Ruch nur im Westen erscheinen lassen Zensur? Vielleicht 
kann man das Wort in der DDR wirklich nicht anwenden , 
und es wäre besser, von Willkür zu sprechen “ 

Jn einem Interview mit dem holländischen Fernsehen 
sagte der ehemalige aktive Widerstandskämpfer gegen den 
Nationalsozialismus Heym auch etwas zu den Privilegien, 
die in dem kommunistischen System die parteiergebenen 
Künstler, Schriftsteller und Wissenschaftler vom „Apparat“ 
erhalten: 

„Es gibt in diesem Apparat tatsächlich Leute, die der 
Meinung sind, wenn sie nur viel Geld zahlen , wenn sie uns 
reisen lassen , auch außerhalb, auch in den Westen, wenn 
sie uns Stipendien geben und Häuser und was weiß ich alles ; 
sogar Westautos , daß wir dann also ihnen nach dem Munde 
reden werden Einen Schriftsteller kann man nur bestechen , 
indem man seine Bücher druckt, durch nichts anderes . M 

Es ehrt Stefan Heym, daß er sich und seine Kollegen für 
so unbestechlich hält, aber leider dürfte hier der Wunsch der 
Vater des Gedankens sein. Die wirklich Unbestechlichen 
dürften doch wohl jene sein, die in ihrem Staat überhaupt 
nicht gedruckt werden. Auch jene, die von einem Zeitpunkt 
an nicht mehr mitspielten, wurden auf verschiedenste Weise 
aus dem Staat hinauskomplimentiert, um es gelinde auszu- 
drücken. 

Reinhild Köhler-Hausmann erkennt in ihrem Buch „Li- 
teraturbetrieb in der DDR“, „daß die Einkommenslage von 
Schriftstellern in der DDR weit über dem Durchschnitts- 
verdienst der übrigen Bevölkerung liegt, ja, daß jene häufig 
über das Drei - bis Vierfache verfugen und darüber hinaus 
noch in den Genuß von Westreisen , Devisen bzw. Intershop- 
gutscheinen kommen, die für die meisten DDR-Bewohner in 
diesem Rahmen absolut unerreichbar sind. Den Autoren 
wird, entsprechend dem hohen staatlichen Anspruch der 
Stabilisierung einer geistigen Elite , eine besondere soziale 
# Wertschätzung und somit auch eine hohe finanzielle Unter- 
stützung zuteil. Die literarischen Instanzen schaffen mit ih- 
rem undurchschaubaren , aber sorgsam abgestuften System 
an Stipendien, Förderungen , Studienreisen , Mitgliedschaf- 
ten in Organisationen , Literatur preisen und Renten ein Lei- 
stungsklima, in dem die Künstler immer wieder neu taxiert 
werden. Diese Institutionen stellen, ähnlich dem alten feu- 



dalistischen Mäzenatentum, eine Synthese sozialer Abhän- 
gigkeiten und Privilegien dar, die alle an nicht genau defi- 
nierte Bedingungen politischen Wohlverhaltens geknüpft 
sind Dem Kollegium, das im Schriftstellerverband organi- 
siert ist, werden ökonomische Konditionen geboten, die jeg- 
lichen Klassen - und Schichtvorstellungen trotzen “ 

Wie brisant das Thema „Westreisen“ unter den Autoren 
und Künstlern der DDR ist, machte der bekannte Schrift- 
steller Erich Loest während einer Arbeitstagung in Vlotho 
1984 deutlich: „ Reisen ist für mich lebensnotwendig , und 
ich habe in der DDR gelitten wie ein Hund , da ich nicht rei- 
sen durfte , wurde neidisch Es war vielleicht gar nicht un- 
bedingt nötig für meine Arbeit , sondern ich fühlte mich ein- 
fach gedemütigt, tief gedemütigt. “ 

Kannte Erich Loest nicht den „Weckruf für einen jungen 
dichter im geteilten Deutschland“ von Reiner Kunze? 

„Untersagt worden sei dir 
eine reise nach W. 

Unklarheit herrsche über 
deine Person 
Plötzlich 

Verkennung, schreibst du 
Unterstellung, schreibst du 
Diffamierung, schreibst du, was 

hättest du geschrieben wäre dir 
gestattet worden 
auch diese Reise. “ 

Und der 1952 im Dresdner „Tal der Ahnungslosen“ gebore- 
ne und seit 1983 in Hamburg lebende S. Fischer-Autor 
Wolfgang Hegewald hob in derselben Runde in Vlotho her- 
vor, daß die politische Systemgrenze durch unser Vaterland 
ein ganz neues Thema in der Literatur provoziere, nämlich 
„die Verwandlung von Topografie in Utopie *\ Da für ihn 
und seine noch in der DDR lebenden Freunde Wolfgang 
Hübig und Gert Neumann die Wirklichkeit als „Ab-Sprache 
der Mächtigen “ aufgefaßt wird und sie die Aufgabe sehen, 
diese , Ab-Sprache in Frage zu stellen vermutet er, daß die 
„Phantastik und Fiktion “ eine Gegen-Sprache zum „Leben 
hinter der Mauer “ sein könnte, das für die Mehrheit der 
Nachkriegsgeborenen zu einer Art „ Lebensgeschichte “ ge- 
worden sei. 

Wie unter den Bedingungen einer Marktwirtschaft wer- 
den auch in der DDR die Autoren an der „Nutzung des 
Werkes durch die Gesellschaft *\ wie es dort heißt, prozen- 
tual am Gewinn beteiligt, obwohl ihre Auflagenhöhe, und 
das ist ein gravierender Unterschied zum Westen, nicht von 
der Gunst der Kritiker und Leser abhängt, sondern haupt- 
sächlich von den Vorgabequantitäten der Zensoren, also der 
politischen Machtverwalter. 

Einige Bücher von Autoren wir Christa Wolf, Stefan 
Heym, Günter de Bruyn, Werner Weiduczek, um nur ein 
paar auch im Westen bekannte Autoren zu nennen, werden 
trotz großer Nachfrage aus rein politischen Gründen nur in 
sehr geringer Auflage vertrieben. Bei ebenfalls sehr begehr- 
ten Büchern, etwa von Thomas Mann, Hermann Hesse, Ro- 
bert Musil, Stephan Zweig bis hin zu Heinrich Böll, Thomas 
Bernhard, Friedrich Dürrenmatt und Max Frisch, wird oft 
auf Devisenmangel und Papierknappheit verwiesen, um die 
geringe Auflagenhöhe zu rechtfertigen. Dabei könnte man 
gerade mit diesen deutschsprachigen Autoren eine Menge 
Geld verdienen, selbst wenn die Bücher dieser „bürgerli- 
chen“ Autoren zu ungewöhnlich hohen Preisen verkauft 
würden. Sie werden auf dem Schwarzmarkt ohnehin hoch 
gehandelt. 
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Nicht nur der in Leipzig lebende Underground-Schrift- 
steller Gert Neumann hat, wie er in seinem nur im Westen 
aufgelegten Tagebuch-Roman „Elf Uhr“ schrieb, „den Man- 
gel als wesentliches Herrschaftsinstrument “ erkannt. Es wis- 
sen ja eigentlich alle, nur die in diese Verhältnisse verstrick- 
ten Künstler und Wissenschaftler können es nicht zugeben 
oder nur andeutungsweise. 

Unbegabte Propaganda-Schriftsteller, im Volksmund 
auch „Staatstrompeten“ genannt, erhalten hohe Auflagen 
für ihren Schund zugeteilt, den kaum jemand freiwillig 
kauft. Die Bibliotheken bekommen dann die Werke solcher 
SED-Bestseller aufgedrängt, und den Rest, der in den Buch- 
handlungen verstauben würde, bekommt der „Werktätige“, 
der seine Berufsarbeit zufriedenstellend erledigt, hin und 
wieder als Buchprämie von verschiedenen staatlichen Orga- 
nisationen geschenkt. 

Peter Lübbe und Bernd Weyergraf schreiben in dem 
„Kulturpolitischen Wörterbuch - Bundesrepublik Deutsch- 
land / DDR im Vergleich“ unter dem Stichwort Zensur: 
,, Obwohl in der DDR die Tatsache einer Zensur offiziell be- 
stritten und allenfalls von Maßgaben zur Ausschaltung 
feindlicher Einflüsse gesprochen wird, gibt es direkte staat- 
liche Meinungskontrolle , deren gesetzliche Grundlage die 
Anordnung über das Genehmigungsverfahren Jur die Her- 
stellung von Druck - und Verfielfäl tigungserzeugnissen * von 
1959 bildet 

Noch deutlicher führte es der Theologe Dr. Theodor 
Mechtenberg, der lange Jahre in Polen und in der DDR ver- 
brachte, in einer Rundfunksendung im August 1985 aus: 
„Wie der Zensur daran gelegen ist , die Wahrheit über kritik- 
würdige Zustände zu verdunkeln, so scheut sie selbst das 
Licht der Öffentlichkeit. Nur selten gibt sie sich als Zensur 
zu erkennen Lediglich in Polen als einzigem sozialistischen 
Land ist der Eingriff der Zensur in den Medien kenntlich 
gemacht , und dies auch nur in wenigen Blattern , deren Re- 
daktionen den Mut aujbringen , von dem in der Phase der 
.< Solidarität ‘ gewonnenen Recht der Kenntlichmachung 
auch heute noch Gebrauch zu machen. In der DDR gibt es 
offiziell gar keine Zensur , gilt die Zensur doch als ein reak- 
tionäres Relikt , das einem fortschrittlichen sozialistischen 
Staat schlecht zu Gesicht steht. Da man jedoch auf die 
Sache selbst nicht verzichten kann, muß sie unter verschie- 
denen Tarnkappen auftreten: als r Hauptverwaltung Verlage 
und Buchhandel des Ministeriums für Kultur *, das die 
Druckgenehmigungen ‘ erteilt oder verweigert, als vertrau- 
ensvolles Gespräch zwischen Lektor und Autor, als eine ver- 
innerlichte Instanz des Autors , der sich beim Schreiben 
ständig fragt, was geht und was nicht geht. “ 

Wolfgang Schreyer, erfolgreicher DDR-Schriftsteller oft 
verfilmter Abenteuer-Romane, schrieb 1978 in einem Brief 
an den Mitteldeutschen Verlag Halle an der Saale: „Es hat 
bei uns schon immer eine tief, nämlich dreifach gestaffelte 
Kontrolle literarischer Äußerungen gegeben: die Selbst- 
zensur der Autoren, von vielen verinnerlicht, verdrängt: die 
Vorprüfung der Verlagslektorate ; und schließlich - dies bei- 
des ständig aktivierend die Kompetenz der Hauptverwal- 
tung Verlage und Buchhandel des Ministeriums für Kultur, 
Druckgenehmigungen zu erteilen oder nicht. Das ist zusam- 
mengenommen ein recht massiver Apparat, geeignet, neue 
Gedanken so lange zu filtern, bis sie so neu nicht mehr sind 
Wesentliche Bücher haben sich oft nur schwer da hindurch- 
gekämpft, manchmal entschärft, manchmal gar nicht. Das 
Ganze Auktioniert von Fall zu Fall nur durch (manchmal 
zweifelhafte) Kompromisse , durch eine gewisse Nachgiebig- 
keit der Beteiligten ... Nun grieft aus dem Dunkel höherer 
Sphären, außerhalb der Normalität, drastisch ein vierter 



Zensor ein , um bemerkenswerte , publikumswirksame Bü- 
cher im vollen Lauf zu stoppen M 

Dieser Brief wurde zur Verteidigung der beiden Schrift- 
steller Erich Loest und Werner Heiduczek ge- 
schrieben, deren Bücher „Es geht seinen Gang“ und „Tod 
am Meer“ nicht mehr aufgelegt werden durften, obwohl sie 
sofort nach Erscheinen vergriffen waren 

Erich Loest schrieb dann nach seiner Übersiedlung unter 
dem Titel „Der Vierte Zensor“ einen Bericht vom „Entste- 
hen und Sterben eines Romans in der DDR“ Der vierte 
Zensor, so erfährt man, greift als anonyme Macht von ganz 
oben ein: aus dem Politbüro. 

Kurios ist vielleicht noch, wie einige der gewieftesten 
Taktiker unter den DDR-Autoren die Zensur zu überlisten 
versuchen. Sie geben beispielsweise das Manuskript eines 
Lyrikbandes in ihrem Verlag ab. Darin finden sich Gedich- 
te, von denen sie von vornherein wissen, daß sie niemals ge- 
druckt werden. Doch diesen Gedichten weisen sie quasi 
eine „Blitzableiter-Funktion“ zu. Nach hartnäckigen Kämp- 
fen auf den verschiedenen Ebenen lassen sie sich dann lang- 
sam belehren und entschärfen. Am Ende freut man sich 
jedenfalls, wenn im Kielwasser der auffälligen und dann zer- 
störten „Sclilachtschiffe“ einige „U-Boote“ ihr Ziel im Ha- 
fen erreichen konnten. 

Diese im Prinzip erbärmlichen Zcnsurüberlistungen 
kennt man besonders im Gefängnis sehr gut. Dort legen die 
Gefangenen bei den Filzungen oft Köder aus, um dem 
Wachpersonal Erfolgserlebnisse zu verschaffen, in der Hoff- 
nung, so besser das Eigentliche verbergen oder schmuggeln 
zu können. 

Selbst der heutige Schriftsteller-Funktionär Hermann 
Kant wurde 1969 ein Opfer der Zensur, Der Vorabdruck 
seines Romans „Das Impressum“ mußte nach der siebenten 
Folge in der Studenlenzeitschrift „Forum“ abgebrochen 
werden. Kant, dem zuvor mit seinem Roman „Die Aula“ 
ein Selkrecht-Start gelang, glaubte wahrscheinlich, nun et- 
was ehrlicher werden zu dürfen. Vorerst soll Hermann Kanl 
zu keinem Zugeständnis bereit gewesen sein, aber die SED- 
Führung zeigte Geduld. Und siehe, eines Tages, das Geld 
wurde knapp, wurde mit dem Stolz des Hermann Kant auch 
dessen Rückgrat gebrochen. Er arbeitete seinen zweiten Ro- 
man bis zur Zufriedenheit der Zensoren um, und ein neues 
„Impressum“ konnte 1972 auf den in- und ausländischen 
Markt gebracht werden. 

Der 1926 geborene Günter de Bruyn, ein schlitzohriger 
Meister der leisen, aber auch ehrlichen Tone, gestaltete in 
seinem 1972 erschienenen Roman „Preisverleihung“ den 
sozialismustypischen Konflikt zwischen Wirklichkeit und 
Wahrheit, zwischen eigener Meinung und Anpassung, unter 
Aufgabe eigener Würde und Identität. Kennzeichnend für 
viele, sogar namhafte Autoren der DDR ist der Entwick- 
lungsweg des Romanhelden Paul Schuster, der in diesem 
Buch aus der ostberliner Zentrale den Auftrag erhält, über 
seine Maschinen-Traktoren-Station eine Reportage zu 
schreiben. Diese wird dann zwar gedruckt, „aber so ge- 
schickt gekürzt und bearbeitet , daß aus Kritik Lob , aus 
Skepsis Optimismus geworden war und seine Kollegen ihn 
mit Recht Lügner nannten Der Fahrzeugschlosser, der über 
Ersatzteilmangel geflucht hatte, sprach in schlichten, aber 
anständigen Worten über Verbesserungen in der Warenstreu- 
ung, der Direktor klagte nicht die Bauwirtschaft wegen feh- 
lender Wohnungen, sondern den westdeutschen Imperialis- 
mus an “ Der so zum freien Journalisten avancierte ehemali- 
ge Landarbeiter bekommt beispielsweise von seinen Vorge- 
setzten zu hören: „Du siehst die Dinge, wie sie sind, uns in - 
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teressiert aber ; wie sie werden “ Oder auch: „Den Heilig - 
keitswert einer Sache mißt man an der dunklen Vergangen- 
heit , nicht am strahlenden Ideal Nicht um idealistisches 
Wahrheitsgewäsch geht es, sondern um Nutzen Um wessen 
Nutzen? Um unseren , also auch um deinen !“ Mit ihrer be- 
rüchtigten „Zuckerbrot-und-Peitsche-Taktik“ gelang es den 
SED-Machthabem über Jahre hinweg, ein devotes Heer von 
sozialistischen Realisten heranzuzüchten, für die ein solch 
preisgekrönter Reporter wie Paul Schuster exemplarisch ist: 
„Er suchte nicht mehr nach Worten , er hatte Schablonen 
parat, mit deren Hilfe sein Stil sauberer ; glatter, flacher und 
eintöniger wurde . Und mit dem Stil wurden es seine Beob- 
achtungen und Gedanken “ 

Nur ab und zu gelingt es einem dieser Reporter, aus die- 
sem Teufelskreis auszubrechen. Der ehemalige Landwirt- 
schaftsredakteur der „Märkischen Volksstimme“ aus 
Potsdam, Hans Dietrich Lindstedt, der sich als „Protokoller, 
als Füllfederhalter der Herren Funktionäre“ empfand, nutz- 
te die Beerdigung seiner Mutter in Mainz zur illegalen 
Übersiedlung in die Bundesrepublik. Er schrieb 1984 in der 
„Rheinpfalz“: „ Wenn ich zurückblicke, so war ich mit mei- 
ner Familie 1964, also vor zwanzig Jahren, glücklich. Oder 
jedenfalls hatte ich absolut keine Zeit, überhaupt darüber 
nachzudenken; denn als Reporter war ich von früh um 
8 Uhr bis zuweilen mitternachts, alles in allem 16 Stunden, 
auf den Beinen Früh bis mittags in der Redaktion, da war 
dann täglich mindestens eine Sitzung zu absolvieren , und 
die war um 9, und unser alter Chefredakteur ... kam zu uns 
mit der Miede : Mein Lieber, ich weiß was; denn er hatte be- 
reits das Fernschreiben der Abteilung Agitation / Propagan- 
da des Zentralkomitees erhalten, und da stand drin, was im 
Leitartikel, in den Kommentaren stehen und wie argumen- 
tiert werden mußte. Denn unser geschätztes Blatt war ja 
nicht zur Information da, sondern um eine Weltanschauung 
unter die Leute zu tragen ... " 

Solche einfachen Wahrheiten wagen sich viele Autoren 
erst außerhalb des Staatssicherheitsbereiches der DDR laut 
zu äußern. Der 1950 geborene Jürgen Fuchs vollbrachte 
„Die Wende“, wie er seine erste Aufzeichnung seines Ta- 
schenbuches „Gedächtnisprotokolle“ nennt, noch in der 
DDR. Darin beschreibt er die Angst, die Nervosität, das un- 
würdige Versteckspiel mit den überall vermuteten Organen 
der Staatssicherheit: „Anfälle von Angst, was schreibst du 
auch auf, jetzt kommen sie und kontrollieren dich , jetzt 



Robert Havemann mit Freunden: 

unbequemer Kritiker des Systems 

bist du dran. In einer Nacht habe ich alles zerrissen und ins 
Klo geworfen, ganz kleine Schnipsel, ein Eimer voll, dann 
zog ich die Spülung, aber der Abfluß war verstopft, und die 
Schnipsel schwammen lange oben, Worte und Buchstaben 
und deine Handschrift im Klobecken: Jetzt kommen sie 
und holen dich, aber sie kamen nicht. “ 

Noch kamen sie nicht. Noch konnten sie seine innere Be- 
freiung nicht verhindern, und der Wahrheitssucher erkann- 
te, daß eine „verkorkste Wahrheit“ keine ist: „Angst und 
Wut, knapp, dürftig und dreimal gewendet, so, als bestünde 
diese kleine Welt, die du kennst , nur aus Andeutungen und 
Kontrolleuren. Und wenn die anderen kommen, werden sie 
verstehen, was du meinst? Bevor sie die Achseln zucken und 
die Köpfe schütteln und ein kleines Gefühl finden? Das 
macht dich kaputt und wirft dich zurück, da siehst du die 
Klobecken und die wachsamen Verlage, was wahr ist, wird 
zum Kinkerlitzchen, das keiner erkennt, du nicht und nie- 
mand. Aber das haben wir jetzt satt. “ 

Als sie dann kamen, die Häscher der herrschenden Pro- 
leten, zerrten sie den mutig gewordenen Jürgen Fuchs aus 
dem Auto seines Freundes und Mentors Prof. Robert Have- 
mann und sperrten ihn, gewissermaßen stellvertretend für 
seinen Meister, neun Monate unter den fadenscheinigsten 
Begründungen in eine Untersichungshaftanstalt des Ministe- 
riums für Staatssicherheit. 

Der Rowohlt-Verlag konnte in dieser Zeit sogar die 
Faktoren Zensur und Verhaftung werbewirksam einsetzen. 
Und im Mai 1977 wurde der noch inhaftierte Jürgen Fuchs 
zur Buchmesse in Nizza sogar für siene „Gedächtnisproto- 
kolle“ preisgekrönt. 

1975 gelang es schon Günter de Bruyn in seiner Jean- 
Paul-Biografle, die aktuelle Situation zur Zeitgenossenschaft 
Jean Pauls in eine aufhellende Beziehung zu bringen, indem 
er beschrieb, was zur echten Gefahr für den Wahrheitsgehalt 
von Literatur werden muß: „Den unter Zeitdruck und gei- 
stiger Manipulation einsetzenden Vorgang, der aus einem 
sozialen Hemmnis ein psychisches macht, äußere Grenzen 
vorverlegt ins Innere des Schreibenden und damit zwar den 
Zensurbeamten entlastet, die Literatur aber von Wirklich- 
keit entleert. “ 

Zum Wesen der Zensur gehört natürlich auch, daß Bü- 
cher und Zeitschriften aus dem kapitalistischen Ausland, 



59 




die in einigen Wissenschaftsbibliotheken der DDR gesam- 
melt werden, überwiegend in „Giftkammern“ verschwin- 
den, wie der Volksmund sagt. Für als besonders »»gefähr- 
lich“ eingestufte Druckerzeugnisse sind Sondergenehmigun- 
gen nötig, um sie ausleihen zu dürfen. Dem 1948 geborenen 
Chemiker Joachim Oertel, der sich nach seinem Protest ge- 
gen den Überfall der CSSR 1968 nur noch als Hilfsarbeiter 
verdingen durfte, gelang es durch Tricks und gute Beziehun- 
gen, in den Besitz einer Sonergenehmigung zu gelangen. In 
seinem dem DDR-Staatssicherheitsminister Erich Mielke ge- 
widmeten Büchlein „Liebesgrtiße an Erich M.“ heißt es: 
„ Vorsorglich hatte ich mir einen Erlaubnisschein für den 
Bezug von f spezieller Forschungsliteratur' geben lassen. Das 
ist ein sogenannter Giftschein für die Staatsbibliothek , der 
zum Lesen staatsgefährdender Literatur berechtigt . Staats- 
gefährdend sind zum Beispiel Werke von Sartre, Camus, 
Orwell, Dürrenmatt, Marcuse, Dutschke, Trotzki, Leonhard 
usw. (...) Diese Literatur konnte man unter Aufsicht in 
einem kleinen Raum lesen Auch die Gift scheine wurden in 
Kategorien eingeteilt. Bei meinem Giftschein wunderte man 
sich ab und zu, was Genosse Trotzki mit der Müllabfuhr zu 
schaffen hatte , oder warum Marcuse für die Straßenreini- 
gung Bedeutung haben sollte. “ 

Joachim Oertel, der zu dieser Zeit bei der Müllabfuhr be- 
schäftigt war, gelang es während dieser Zeit auch, einige ver- 
botene Schriften zu kopieren. „Mein ganzer Stolz war ein 
Band mit den vollständigen Protokollen der Moskauer Pro- 
zesse 1938 gegen das trotz kistisch-sinowjewis tische, bucha- 
rinistische reaktionäre Verschwörerzentrum. Die Protokolle 
wurde in deutscher Sprache 1938 in Moskau herausgegeben. 
Also absolut Sozialismus feindliches Material. Bestimmt gut 
für zwei Jahre (Gefängnis). Wenn schon ,Farm der Tiere 4 
von Orwell mit anderthalb Jahren honoriert wurde, war das 
bestimmt noch subversiver. Bekanntlich gibt es nichts Reak- 
tionäreres als ein iV(eues) D(eutscidand). In Untergrundkrei- 
sen wurde ich als Meister der revolutionären Täuschung ge- 
feiert. “ 

Rudolf Bahro, der zur Kritik des real existierenden So- 
zialismus 1977 im Westen sein Buch „Die Alternative“ her- 
ausgeben ließ, bekannte anschließend in einem Selbstinter- 
view: „Daß es Paragraphen gibt, gegen die ich verstoßen 
mußte, um überhaupt au fzu treten, gehört zum Wesen unse- 
res politischen Systems. Es hat Gesetze nötig, die vorsorg- 
lich so beschaffen sind, daß ein Mensch, der abweichende 
Gedanken verbreiten will - wenn er sie nicht verbreiten 
will, ist er gar nicht politisch gegen sie verstoßen muß. 
Mir sind im neuen Strafgesetzbuch - je nach Auslegung 
von vornherein zwischen 2 und 10 Jahren angedroht, falls 
man beschließt , meine Kritik am politischen Überbau als 
staatsfeindliche Hetze einzuordnen. Aber es beginnt viel frü- 
her. Beispielsweise hätte ich mein Buch rechtzeitig dem 
staatlichen Urheberrechtsbüro vorlegen müssen, mit der Bit- 
te um Freigabe für den Druck im Ausland. Ich habe diesen 
Schritt für meine relativ harmlose, völlig immanent angeleg- 
te Dissertation unternommen, nachdem man ihre Annahme 
sowohl an der Hochschule in Leuna-Merseburg als auch im 
Dietz- Verlag abgelehnt hatte. Man erklärte mir, daß ich die 
Genehmigung keinesfalls bekommen würde. Kurzum , jede 
alternative politische Konzeption und Haltung ist schon mit 
ihrer elementaren Konsequenz, der Publizität, kriminali- 
siert. Die Publizität ist legal gar nicht erreichbar. Für Euro- 
pa ein sehr anachronistischer Zustand. “ 

Noch einmal in dem „Kulturpolitischen Wörterbuch“ 
von Lübbe und Weyergraf unter dem Stichwort Zensur 
nachgeschaut: „Wenn ein gesetzlich abgesichertes Kontroll- 
system Äußerungen, die das ideologische Selbstverständnis 



der DDR in Frage stellen , ahndet, so fordert es doch zu- 
gleich dazu heraus, eine verdeckte Sprache zu sprechen und 
sich damit der Staatsmacht so weit wie möglich zu entzie- 
hen. So bedauerte der Schriftsteller Volker Braun im Jahr 
1966 die ,Skla\>ensprache, die die Literatur heute fließend 
beherrscht \ Christa Wolf beklagte 1974 den Mechanismus 
der Selbstzensur \ und Jurek Becker befand 1980: ,Das mei- 
ste von dem, was verboten ist, wird gar nicht erst geschrie- 
ben 4 . 44 






Becker 

Schon 1979 erklärte Jurek Becker in der Zeitschrift 
„Konkret“: „In der DDR hat Literatur natürlich eine Funk- 
tion, die sie in einem Land wie dem Ihren nicht haben 
kann. Sie müssen bedenken, daß es in der DDR außer der 
Literatur kein öffentliches Forum gibt, auf dem Meinungs- 
verschiedenheiten ausgetragen werden Wenn Sie unterstel- 
len, daß es ja nur eine Zeitung gibt, die zwar 30 verschiede- 
ne Namen hat, aber eine Chefredaktion, daß die dieselbe ist 
wie die des Fernsehens oder aller Rundfunksender, und in 
all diesen Medien nur diese eine Ansicht, nämlich die des 
Chefredakteurs , zu Tage kommt , dann sind Bücher tatsäch- 
lich der einzige öffentliche Platz, an dem irgendein Streit 
stattflndet, an dem etwas anderes als diese eine Ansicht ge- 
liefert wird 44 

Und von Günter de Bruyn läßt sich aus seiner schon er- 
wähnten Jean-Paul-Biografie noch hinzufügen: „Die Ge- 
schichte der Zensur ist eine ihrer Ohnmacht , die vom Nega- 
tiven her die Macht des geschriebenen Wortes verdeutlicht. 14 

Viele Beobachter der DDR-Kulturszene, ja, sogar Kunst- 
schaffende in diesem Staatswesen selbst lassen sich immer 
wieder von sogenannten „Tauwetterperioden“ täuschen. 
Wer begriffen hat, was diese sozialistische Welt im Innersten 
zusammenhält, der wird sich von dem wellenförmigen Auf 
und Ab um die starre Hauptlinie der dort vorgegebenen 
Machtpolitik nicht beirren lassen. 

Was für ein lächerliches Hoffen wurde doch entfacht, als 
der damals neugekrönte Staats-, Partei- und Uniformenchef 
Erich Honecker 1971 doppelzüngig erklärte: „Wenn man 
von den festen Positionen des Sozialismus ausgeht, katm es 
meines Erachtens auf dem Gebiet von Kunst und Literatur 
keine Tabus geben. Das betrifft sowohl die Fragen der in- 
haltlichen Gestaltung als auch des Stils - kurz gesagt: die 
Fragen dessen, was man künstlerische Meisterschaft nennt. 44 
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Wolf Vostell: „Betonierung der Mauer, 
Potsdamer Platz” 




Derselbe Honecker drohte zehn Jahre darauf den Men- 
schen in der Bundesrepublik Deutschland siegesbewußt: 
„Seid vorsichtig! Der Sozialismus klopft eines Tages auch 
an eure Tür, und wenn der Tag kommt, an dem die Werktä- 
tigen der Bundesrepublik an die soziale Umgestaltung der 
BRD gehen, dann steht die Frage der Vereinigung beider 
deutschen Staaten vollkommen neu. Wie wir uns dann ent- 
scheiden, daran dürfte wohl kein Zweifel bestehen. " 

Kein Zweifel dürfte auch darüber bestehen, wie es jenen 
Intellektuellen ergehen würde, die heute lautstark den Kapi- 
talismus verdammen, das heißt die soziale Marktwirtschaft 
samt Pluralismus, Gewaltenteilung, Rechtsstaatlichkeit und 
bürgerlicher Demokratie ablehnen und sich in ein sozialisti- 
sches Modell, in eine „Diktatur des Proletariats“, einleben 
möchten. 



Eine linientreue Leserin soll sich angeblich über diesen Text 
beschwert haben, weil sie ihn nämlich entschlüsseln konnte. 
Daraufhin wurde die Anthologie sofort aus dem Verkehr ge- 
zogen. Man brauchte nur die Anfangsbuchstaben der aufge- 
zählten Begriffe aneinanderzureihen, um auf folgende Bot- 
schaft zu stoßen: 

„1. Eure Maße sind Elend. 

2. Euren Forderungen genügen Schleimer. 

3. Eure ehemals blutige Fahne bläht sich träge zum 

Bauch. 

4. Eurem Heldentum, den Opfern, widme ich einen 

Orgasmus. 

5. Euch, mächtige Greise, zerfetze die tägliche 
Revolution. “ 



Daß im deutschen Staat der Arbeiter und Bauern den- 
noch hervorragende Chronisten der Wirklichkeit ausharren, 
die sich, so gut es geht, den staatlichen Privilegien und Kor- 
ruptionsversuchen und damit auch der Zensur verweigern 
und mit großer innerer Freiheit, wie zum Beispiel Monika 
Maron, Sascha Anderson, Christoph Hein, Michael Wüste- 
feld, Paul Gratzik, Martin Stade, Wolfgang Milbig oder vor 
allem Gert Neumann, sowohl das „tödliche Geheimnis des 
Sozialismus “ als auch „diese Menschen und dieses geistige 
System zu überführen" in der Lage sind, läßt auf eine Zu- 
kunft hoffen, die Herrn Honecker und seinen schwerbe- 
waffneten Genossen nicht genehm sein dürfte. 

Selbst Töchter und Söhne treuer Partei- und Staats- 
sicherheitsbonzen, wie beispielsweise Monika Maron, Tho- 
mas Brasch, Uwe Kolb, Hans Noll oder Gerald Zschorsch, 
schlugen das Erbe ihrer Väter aus und befreiten sich aus 
den Ketten dieser Ideologie. 

Uwe Kolb debütierte zu Beginn der achtziger Jahre mit 
zwei kurz hintereinander sowohl im Osten als auch im We- 
sten erschienenen Lyrikbänden. Auf der Buchmesse 1981 in 
Leipzig wurde Kolbe als bedeutende literarische Neuentdek- 
kung gepriesen. Dann ließ Kolbe in einer Anthologie der 
DDR ein Gedicht von sich veröffentlichen, das manche so- 
gleich als das erste Nonsensgedicht ausmachten, das jemals 
über eine volkseigene Druckmaschine gelaufen sein sollte. 
Der fünfstrophige Text unter der Überschrift „Kern meines 
Romans“ beginnt so: 



Die Zensurapparatur, sonst so pingelig und stets mißtrau- 
isch, hatte sich hinters Licht führen lassen und braucht nun 
für den Spott nicht zu sorgen. Ein Glück, daß Uwe Kolbe 
schon im Westen bekannt war, das schützte vor Knast oder 
anderen drastischen Maßnalunen. Dem stellvertretenden 
Kulturminister Höpcke blieb nichts anderes übrig, als von 
einer ,,Panne“ zu schwafeln. 

Peter Jochen Winters stellte in der „Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung“ die berechtigte Frage: „ Wie stark muß das 
Gefühl der Beengtheit, die Enttäuschung über die Verhält- 
nisse im .real existierenden Sozialismus ‘ bei diesem jungen 
Schriftsteller sein, daß er für den Triumph, seine verschlüs- 
selte Botschaft in der DDR gedruckt zu sehen, das Risiko 
eingeht, de facto mit einem Publikationsverbot in der DDR, 
seiner Heimat, belegt zu werden?" 

Gert Neumann, ein Sohn der parteifrommen Schrift- 
stellerin Margarete Neumann, der seine Brötchen als Hilfs- 
arbeiter unterm Dach der katholischehn Kirche verdienen 
muß, setzt diesem geistig morbiden, wirtschaftlich bankrot- 
ten und moralisch verkommenen System von Leipzig aus 
das schärfste Credo entgegen: 

„Ein ganz besonderer Kampf muß deshalb aufgenommen 
werden: der Sieg der Poesie ist das einzige, moderne Argu- 
ment gegen die tödliche Gegenwartsgrammatik der Dikta- 
tur. Denn die Diktatur repräsentiert die poetische Würde 
des Lebens: nicht. “ 



„Elender Untertan Ratloser Einheitlicher 

Memme Argwöhnet Säufer Schalentier Energieloser 

Sachter Insider Nichtsnutz Durchschnittlicher 

Eiferer Lügenmaul Einsiedler Nervenkranker Dasitzender 

*< 
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Buchbesprechungen 



Walter Becher: Der Blick aufs Ganze. Das Weltbild Othmar 
Spanns, München: Universitas, 1985, 304 S., Ln., DM 38,-. 

„Ich war Tag und Nacht mit Othmar Spann zusammen Er 
war einer der anregendsten Menschen , die ich kannte , und 
einer der anstrengendsten auch Er hatte wahrhaftig den 
Einbezug in sein ganzheitliches System zu einer Manie ent- 
wickelt. Es war dies Größe und Gefahr dieses Mannes zu- 
gleich “ — so faßte Emst v. Salomon in seinem Buch „Der 
Fragebogen“ (1951) seinen Eindruck von Othmar Spann 
zusammen, den er 1938 in Wien kennengelernt hatte. 

Heute ist Spanns soziologische Lehre, die er im Gegensatz 
zum Liberalismus (den er als Individualismus kritisierte) 
und zum Marxismus (den er als Kollektivismus ablehnte) als 
eine universalistische Alternative entwickelte, nahezu ver- 
gessen: zu Unrecht, wie ich meine. 



Othmar Spann 

„ Der Mensch müßte geistig absterben ohne jegliche Gemein- 
schaft, kein Tier ist ohne Genossen, kein Halm ohne Rasen; 
und wäre selbst ein Stein außer dem Elementar bereich, die 
Erde außerhalb dem Himmelsgebäude denkbar? Alles was 
ist, besteht als Glied eines Ganzen “ 

Dieser ebenso einfache wie klare Grundgedanke der von 
Spann vertretenen universalistischen Position müßte gerade 
in unserer Zeit, in der wir z.B. die Erde aus dem Blickwin- 
kel der Raumfahrt zum ersten Mal als Ganzes sehen, in sei- 
ner ganzen Bedeutung erkannt werden. Eingedenk der War- 
nung Salomons, nicht der „ganzheitlichen Manie“ zu verfal- 
len, ist Spanns ganzheitliches Weltbild durchaus geeignet, 
die derzeit vorherrschende einzelheitlich-atomistische Schau 
der Dinge zu überhöhen, das Glied im Ganzen und das Gan- 
ze im Glied zu sehen und ein umfassendes systemphiloso- 
phisches Konzept anzubieten. Ein Konzept, das vor allem 
in der gerade begonnen mikroelektronischen Revolution 
von Wert sein könnte. Aber Spanns philosophisch-univer- 
salistisches System ist weithin unbekannt; wenn überhaupt, 
so erinnert man sich seiner Theorie des Ständestaates, die 
ihrerseits nicht zu Unrecht als überholt kritisiert werden 
kann. 

„Warum sollte man nicht fragen dürfen was sozusagen hin- 
ter der Physik kommt?“, so formulierte seinerzeit Werner 
Heisenberg in seinem Werk „Der Teil und das Ganze“ (die 
Nähe zu Spanns Theorem ist unverkennbar!) die prinzipiel- 
le Frage nach dem umfassenden Ganzen, das den Einzeltei- 




len den Zusammenhang ermöglicht. Während in den angel- 
sächsischen Ländern Systemtheorie und Holismus auch in 
der Neuzeit ein Denken entwickelt haben, das sich bewußt 
als ganzheitlich bezeichnet, ist diese Art der Betrachtung 
bei uns zwar in den Gedankengebäuden von Aristoteles, 
Thomas von Aquin und Hegel zur Bedeutung gelangt, heute 
aber fast gänzlich vergessen. Um so erfreulicher, daß Walter 
Becher, der vor Spanns Verhaftung durch die Gestapo in 
den dreißiger Jahren an der Universität Wien einer seiner 
letzten Assistenten war, die nun vorliegende umfassende 
Darstellung der Spannseilen Lehre anbietet. 

Keine leichte Lektüre, der Leser ist gefordert; aber auch kei- 
ne bloße Erinnerung ohne aktuelle Bezüge - ganz im Ge- 
genteil: Becher verdeutlicht sehr genau, wo überall heute 
das Gedankengut Othmar Spanns in Politik, Wissenschaft 
und Wirtschaft Anwendung findet. Darum, und weil ich 
glaube, daß Spanns „Blick aufs Ganze“ heute mehr denn je 
von Wert ist, sollte man dieses Buch zur Hand nehmen. 

Karl Höffkes 



Horst Althaus: Friedrich Nietzsche. Eine bürgerliche Tra- 
gödie, München: Nymphenburger, 1985, 620 S., geb., 
DM 58,-. 

Horst Althaus, Dozent an der Universität Köln im Fach 
Philosophie, präsentiert Nietzsche als Helden einer bürgerli- 
chen Tragödie, eines »Trauerspiels 4 , das den Titel tragen 
könnte: das Neunzehnte Jahrhundert. Nietzsche ist darin 
sowohl Hauptfigur als auch Prophet. Als Hauptfigur ist er 
Handeiner und Opfer zugleich, als Prophet ist er sich selbst 
und seiner Zeit voraus. 




Althaus’ Bestreben ist es, Nietzsches Leben als Ablauf zwei- 
er paralleler Entwicklungen transparent werden zu lassen: 
des Kampfes um Selbstfindung und des Kampfes gegen die 
Doppelbödigkeit seiner Umwelt. Nietzsche gilt Althaus als 
ein radikaler, unnachgiebig kämpfender Charakter, der mit 
dem Einsatz seines Lebens zu ergründen sucht, welche Wer- 
te seiner Zeit und des Daseins überhaupt tragfähig sind. Da 
die Maßstäbe, mit denen Nietsche prüft, nicht a priori fest- 
liegen, sondern als solche erst erobert werden müssen, ist 
Nietzsche gezwungen, eine Wertskala zu errichten, die sei- 
nen innersten Bedürfnissen entspricht. 

Aus einem solchen Ansatz biographisch bestimmter Werk- 
interpretation ergeben sich dann folgerichtig zwei Grund- 
positionen der Darstellung: 

1. Die Philosophie Nietzsches ist kein in sich geschlossenes 
System mit dem Anspruch auf Unfehlbarkeit, denn da die 
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Maßstäbe, mit denen geprüft wird, immer erst entwickelt 
werden müssen, schwanken auch die Urteile. 

2. Gemessen an den immer neu zu findenden Werten kann 
für Nietzsche nichts Gegenwärtiges bestehen: alle Inhalte 
des bürgerlichen Zeitalters sind für ihn unzulänglich, mehr 
noch: bedrohlich; vor allem das Christentum, doch auch die 
Philosophie seit Sokrates, die Wissenschaft, das bürgerliche 
ßildungssystem, der Nationalstaat, die Demokratie und der 
Sozialismus. 

Nietzsches Aktualität liegt für Althaus in dieser genialen, 
höchst sensiblen Intelligenz, die mit einer geradezu seismo- 
graphischen Fähigkeit alle geistigen Strömungen der Zeit 
und die Vorboten kommender Entwicklungen auffängt, mit 
denen wir uns heute konfrontiert sehen. Nietzsches Leben 
gilt Althaus als das Zeugnis einer unbedingten Wahrheits- 
suche, die keine Tabus kennt, und der schließlich auch alle 
persönlichen Beziehungen zum Opfer gebracht werden. Und 
folgerichtig - so Althaus — endet die Existenz dieses Den- 
kers, der sich dem Absoluten aussetzt und für den Denken 
eben nicht die Kompensation nicht gelebter Möglichkeiten 
ist, in Einsamkeit und Umnachtung. 

Der interessante Ansatz, Nietzsches Leben und Denken in 
emen wechselseitig stimulierenden Zusammenhang zu brin- 
gen, orientiert sich formal am Ablauf der Lebensgeschichte. 
Dem Leser bietet sich daher zweierlei: eine biographisch ex- 
zellente Darstellung (ohne den Makel der wissenschaftlich 
geisttötenden Akribie) und eine philosophisch umfassende 
Werkinterpretation - und mehr kann man von einem sol- 
chen Buch wirklich nicht verlangen! jiöffkes 

Geflüsterte Pfeile. Lyrik der Indianer 
Gedichte und Botschaften in zwei Sprachen. Hsg.: Frank 
Geerk, von Loeper Verlag, Karlsruhe 1982 (2 .Auflage 
März 1983), 150 Seiten 

Der Herausgeber versucht mit diesem Band das Spektrum 
der altbekannten und überall zitierten Aussagen nord- 
amerikanischer Indianer um neuere Gedichte aus den USA 
und Kanada zu erweitern. Jedes Stück wird erst in engli- 
scher Sprache vorgestellt und auf der folgenden Seite — 
in einer Übersetzung von Kurt Durga - dem deutschen 
Leser verständlich nähergebracht. Aber sie unterscheiden 
sich nicht nur durch ihre Unbekanntheit, sondern auch 
durch ihren Inhalt; Alkoholproblem in Harlem und Monta- 
na, Leben in den Reservaten, als Strip-Tänzerin oder Stahl- 
arbeiter, daneben Liebeslieder und Naturbeschreibungen, 
ln seinem Vorwort schreibt Frank Geerk: „Nach fiinf- 
hundert Jahren schlimmster Verfolgung und Vernichtung 
sind uns die Indianer nicht nur in der Erfahrung des Unter- 
gangs voraus - sie haben ihren Untergang auch schon 
länger überlebt \ und daher tun wir gut daran , auf ihre 
”gejlüsterten Pfeile ” zu horchen. ” Die an gesprochenen 
Themen und Probleme sind einiger Gedanken wert. 

H.L. 



Lydia Chagoll 

Im Namen Hitlers. Kinder hinter Stacheldraht. Pahl-Rugen- 
stein/Röderberg, Frankfurt /Köln 1979 

Das Buch ist eigentlich das Textbuch zum Film „lm Namen 
des Führers” der belgischen Filmregisseurin Lydia Chagoll, 
enthält aber ausschließlich Zitate aus Nazi-Publikationen: 
Verordnungen, Gesetzen, Richtlinien, Erlassen, Kriegs- 
tagebüchern. Meldungen, Berichten, Schulbüchern und 



politischen Schriften. Als Titelbild verwendeten die Ver- 
leger ein Bild aus dem Kinder-KZ bei Petrozovodsky 
(UdSSR, 1944), einem der zahlreichen Lagern, in denen 
Kinder und Jugendliche ihr Ende erwarteten Ähnliche 
und schlimmere Szenen ereigneten sich in Bergen-Belsen, 
Nordhausen, Auschwitz-Birkenau, aber auch in vielen 
Gettos. 

Warum es vor einigen Jahren Proteste gegen einen deut- 
schen Schlager gab, der zur fröhlichen Fahrt nach Lodz auf- 
forderte, versteht man, wenn man Bilder aus dem „Polen- 
Jugendverwahrlager” oder dem Getto Litzmannstadt 
(Lodz) sieht. 

Durch die beigegebenen Texte bekommen die zahlreichen 
grauenhaften Bilddokumente die Brutalität, die nötig ist, 
um die kriminelle Charakterlosigkeit der Nazi-Ideologie 
in seiner ganzen Bandbreite zu erfassen. 

Das Buch ist ein Dokument deutschen Wahnsinns. 

G.Q. 

Hermann Eich 
Die mißhandelte Geschichte 
Historische Schuld- und Freisprüche 
230 S., 16 S. Abb., geb., DM 29,80, Erb-Verlag, Düssel- 
dorf 1983 



Die 

niißhandehe 
Geschichte _ 




Historiker und Herrscher haben in der Vergangenheit 
versucht, machen es heute und werden auch in der Zu- 
kunft versuchen, die Geschichte in ihrem Sinne umzu- 
schreiben. Oft ist es nicht einfach nur eine eigene Inter- 
pretation, sondern Umschreibung bis zur Verfälschung. 

Wir kennen genügend Beispiele aus unserer deutschen Ge- 
schichte, die in den letzten 100 Jahren keinerlei Kon- 
tinuität zeigt. Eich setzt sich mit all diesen bekannten und 
unbekannten Schuld- und Freisprüchen auseinander und er- 
zählt von Hitler. Satre, Begin, Churchill, Bismarck, Napo- 
leon, Stalin, Petain und de Gaulle, Reagan, von Amerika, 
Kambodscha, Rußland, Polen, Preußen u.v.a. Es geht um 
die Geschichte als Waffe, Historiker als Richter, das Böse 
in der Geschichte, die Schuld an Kriegen, Geschichte als 
Prozeß, Retuschen und Täuschungen. Er verfährt dabei 
sehr ausgewogen und prangert Verbrecher aller Art und 
Gesinnung an, nimmt keine Rücksicht auf Anhänger terro- 
ristischer Regime. 

Die Geschichtsschreibung wird oft als ein Teil der Ab- 
rechnung des Siegers mit dem Besiegten verwendet oder 
ein Verbrechen mit einem anderen entschuldigt. Eich 
schreibt hierzu im Anschluß an einem Kapitel über die 
Verbrechen unter Pol Pot „Keine Zeile dieses düsteren 
Kapitels vom Bösen in der Geschichte sollte aber von den 
Kriegs - und Menschheitsverbrechen ablenken , die in den 
Hitler-Jahren von Deutschland begangen worden sind. 
Die deutsche Geschichte hat ihr eigenes Schuldkonto zu 
führe n Es läßt sich mit den Verbrechen anderer weder 
verrechnen noch abschwächen. M (S. 62) 
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Viele der erwähnten Geschichts-Umschreibungen sind 
sehr interessant. Ich denke da an Petain und de Gaulle, 
die Kollarboration in Frankreich, Indianermord u.a. Wie 
aktuell das Thema ’Vergangenheitsbewältigung’ nicht nur 
bei uns ist, zeigt das Beispiel Le Pen, der infolge des Folter- 
vorwurfs während des Algerien-Feldzuges weiteren Zulauf 
für seine rassistische Partei bekam, denn Algerien ist in 
Frankreich ein Reizthema, das per Gesetz eines bleiben 
soll. 

Für den Interessierten ist das Buch bestimmt brauchbar. 
Wer zu jedem Standpunkt einen Beleg sucht, dem fehlt 
ein Fußnotenhinweis, so daß er sich erst durch das Litera- 
turverzeichnis und dann durch entsprechende Bücher 
arbeiten muß. 

Brecht dichtete einmal über die Geschichte der Sieger 
folgende Zeilen: „ ... immer doch / Schreibt der Sieger 
die Geschichte des Besiegten / Dem Erschlagenen ent - 
stellt / Der Schläger die Züge / Aus der Welt geht der 
Schwächere und zurück bleibt /Die Lüge ” 

Dem ist nichts hinzuzufugen, als der nochmalige Hinweis 
einen längeren Blick in dieses Buch zu tun. 

Hans Leininger 



Bruno Kreisky: Das Nahostproblem, Reden-Interviews- 
Kommentare 1975-1985. Mit einem Vorwort von Olof 
Palme. Europaverlag, Wien, 1985, 260 S., kart., DM 36,- 

Bruno Kreisky, bis 1983 Bundeskanzler der Republik 
Österreich, war einer der ersten europäischen Politiker, 
der den engen Zusammenhang zwischen der Sicherheit 
im Nahen Osten und der Stabüität in Europa klar erkannte, 
ebenso klar wie die Tatsache, daß die politischen Vor- 
stellungen der radikalen israelitischen Kräfte vor allem 
gegen das palästinensische Volk den Keim für immer neue 
Gewalttaten in sich bergen. 

Sein konsequenter Einsatz tur die Existenz eines eigen- 
ständigen Palästinenserstaates brachte ihn in scharfen Ge- 
gensatz zu der offiziellen Politik Israels, 

Wie also stellt sich Kreisky die Lösung für ein Gebiet vor, 
das seit einem Jahrhundert in immer neue blutige Kämpfe 
verwickelt ist? Was denkt er über die Politik der Super- 
mächte im Nahen Osten? Wie sieht er die Entwicklung 
der PLO und der verschiedenen arabischen Staaten? 

In über 50 ausgewählten Reden und Gesprächen mit der 
israelischen, arabischen und europäischen Presse gibt 
vorliegendes Buch einen umfassenden und informativen 
Überblick über die Antworten Kreiskys auf diese und 
andere Fragen. 

Besonders zu erwähnen ist außerdem das sachkundige 
Vorwort Olof Palmes und die kurzgefaßten Erklärungen 
der politischen Ereignisse, die jedem Dokument voraus- 
gestellt sind und die es jedem Leser ermöglichen, ein 
klares Bild der jeweiligen historisch-politischen Situation 
zu gewinnen. 

Karl Höffkes 



Julius H. Schoeps: Bismarck und sein Attentäter. Ullstein, 
Berlin, 1984, 192 S., zahlr. Abb., geb., DM 28,- 

Daß Gewaltakte nicht selten genau das Gegenteil von dem 
ermöglichen, was ihre Urheber bezweckten, d.i. anstelle 
der Destabilisierung einer bestimmten Gruppe oder eines 
Einzelnen gerade ihre Stabilisierung, oft sogar verbunden 



mit einer erweiterten Machtbefugnis, ist ein altbekanntes 
politisches Phänomen. 

Und so geht es dem Autor des vorliegenden Buches auch 
nicht um die beispielhafte Darstellung des Prinzips der 
Umkehrung als vielmehr um eine auf zeitgenössische 
Quellen aufbauende deziiierte Darstellung eines solch- 
gearteten, historisch interessanten Geschehens. 

Am Beispiel des versuchten Attentates des Studenten 
Ferdinand Cohen-Blind auf Otto v. Bismarck am 7. Mai 
1866 verdeutlicht Schoeps, wie dieser den (im übrigen 
dilettantisch ausgeführte) Anschlag im nachhinein auszu- 
nutzen wußte, um die Bevölkerung auf den bevorstehenden 
Waffengang mit Österreich einzustimmen. 

Daß sich darüber hinaus über die Jahre hinweg objektive 
und subjektive Momente des Geschens - gerade auch in 
den zeitlich auseinanderliegenden Darstellungen durch 
Bismarck selbst - vermischen und nicht selten Wunsch- 
gedanken oder verklärende Interpretationen an die Stelle 
der Realität rücken, ist ein weiterer, ebenso interessanter 
wie gut belegter Aspekt, den Schoeps mit dieser Studie 
zu verdeutlichen weiß. 

Karl Höffkes 



Caspar Schmalkalden: Die wundersamen Reisen des Caspar 
Schmalkalden nach West- und Ostindien 1642 - 1652. 
Acta Humaniora, Weinheim, 1983, 192 S.. zahlr. färb. Abb. 
kart., DM 48,- 

Die Forschungsbibliothek Gotha verwahrt ein interessantes 
handschriftliches Reisejournal des Thünnger Caspar Schmal- 
kalden auf, der als Soldat in holländischen Diensten in den 
Jahren 1642 bis 1645 und 1646 bis 1652 Reisen nach 
Brasilien und Chile sowie in die niederländischen Be- 
sitzungen in Ostindien unternahm. 

In diesem Werk, das mehr als dreihundert Jahre nach 
seinem Entstehen hiermit erstmals gedruckt vorlicgt - 
und dessen besonderen Reiz in den vielen farbigen Karten, 
Federzeichnungen und Aquarelle liegt, mit denen der 
Autor seinerzeit alle Besonderheiten bildlich festgehalten 
hat — findet sich ein faszinierendes Panorama südameri- 
kanischer und asiatischer Sitten und Gebräuche des 17. 
Jahrhunderts. 

Ethnographische und naturkundliche Schilderungen wech- 
seln mit ethnohistonschen, naturwissenschaftlichen, sprach- 
und kulturhistorischen, ergänzt durch topographisch-mili- 
tärischen Beobachtungen. 

Wer Sinn für derartige Schilderungen hat, wird an diesem 
Buch gewiß seine Freude haben. 

Klaus Hermanns 



Dipl.-Ing. Felix von König: Bau und Betrieb von Biogas- 
anlagen. Udo Pfriemer Buchverlag im Bauverlag, Wiesr 
baden, 1985, 114 S., zahlreiche Abb. u. Tab., DM 29,- 

Biogasnutzung in der Landwirtschaft als ein Ergebnis der 
Energiekrise ist nichts außergewolinliches. Da aber in 
aller Regel allein die Energieausbeute beachtet wurde, 
blieb unbeachtet, daß die bei der Biogas technologje an- 
fallenden Gärrückstände einen hochwertigen Naturdünger 
darstellen, der — als Ersatz ftir den Handelsdünger zur 
Entlastung der Umwelt genutzt werden kann. 

Vorliegendes Buch behandelt umfassend die chemischen 
und biologischen Zusammenhänge, vergleicht Vorteile 
und Eigenschaften verschiedener Biogasanlagen und bietet 
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Hinweise für den Selbstbau sowie die Wirtschaftlichkeits- 
berechnung. 

Angesichts der flüssig-verständlichen Darstellung endlich 
ein Fachbuch, das man ohne Einschränkung auch dem 
interessierten Laien einpfelüen kann. 

Karl Höffkes 



Hyemeyohsts Storni: Gesang des Heyoehkah. Ansata- 
Verlag, Interlaken, 1984, 342 S., zahlr. färb. Abb., Ln., 
DM 38 

Hyemeyohsts Storni, als Nord-Cheyenne geboren und in 
den Cheyenne- und Crow-Reservaten aufgewachsen, lädt 
den Leser auf eine abenteuerliche und schicksalsreiche 
Visionssuche ein. 

Sein 'Gesang des Heyoehkah 7 ist eine spannende und viel- 
schichtige Sage, in der sich die altüberlieferten Erzählungen 
und Träume des indianischen Volkes zu einem ergreifenden 
Testament der geistigen Kultur und Weisheit der Plains- 
Indianer zusammenfinden. 

Auf verschiedenen Erzählebenen erlebt der Leser einerseits 
die indianische Sicht von der allen Dingen zugrundeliegen- 
den Einheit und damit den Schlüssel zur Versöhnung 
mit uns selbst und mit unserer Mutter Eide, andererseits 
öffnen sich die Tore zur altindianischen Geisteswelt und 
ihren geheimen Lehren. 

Die Farbbilder und Zeichnungen des Künstlers Tom Kirby. 
voll von ursprünglicher Schönheit und traumgleicher 
Symbolik, sowie der zweifarbige Druck des Textes er- 
möglichen zudem eine visuell erfahrbare Dimension dei 
vorgestellten Inhalte, von der man als Leser unmittelbar 
gefangen wird. Ein Leseerlebnis von besonderer Intensität, 

Karl Höffkes 



Leerjahre voller Unschuld und Sühne 

Andreas Schmidt: Leeijahre. Leben und Überleben im 
DDR-GULag, Anita Tykve Verlag (Postfach 1561, 7030 
Böblingen), 1986, 640 S„ DM 29,80. 

Von Tausenden der DDR abgekauften politischen Gefange- 
nen haben Hunderte versucht, ihre Haftanstalts-Erlebnisse 
aufzuschreiben; doch nur etwa einem Dutzend ist es bisher 
gelungen, über einen Verlag an die Öffentlichkeit zu ge- 
langen. Nun bietet der 1982 aus Brandenburg-Görden ent- 
lassene „staatsfeindliche Hetzer“ und „landesverräterische 
Agent“ Andreas Schmidt eine umfassende Lebens- Beichte 
an, die einiges Neue bietet, dem Eingeweihten vor allem 
eine Gesamtschau bekannter Aspekte. Und das sieht nicht 
ganz zufällig wie eine KolossaJ-Statue des „real existieren- 
den Sozialismus“ auf deutschem Boden aus, und zwar aus 
der Perspektive von ganz unten. „ Selig sind die Entrechte - 
ten und Besitzlosen ... sie haben der Welt etwas ganz Be- 
sonderes zu sagen heißt es in Pasternaks „Dr. Schiwago“ 
und konnte als Motto dem Buch von Andreas Schmidt vor- 
angestellt werden. 

Andreas Schmidt hatte das zweifelhafte Glück, 1957 im 
sächsischen Crimmitschau in eine Textil fabrikanten-Fainüie 
hineingeboren worden zu sein. Seine Lehrer mußten die El- 
tern der Mitschüler vor ihm warnen, weil, so wörtlich in 
einem Brief, „ das Blut eines Ausbeuters in seinen Adern 
fließt und er das Gift des Imperialismus in sich tragt' 1 . 
Trotz eines überdurchschnittlichen Notendurchschnitts in 
der achten Klasse darf er, der weder den Jungen P'onieren 
angehürt noch zur Jugendweihe geht, keine zum Abitur und 



damit zum Studium führende Schule besuchen. Der Vater 
stirbt an Lungenkrebs, bevor sein jüngster Sohn Andreas 
drei Jahre alt ist. 1968 versucht einer der beiden älteren 
Brüder, über die tschechische Grenze in den Westen zu 
flüchten, und wird erschossen; der andere Bruder erhängt 
sich 1972, nachdem der halbstaatliche Familienbetrieb un- 
ter erpresserischem Druck in „Volkseigentum“ überführt 
worden ist. Die Mutter, die nach der Enteignung in ihrer 
ehemaligen Firma als Packerin für einen Stundenlohn von 
1,68 Mark arbeiten muß, stirbt mit 48 Jahren. Übrig bleibt 
nur der sechzehnjährige Andreas. An seinem achtzehnten 
Geburtstag stellt er, sich auf die KSZE-Schlußakte beru- 
fend. seinen ersten Ausreiseantrag zur Übersiedlung in die 
Bundesrepublik Deutschland, den ersten von insgesamt 
49 Anträgen. Nach mehreren Ablelmungen wendet er sich 
schließlich an den ZDF-Moderator Gerhard Löwenthal und 
an die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte in 
Frankfurt am Main. Das wird ihm natürlich straferschärfend 
angerechnet, doch zur Verhaftung kommt es, weil er mit 
seiner damaligen Verlobten im heißten Herbst 1976 die Lo- 
sung anschreibt: „Solidarität mit Biermann!“ 

Bis zur Amnestie 1979 darf Andreas Schmidt überwie- 
gend für die Dresdner Kamerawerke „Pentacon“ im Zucht- 
haus Cottbus Zwangsarbeiten, bevor er zu seinem Unglück 
wieder in seine ungeliebte Heimat entlassen wird. In Crim- 
mitschau anschließend als Transportarbeiter verpflichtet, 
stellt er natürlich wieder Ausreiseanträge, sucht die Ständige 
Vertretung in Ost-Berlin auf, überlebt einen Suizidversuch, 
wendet sich an den westfälischen Verien „Hilferufe von 
drüben“, schreibt dem konservativen Liedermacher Gerd 
Knesel und sucht erneut das ZDF-Büro in Ost-Berlin auf, 
um anschließend wieder wegen „staatsfeindlicher Hetze“ 
und „landesverräterischer Agententätigkeit“ verhaftet und 
nach dem Urteil in die größte Strafanstalt der DDR, nach 
Brandenburg-Görden, gebracht zu werden. Unter Mördern, 
Schwerverbrechern und relativ wenigen politischen Gefan- 
genen lernt er dort eine Atmosphäre grenzenloser Brutalität 
und Primitivität kennen. Nach fast fünfjähriger Hafterfah- 
rung wird Andreas Schmidt 1982 endlich freigekauft. 

Aus der Logik dieser Biografie heraus müßte sich nach 
den Worten des Erfolgsschriftstellers Erich Loest, der selbst 
sieben Jahre unschuldig in Bautzen absitzen mußte, folgen- 
des ergeben: „Da treibt die Wut alle früheren Einsichten 
und Ansichten aus . da rutscht der ab, der den real existie- 
renden Sozialismus in seiner pervertiertesten Form kennen- 
gelernt hat, aus einem Linken wird ein Rechter ; aus einem 
Konservativen ein Faschist . “ Selbstverständlich hat auch 
Andreas Schmidt seine Odyssee durch den DDR-GULag 
nicht als „Faschist“ beendet. 

Schon die Kommunistin Anna Seghers schrieb in ihrem 
Roman „Die Toten bleiben jung“: „Ereignisse, die das Le- 
ben umstülpen , wie es eine Verhaftung ist, können den 
Menschen entweder zerbrechen oder aus seinem Innern un- 
geahnte Kräfte hervorlocken '* Nun, zerbrochen ist wohl 
keiner von denen, die hinterh3r die Kraft aufbrachten, ihre 
Erlebnisse niederzuschreiben. Zerbrochene leben dennoch 
unter uns, sie wurden ebenfalls abgekauft und sind oft 
Sozial falle geworden oder leben in psychiatrischen Ein- 
richtungen. Andere können hier die Chance eines neuen, 
menschenwürdigen und selbstverantwortlichen Lebens nicht 
packen und landen in der Gosse. Als zerbrochen muß man 
auch jene ansehen, die hier in rechts- oder linksradikalen 
Gruppierungen ihren Haß von der Seele sprengen wollen. 
Doch am gefährdetsten dürften jene sein, die all das, was sie 
an Schrecklichem erlebten, so schnell wie möglich verdrän- 
gen möchten und keinem erzählen, daß sie jemals unschul- 
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dig im Gefängnis saßen. Nicht wenige davon sind deshalb 
zerbrochen, weil sie sich selbst nicht treu geblieben sind; 
weil sie sich und andere, mitunter ihre liebsten Menschen, 
mit hineingezogen, verraten und denunziert haben - nicht 
aus Bosheit, sondern aus Schwäche oder manchmal auch 
aus überkluger Berechnung. Sie haben sich oft aus Gutmü- 
tigkeit oder Naivität zum Spielball der Vernehmer machen 
lassen, nahmen ihre Ausreiseanträge wieder zurück, ver- 
pflichteten sich zur Spitzeltätigkeit oder gaben wegen ein 
paar lumpiger Hafterleichterungen ihre Überzeugung auf; 
manche verrieten im wahrsten Sinne des Wortes ihr Vater- 
land für eine Zigarette. Aber, wie schon angedeutet: nicht 
der Hunger, nicht die Schikanen, nicht die sprichwörtliche 
Toten-Stille ist tötend, „ aber / was uns zerstört , ist j nur 
eins: // der / Knie fall", schrieb der ehemalige Brandenburg- 
Häftling Ulrich Schacht, der 1951 sogar im sächsischen 
Frauenzuchthaus Hoheneck geboren wurde, in einem dem 
ehemaligen Polit-Häftling Jürgen Fuchs gewidmeten Ge- 
dicht unter dem Titel „Allen gesagt ". 

Andreas Schmidt hat wohl als erster Deutscher den teuf- 
lichen Mechanismus beschrieben, der viele politische Gefan- 
gene im Würgegriff der Staatssicherheit zerbrechen läßt. 
Denn eines Tages wurde Schmidt selbst von seinen Haft- 
kameraden als „Stasi-Spitzel“ enttarnt, un er wünschte sich 
nichts „ sehnlicher als daß die Erde sich auftäte, mich zu 
verschlingen". Als er daraufhin nur knapp dem Prügel ent- 
geht, bekommt er die Chance, alles zu offenbaren: „ Mehr 
als die Wahrheit sagen konnte ich nicht. Und diese war lei- 
der selbst für Leute , die die Stasi- Methoden zur Genüge 
kannten , unglaubwürdig genug ..." 

Noch vor seiner Inhaftierung schrieb Andreas Schmidt 
mit wahrer Leidenschaft Situationsberichte über das Leben 
in der DDR für einen angeblichen BND-Mann. Später tau- 
chen dann einige Berichte während seiner Vernehmungen 
auf, und er hätte zusätzlich wegen Spionage angeklagt wer- 
den können, mit einem Paragraphen also, der zu den zwan- 
zig gehört, die noch bis zur Todesstrafe reichen. Doch der 
Stasi-Vemehmer zeigt sich großzügig und bietet einen 
Tausch an; Zurücknahme des Ausreiseantrages gegen Zu- 
rücknahme des Spionagevorwurfs. Freilich kann Andreas 
Schmidt dieses makabre Spiel gegen den Apparat nicht ge- 
winnen. Sogar im Strafvollzug, also nach der Verurteilung, 
wird weitergepokert. Der Verbindungsoffizier zur Staats- 
sicherheit droht dort noch einmal mit zwölf Jahren „Nach- 
schlag“. Schmidt reflektiert: „ Zwölf Jahre rote Ziegel - 
mauern. Zwölf Jahre acht Meter hohe Grenzen , Wachtürme 
und nächtliches Scheinwerferkreisen Zwölf Jahre lang Will- 
kür, Unrecht, Verdammnis , Einsamkeit, Elend. Zwölf Jahre 
lang Hunger nach einer Orange und einem Stückchen Scho- 
kolade , zwölf Jahre latig Durst nach Kaffee und Milch und 
Bier und Wein. Zwölf Jahre lang Selbstbefriedigung. Zwölf 
Jahre Angst vorm Wahnsinnigwerden. Zwölf Jahre Trauer 
und Selbstmitleid. Zwölf Jahre potentieller Selbstmörder. 
Zwölf Jahre unschuldig eingesperrt. " 

Wer würde, nur um sich treu zu bleiben, zwölf Jahre 
länger im Knast bleiben wollen? „Nur Idioten oder eben 
Märtyrer könnten so handeln “, entscheidet Andreas Schmidt, 
zudem er Tieferes im Sinn hat: „ Kann es vernünftig sein , 
ein Hilfsangebot, ist es auch eine Erpressung, auszuschlagen , 
wenn man zwölf Jahre seines Lebens retten kann ; zwölf 
Jahre , in denen man , ist man in Freiheit , so unendlich viel 
zur Entlarvung des Unrechts namens Kommunismus beitra- 
gen kann, so unendlich viel , daß man das begangene Verbre- 
chen hundertfach wiedergutmacht dadurch, so, genau so, 
wie ich es jetzt tue, da ich dies Bekenntnis, diese Beichte 
ablege ?" Es ist ihm hoch anzurechnen, daß er sein Verspre- 



chen einhält, denn er gehört zu denen, die sich in schriftli- 
cher und mündlicher Form der Aufklärung über die system- 
immanenten Verbrechen des Kommunismus verpflichtet 
fühlen. 



Schonungslos auch gegen sich selbst deckt er die skurri- 
len Beziehungs-Kisten in den von ihm erlebten Haftanstal- 
ten auf, charakterisiert er seine Freunde, Feinde und Geg- 
ner, nennt Roß und Reiter. In Fallstudien fremder Schick- 
sale werden äußere Geschehnisse ebenso nachvollziehbar 
beschrieben wie psychische Vorgänge. Aus einer, natürlich, 
subjektiven Sicht gelingt es Andreas Schmidt in schlüssiger 
Weise und packender Art, die komplexen Zusammenhänge 
zwischen politischen Prozessen, verschiedenen Biografien 
und psychischen Abläufen durch- und überschaubar zu ma- 
chen. 



Dieses Buch gehört in die Hände aller Politiker, die sich 
im harten Ost- West-Geschäft versuchen; das Buch gehört 
tausendfach in die DDR geschmuggelt; das Buch gehört 
in alle Haftanstaltsbibliotheken, vor allem dorthin, wo fana- 
tisierte Terroristen einsitzen. 



Es gibt wenige Menschen, denen ich dieses Buch nicht 
empfehlen könnte. Nur bislang von Politik verschonte 
Zeit-Genossen sollte man wegen einer nicht auszuschließen- 
den Schockgefahr vorsichtig an diese Lektüre heranführen, 



Schenken möchte ich dieses Buch gern Erich Honecker, 
falls er die Bundesrepublik Deutschland und damit Hun- 
derttausende Opfer seiner Politik, also die vielen geflüchte- 
ten, vertriebenen, verkauften und geschundenen Mark- 
Brandenburger, Mecklenburger, Thüringer und Sachsen, be- 
suchen möchte. Siegmar Faust 
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„Die Nation ist als die alles Denken 
begründende Wirklichkeit aufzufas- 
sen und zu erfassen.“ Diesen grund- 
legenden Leitsatz begründet der Bo- 
chumer Politikphilosoph anknüp- 
fend an den deutschen Idealismus 
von Kant, Fichte und Hegel und 
schildert die Möglichkeiten der 
Deutschen sowie die Notwendigkeit 
einer nationalen deutschen Politik. 




Kein Buch hat in den letzten Jahren 
wie dieses neue Maßstabe für die 
Diskussion um die deutsche Identi- 
tät gesetzt und das „Recht auf Na- 
tion“ so einwandfrei als ein Grund- 
recht der Moderne aufzeigt, das hö- 
her als die Demokratie steht: „Wer 
Demokratie verabsolutiert, ist ein 
Reaktionär.“ - Der Nationalismus 
ist nun wieder wissenschaftlich an- 
erkannt. 
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